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Vorwort. 



In meiner ersten Abhandlung „Ober die Grenzen der Polizei- 
gewalf ' hatte ich dargelegt, daß unser heutiges Polizeirecht wurzelt 
in der Polizeigewalt der deutschen Territorien unter dem heiligen 
römischen Reich. Ich hatte weiter ausgeführt, daß der Polizeistaat 
jener Tage beendet wurde, indem der] Staat selbst durch seine 
Gesetzgebung feste Grenzen der Polizeigewalt bestimmte. In der 
vorliegenden Abhandlung habe ich nun versucht, festzustellen, wie 
sich dann der Polizeibegriff seit seiner ersten gesetzgeberischen 
Festlegung im AUg. Landrecht entwickelt hat Dieses Problem war 
besonders bedeutsam für Preußen, weil hier sowohl über die Aus- 
legung der Bestimmung des AUg. Landrechts über die Polizei, als 
auch über die Frage ihrer praktischen Geltung ein schroffer Wider- 
spruch besteht zwischen der Rechtsprechung der obersten Gerichte 
und den eingehenden, bisher keineswegs hinreichend widerlegten 
Ausführungen der Professors H. Rosin. 

An dieser Stelle möchte ich auch Herrn Geheimrat Jellinek für 
die mannigfachen Anregungen, die ich in seinem Seminar zu der 
nachfolgende Arbeit erhalten habe, meinen gehorsamsten Dank 
aussprechen. 

Wiesbaden, im März 1906. 

Kurt Wolzendorff. 
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Einleitung, 



„In allem Kleinen groß, gegenüber allem Schwachen stark, 
immer aber unberufen und ohne Dank das ,Gute* und das ,Wohl' 
durch seine Zwangsgewalt vollziehend", das ist nach L. v. Stein 
der Polizeistaat, der Staat in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts. 
Die Oberwindung dieses Staatsprinzipes ist eine der größten Er- 
rungenschaften der Aufklärung. Aber so bedeutsam dieser Fort- 
schritt für das Staatsrecht ist, für das bürgerliche Leben hat er 
nicht viel gewirkt. Denn was gefallen war, war nur der philo- 
sophische Kern, die sittliche Idee des Polizeistaats, nicht das 
politische Prinzip, nach dem tatsächlich regiert wurde. Und gerade 
die sittliche Idee des eudämonistischen Polizeistaats war eine sehr 
hohe gewesen, sie war „eine *der hochachtbarsten Erscheinungen 
in der Geschichte des geistigen und konkreten Staatslebens''. Das 
sollte die deutsche Rechtswissenschaft nie vergessen: „Denn jene 
eudämonistische Staatsidee ist eine spezifisch deutsche Auffassung 
des Staats, und wir stehen keinen Augenblick an, zu behaupten, 
daß dieselbe unter allem dem, was Deutschland geleistet hat, dem 
deutschen Geiste mit am meisten zur Ehre gereicht."^) 

Die Aufklärung hat dann die Erkenntnis gebracht, daß der 
Gedanke, der Staat müsse die Untertanen zu ihrem Glück zwingen, 
trotz seiner sittlichen Höhe falsch sei. Sie hat die Forderung auf- 
gestellt, daß nur die Wahrung des Rechts Aufgabe des Staates sei, 
daß er im übrigen aber nicht in das Privatleben der Bürger ein- 
dringen dürfe. Eine solche prinzipielle Umwälzung des Staatslebens 
mit einem Schlage war praktisch unausführbar, der Staat setzte 

^) L. V, Stein, Die Verwaltungslehre 1866 2. T. S. 12. 
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nach wie vor seine ausgedehnte verwaltende Tätigkeit fort Die 
neue wissenschaftliche Lehre war politisch bedeutungslos, und es 
blieb der Staatswissenschaft nichts anderes übrig, als sich dem 
praktischen Leben anzupassen und allerhand Kompromisse zu 
schließen. Dadurch ging aber die einheitliche Idee verloren: die 
eudämonistische Staatsidee hatte man aufgegeben, die Idee des 
strengen Rechtsstaats — in dem Sinne, daß der Staat sich tatsächlich 
auf die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung beschränkt hätte — ließ 
sich nicht durchführen und so entstand naturgemäß eine außer- 
ordentliche Unklarheit und Verschiedenartigkeit der Lehren. Da 
aber die Wissenschaft kein einheitliches System aufzustellen ver- 
mochte, so konnte sie natürlich auch nicht eine feste Wirkung auf 
das staatliche Leben ausüben. So lebten — in Staatslehre und 
-Leben — die Reste des Polizeistaats immer weiter, bis über die 
Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus, wo siegreich wieder eine neue 
Staatsidee auftritt, die des Kulturstaats, der über die Verwirklichung 
der Rechtsordnung hinaus alle Zweige menschlicher Kultur zu fördern 
sucht, dabei sich aber selbst unter das Recht stellt und Zwang 
gegen seine Bürger nur auf gesetzlicher Grundlage übt 

Das Gebiet aber, auf dem diese Entwicklung naturgemäß ihre 
größte Bedeutung gehabt hat, ja, das ihr eigentliches Feld war, ist 
das Polizeirecht 



1. Abschnitt. 

Vom preußischen allgemeinen Landrecht 
bis znm Jahre 1812. 

§ 1. 

§ 10, II, 17 des allgemeinen Landrechts. 

„In keinem Fache des inneren Staatsrechts ist es so nötig als 
in dem der Polizei, daß wir ein sicheres und überall anwendbares 
Prinzip aufstellen und die Grenzen zwischen den Befugnissen der 
Regierung und der Freiheit des Bürgers scharf bezeichnen." Sa 
heißt es in einer anonymen Schrift,^) die im Jahre 1808 erschien 
und allerseits viel Beachtung fand; beschäftigte sie sich doch, wie 
schon aus dem angeführten Satze erhellt, mit einer Hauptforderung 
jener Zeit, einer Forderung, die das Ende des Polizeistaats kenn- 
zeichnet: die Forderung einer rechtlichen Umgrenzung der Polizei- 
gewalt. In einem deutschen Staate war diese Forderung schon 
erfüllt. In Preußen hatte das allgemeine Landrecht eine all- 
gemeine Rechtsregel für die Befugnisse der Polizei aufgestellt ia 
§ 10, II, 17: 

„Die nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen- 
Sicherheit, Ruhe und Ordnung, und zur Abwendung der 
dem Publiko oder einzelnen Mitgliedern desselben bevor- 
stehenden Gefahr zu treffen, ist das Amt der Polizei." 



^) Ober das Prinzip, die Grenzen und den Umfang der Polizei. Ein. 
Versuch. Leipzig 1808. S. 5. 
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Durch diese Bestimmung des allgemeinen Landrechts sind, 
wie die jetzt herrschende Lehre und die Rechtsprechung annimmt, 
die Grenzen der Polizeigewalt gesetzlich festgelegt, so zwar, daß, 
im Gegensatz zum Polizeistaat, der Polizei nicht mehr die Berech- 
tigung und Verpflichtung zur Wohlfahrtsförderung zuerkannt wird. 
Diese Lehre ist von Rosin in zwei Schriften angegriffen worden.^) 
Die Rechtsprechung ist über die Einwendungen Rosins hinweg- 
gegangen. Die Wissenschaft aber darf sie nicht unberücksichtigt 
lassen; dazu ist der wissenschaftliche Apparat, mit dem Rosin 
seine Ansicht begründet, viel zu ausführlich und bedeutend. 

Rosins Lehre gipfelt darin, daß der § 10, II, 17 ALR. nicht eine 
allgemeine Begriffsbestimmung, also auch nicht eine Bestimmung 
der Grenzen der Polizeigewalt darstelle, sondern nur das polizei- 
liche Verfügungsrecht beschränke. 

Was nun zunächst die Begriffsbestimmung der Polizei nach dem 
Allg. Landrecht angeht, so führt Rosin folgendes aus*): „Eine Unter- 
suchung, welche die Auffassung der Polizei nach dem Allg. Landrecht 
in vollem Umfange ergründen will, muß von der Bestimmung des 
Staatszweckes nach diesem Gesetz ihren Ausgang nehmen. Denn 
der Gegensatz der ,Wohlfahrf und der bloßen ,Sicherheif, auf 
welchen die verschiedenen Ansichten über die Polizei nach dem 
Allg. Landrecht hinauskommen, ist jedenfalls im Prinzip kein anderer 
als der, in welchem sich in den letzten Jahrhunderten die Theorien 
über den Staatszweck bewegt haben." Bezüglich dieses aber kommt 
Rosin S. 10 zu dem Resultat, „daß das Allg. Landrecht, den praktischen 
Bedürfnissen des modernen Staates entsprechend, voll und ganz die- 
jenige Staatsauffassung in sich birgt, welche den Staat über die 
Herstellung der bloßen Sicherheit hinaus an sich zu jedweder Tätig- 
keit im Interesse des Volkswohls als befähigt und unter Umständen 
als berufen erklärt". Nun muß allerdings zugegeben werden, daß 
in der Theorie und Praxis im 19. Jahrhundert der Polizeizweck 



^) Bosin, Das Polizeiverordnangsrecht in Preußen 2. Aufl. 1895; Bosm, 
Der Begriff der Polizei und der Umfang des polizeilichen Verfügungs- u. Ver- 
ordnungsrechts in Preußen 1895. 

*) Bosin, Begriff S. 8ff. 
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sich mit dem allgemeinen Staatszwecke deckte und daß es gerade 
das Charakteristikum des Staates jener Zeit, des sogen. Polizei- 
staates, ist, daß ihm die Polizeigewalt die Befugnis gab „zur Er- 
füllung des Staatszweckes im Innern seinem ganzen Umfange nach*". 
Das Allg. Landrecht hat eben nun diesen Grundsatz durchbrochen. Es 
hat zwar die Pflege der allgemeinen Wohlfahrt nicht von den Zwecken 
des Staates ausgesondert, aber von dem der Polizei. Der Staatszweck 
ist eben auch nach dem Allg. Landrecht ein differenzierter, wie Rosin 
im § 3 a. a. O. darlegt, und das Allg. Landrecht hat die Polizei auf einen 
Teil dieses Zweckes beschränkt. Darüber kann man gar nicht im 
Zweifel sein, wenn man die damalige Theorie kennt. In der Theorie 
des Polizeirechts jener Zeit stritt man prinzipiell darüber, ob 
die Befugnisse der Polizei beschränkt seien durch den Wohlfahrts- 
zweck oder den Sicherheitszweck. Das ist eine ganz bekannte 
Streitfrage, zu der jeder Schriftsteller des Polizeirechts Stellung 
nehmen mußte und Stellung nahm, ehe er an die weitere Dar- 
stellung der Polizei gehen konnte. Wenn nun ein Gesetzgeber zu 
einer solchen Frage Stellung nimmt und sich ganz klar für eine 
der beiden sich prinzipiell gegenüberstehenden Theorien ausspricht, 
so ist es doch schlechthin undenkbar, daß er sich für die andere 
habe erklären wollen. Ganz unzweifelhaft aber wird die Sache 
dadurch, daß der Gesetzgeber, wie SchUling ausführiich dargetan 
hat,^) selbst erst der Wohlfahrtstheorie angehangen hat und diese 
noch im Entwurf zum Ausdruck gebracht hat Erst im Gesetzbuch 
selbst hat er sich im beabsichtigten schärfsten Gegensatz zu dem 
Entwurf auf den Standpunkt der sogen. Sicherheitstheorie gestellt 
Aber die Einschränkung des Polizeibegriffs durch den sogen. 
Sicherheitszweck würde sich auch für Rosin ohne weiteres aus 
dem Wortlaut des § 10, II, 17 ALR. ergeben, wenn er diesen nicht 
zu Unrecht seiner allgemeinen Bedeutung beraubt hätte. Er gibt 
sogar ausdrücklich zu (S. 40), daß dieser Paragraph „nur die 
Sicherheitspolizei... als im ,Amte der Polizei'" liegend bezeichnet 
Aus den Worten „Amte der Polizei" schließt er jedoch, daß nicht 

^) SckiUing, Die Entwicklung des Polizeibegriffs nach preuß. Recht, 
VerwArch. Bd. 2 S. 510ff. 
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die ganze staatliche PoUzeigewalt durch diesen Paragraphen be- 
stimmt werden sollte, sondern nur die polizeiliche Exekutive. Ich 
habe an anderem Orte schon dargelegt,') warum ich diese Ansicht 
für falsch halte und kann hier nur noch einmal den Haup^^nd wieder- 
holen. Oben habe ich schon erwähnt, wie wenig zweifelhaft man 
über diese ganze Sache sein kann, wenn man sich vergegenwärtigt: 
es besteht in der gesamten Theorie die große Streitfrage: Wohl- 
fahrtszweck oder Sicherheitszweck; der Gesetzgeber greift dies^ 
Streitfrage auf und entscheidet darin. Die Frage war die nac. 
dem Zweck und Umfang der Polizeigewalt Hätte der Gesetzgeber 
nicht diese Fragen, sondern zwei gesonderte, 

1. Umfang des Polizei- Verordnungsrechts, 

2. Umfang des Polizei-Exekutivrechts, 

so würde er das nicht getan haben, ohne darauf hinzuweisen, da& 
er nicht die landläufige Frage, sondern zwei andere entscheiden 
wollte. Soviel Kenntnis der damaligen Theorie und soviel Bewußt- 
sein von der Bedeutung seiner Worte muß man ihm doch zutrauen. 
Kommt man nun zu dem m. E. ganz zweifellosen Resultat, daß 
der § 10 cit den Umfang der gesamten staatlichen Polizeigewalt 
durch den Sicherheitszweck beschränkt hat, so kann hieran die ent- 
gegengesetzte private Ansicht von Suarez nichts ändern, die von 
Rosin mit außerordentlich reichlichen Zitaten bewiesen wird.^ 

Ebensowenig können mich die unzähligen kleinen anderen^ 
von Rosin hervorragend kunstvoll aufgesuchten Gründe 
von dem gewonnenen Resultat abbringen. Sie kommen ja 
auch alle nicht sehr in Betracht und bedürfen ja auch 



^) Grenzen der Polizeigewalt, 1. Teil, Ober die Grenzen der Polizeigewalt 
im Poiizeistaat S. 70ff. 

*) Es fehlt jedoch auch nicht an Beweisen, daß eine eadamonistische 
Polizei mit Suarez* Ansichten gar nicht übereinstimmt Ich erinnere nur an 
folgenden von Stölzd (JE. G, Suarez S. 286) wiedergegebenen Satz aus dem 
Anfange der von Suarez dem Kronprinzen gehaltenen Vorträge: «Die ange-- 
borenen und erworbenen Güter eines Menschen zusammengenommen heißea 
das Seine desselben; zu dem Seinen eines jeden Menschen gehört besonders 
auch die Freiheit, seine Fähigkeiten und Kräfte zur Beförderung seiner 
Glückseligkeit anzuwenden." Vgl. auch die unten S. 81 wiedergegebenen Sätze 
Suarez*. 
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eigentlich keiner Auseinandersetzung, da Rösin die Bedeutung 
des § 10 cit ja gar nicht bestreitet, sondern nur seine An- 
wendbarkeit auf das polizeiliche Verordnungsrecht Besonders 
erwähnt sei hier nur, was Rosin in betreff der Wohlfahrts- 
pflege sagt: „Wie bereits mehrfach zur Sprache gekommen, 
ist es nach § 3, II, 13 ALR. Sache des Staatsoberhauptes, 
für Anstalten zu sorgen, wodurch den Einwohnern zur Aus- 
bildung ihrer Fähigkeiten und Kräfte und zur Beförderung 
ihres Wohlstandes Gelegenheit verschafft wird. In betreff 
der Benutzung solcher Anstalten soll in der Regel kein 
Zwang stattfinden. Es treffen also hier, wenigstens a potior!, 
beide in Frage stehende Momente, die Wohlfahrtsbeförderung 
einerseits und die bloß pflegliche, des Zwanges entratende 
Tätigkeit andererseits, zusammen. Nichtsdestoweniger läßt 
sich der Nachweis erbringen, daß alle solche Anstalten im 
Sinne des ALR. und seiner Redaktoren als ,Polizeianstalten' 
und die zu ihrer Einrichtung und Leitung dienenden Ver- 
waltungstätigkeiten als polizeiliche anzusehen sind.'' ^) Hierzu 
möchte ich bemerken: Es ist nicht zu verkennen, daß das 
AUg. Landrecht Dinge als Polizeianstalten bezeichnet, die nach 
§ 10 nicht unter den Begriff der Polizei zu bringen sind, haupt- 
sächlich die Schulen. Das kann aber gegenüber den ge- 
wichtigen Gründen, die dafür sprechen, den § 10 für eine 
allgemeine Beschränkung der Polizei auf die sogen. Sicher- 
heitspolizei zu halten, kaum in Betracht kommen ; es berechtigt 
auf keinen Fall zu der Annahme, daß das Allg. Landrecht 
noch ganz auf dem Boden der „Wohlfahrts"-Polizei gestanden 
habe. Es ist vielmehr meines Erachtens nur eine inkonse- 
quente Ausdrucksweise,^ die das Gesetz mit fast der ge- 
samten damaligen Theorie teilt Es war damals gang und 
gebe — auch, und zwar insbesondere bei den Schriftstellern, 
die die Sicherheitstheorie vertraten, -— von einer „Polizei im 



^) Bown, Begriff usw. S. 85. 

*) So auch Foentemaum, Prinzipien des Polizeirechts S. 18; StMHng 
. a. 0. S. 517. 

2 
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engeren Sinne und einer Polizei im weiteren Sinne zu reden '',^) 
wobei dann gewöhnlich die erstere die Sicherheitspolizei 
bezeichnet. Unter Polizei schlechthin verstand das ALR. 
die sogen. Sicherheits- oder Ordnungspolizei. Alles andere 
ist insofern nicht „Polizei", als auf jenen Gebieten eine An- 
wendung staatlichen Zwanges ausgeschlossen ist, wie denn 
auch selbst Rosin zugibt, daß bei der sogen. Wohlfahrts- 
polizei die Anwendung staatlichen Zwanges in diesem Rechte 
ausgeschlossen sei. 
Demnach sind Rosins Gründe nicht imstande, die herrschende 
Meinung,^*) die auch von der Rechtsprechung geteilt wird, zu 
widerlegen, es ist vielmehr daran festzuhalten, daß das AUg. Land- 
recht durch § 10 cit den Wohlfahrtszweck von den Aufgaben der 
Polizei ausgeschlossen hat. 

B. Die Theorie des Polizeirechts bis zum Jahre 1812. 

I. Indem das AUg. Landrecht den Wohlfahrtszweck aus dem 
Polizeibegriff entfernte, stellte es sich ganz auf den Boden der damals 
sich neu bildenden Theorie. Die herrschende Meinung in der 



^) Darüber, daß das ALR. überhaupt mit diesem weiteren Begriff e arbeitet, 
vgl. Schiüing a. a. 0. 8. 519. 

') Vgl. Änschütz in Meyer- Anschütz, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts 
S. 643 Anm. 7; Löningy Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts 1884 
S. 237 u. S. 7; G. Meyer, Lehrbuch des deutschen VerwRechts 2. AuQ. 1893 
1. Teil S. 78 Anm. 17; Amstedt, Das preuß. PolRecht 1901 S. 43; Biermarm, 
Privatrecht und Polizei in Preußen S. 10; Bornhak, Das PolVerf Recht in 
Preußen, VerwArch. 1897 S. 141 ; insbesondere aber vgl. die Judikatur des preuß. 
OVQ.; dieselbe ist angegeben von Uosin, Begriff usw. S. 4 f. und von Anachütz 
im VerwArch. Bd. 5 S, 406ff. u. Bd. 6 S. G08ff. 

') Am ausführlichsten hat Schilling dargelegt, daß der Wohlfahrtszweck 
d. § 10 cit. von der Polizei ausgeschlossen sei. Seltsamerweise führt er als einen 
Gegner Foerstemann an, obwohl dieser gerade an der zitierten Stelle (S. 18 
insbes. Anm. 1) dieselbe Ansicht vertritt. Er sagt ja gerade, daß „die a 11g. Lehre 
von der Polizei'* an jener Stelle des ALR. (bei der Gerichtsbarkeit) behandelt 
sei und deshalb die Polizei auf die Sicherheitspolizei beschränkt sei. De lege 
ferenda tadelt er das dann allerdings. — Vgl. übr. auch ScMUing a. a. 0. S. 508 
darüber, daß auch die Zeitgenossen den § 10 II 17 in der angegebenen Weise 
auffaßten. 
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Theorie hatte sich, wie ich an anderer Stelle dargelegt habe, Kant 
folgend, von der Idee des eudämonistlschen Staates entfernt und 
der des Rechtsstaates zugewandt Immer mehr Anhänger fand 
diese neue Richtung, unter den Philosophen sowohl wie unter den 
Juristen. In der Rechtsphilosophie ist ihr bedeutenster Vertreter 
Fichte. Auch er geht, wie Kant^ von den Grundbegriffen des 
Rechts und der Freiheit aus: „Nur zum Rechte darf gezwungen 
werden,"^) Recht ist aber „die Freiheit nach einem Gesetze".*) 
Auf seine höchst interessanten, aber für das praktische Staatsrecht, 
weil rein naturrechtlich, weniger bedeutungsvollen Lehren vom allge- 
meinen Staatsrecht einzugehen, ist natürlich hier nicht der Platz. Uns 
interessieren nur seine Ausführungen über die Polizei, die er ganz 
nach Art des Naturrechtler auch mit derselben Sorgfalt wie diese 
behandelt. Aus dem Grundprinzip des Rechts, daß jedem sub- 
jektiven Recht eine Verbindlichkeit entspricht, aus der es nur er- 
worben wird, kommt er zu dem staatsrechtlichen Grundsatz, daß 
der Staat ein Recht hat, die nötigen Anstalten zu treffen, „die 
Freiheit und Unabhängigkeit aller zu sichern", da er ja aus dem 
Staatsvertrag die Verpflichtung dazu hat^ Er steht also „in zweierlei 
Beziehungen gegen seine Untertanen : teils hat er gegen sie Pflichten, 
die des vertragsmäßigen Schutzes; teils Rechte, sie zur Erfüllung 
ihrer Bürgerpflichten und zum Gehorsam gegen die Gesetze anzu- 
halten. Die Fälle, in denen das eine oder andere eintritt, gibt 
die Polizei: sie ist Vermittlerin in beiden Beziehungen. Wie sich 
der Richterspruch zum positiven Gesetze verhält, in Beziehung auf 
den Bürger, so verhält sich zu diesem Gesetze die Polizei in Be- 
ziehung auf die Obrigkeit. Sie gibt den Fall der Anwendung 
des Gesetzes."*) Welch großartiger juristischer Gedanke! 
Diese Erklärung der Polizei enthält eine vollständige systematische 
Erklärung des „Verwaltungsrechtes", das ja ein damals noch ganz 
unbekannter Begriff war. -— Auf Grund dieser allg. Untersuchung 



1) Fichtes Werke Bd. 10 S. 437. 

«) ibid. S. 634. 

•) ibid. Bd. 2 S. 534. 

*) ibid. Bd. 3 S. 292. 

2* 



— 10 — 

kommt Fichte dann zu dem Resultat, daß die Polizei zwei ver- 
schiedene Zweige habe. 

1. Schutz- und Sicherheitsanstalten, 

2. halten über die Erfüllung der Gesetze.^) 

Wir sehen also die Definition Fichtes ist dieselbe, die zwei 
Jahre vorher das Allg. Landrecht gegeben hatte. Punkt 1 entspricht der 
Sorge für öffentliche Ruhe, Sicherheit und Abwendung der dem 
Publiko drohenden Gefahren, Punkt 2 der Sorge für Ordnung.*> 

II. Von den Juristen, die den Polizeistaat bekämpften, hat m. E. 
J. P. Hart die größte Bedeutung erlangt In 2 Werken „Voll- 
ständiges Handbuch der Polizeiwissenschaff* (1809) und „Entwurf 
eines Polizeigesetzbuches" (1882) hat er seine Ansichten dar- 
gelegt. Als Zweck der Polizei bezeichnet er „die Herstellung und 
Erhaltung der vollkommenen Sicherheit im Innern des Staates oder 
innerhalb des gesamten Staatsgebietes.'' Wieweit diese Ideen sich 
schon Anerkennung verschafft haben, beweist ein Schreiben des 
Fürstprimas Dalberg an Harl^ vom IS.Sept 1809, in dem er dessen 
Grundsätze der Polizeiwissenschaft als nach seiner Oberzeugung 
richtig anerkennt 

Der ,A11& Kameral-Korrespondenf* bringt verschiedene Auf- 
sätze, in denen der dem reinen Rechtsstaate entsprechende Begriff 
der Polizei dargelegt wird. So heißt es in einem Aufsatze von 



') ibid. Bd. 3 S. 292 u. 300. 

*) Man hat zuweilen von einem .FVcU« sehen Polizeistaat gesprochen, und 
zwar mit Beziehung auf den geschlossenen Handelsstaat Fichte», Nun will ich 
durchaus nicht bestreiten, daß dieser geschlossene Handelsstaat, obwohl jedoch 
auch für diesen Fißkte eine eudämonistische Polizei verwirft, bedenkliche Ähn- 
lichkeit mit einem Polizeistaate hat. Man darf aber doch nicht vergessen, daß 
der geschlossene Handelsstaat lediglich eine Art utopischen Staatsgemäldes ist, 
das „die Kunst, den Vemunftsstaat herbeizuführen, lehren" soll; daß er aber 
keineswegs die Grundsätze festlegen soll, die in dem bestehenden Staat 
Rechtens sind. Diese sind weit vom Polizeistaat entfernt, wie oben angegeben. 
Ebenso wird FuMe nicht dadurch Anhänger des Polizeistaats, daß er später in 
seinen Reden an die deutsche Nation staatlichen Zwang zur Erziehung für 
berechtigt erklärte. 

*) Von diesem mitgeteilt in der Einleitung zu seinem „Entwurf eines. 
PolGesBuchs". 
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Gerstner^): „Polizei ist eine Staatsanstalt zur Sicherung des Publikums 
und seiner Rechte/' ähnlich in einem Aufsatze von einem anonymen 
Verfasser*) und von Emmermanriy^) der seine Ansichten 1811 auch 
in einem besonderen Werke dargelegt hat.*) Derselbe Gedanke 
wird in mehr naturrechtlicher Färbung von Burkardt^) aufgestellt 
und als positives Recht für den Rheinbund von Behr verkündet^) 
Endlich aber ist es von größter Bedeutung, daß auch 
N, T/l Gönner in seinem deutschen Staatsrechte ') den Standpunkt 
vertritt: „die Polizei hat es immer nur mit Sicherheit zu tun, Er- 
höhung des Wohlstands liegt außer ihrem Zwecke/' Daß in der 
Wirklichkeit des staatlichen Lebens jener Zeit die Polizeigewalt 
sich doch noch auf weitere Gebiete erstreckte, wie das der bloßen 
Sicherheit, übersah Gönner nicht. Er wußte dieser Tatsache in 
sehr naiver Weise damit gerecht zu werden, daß er der Polizei- 
gewalt zwar nicht die Sorge für die Ehre und Sittlichkeit der Bürger 
zuwies, wohl aber für die S i c h e r h e i t der Ehre, der Moralität usw. 
So war das System gerettet, die Polizei sorgt nur für Sicherheit 
Gönner war aber nicht der einzige, der das System auf diese 
Weise rettete und gerade dies ängstliche Festhalten an jenem 

») Allg. ICameral-Korresp. 1808 S. 282. 

•) Kameral-Korresp. 1808 Nr. 60 „Was ist Polizei"? 

*) Kameral-Korresp. 1808 Nr. 108 „Über die Trennung von der Justiz von 
<ler Polizei." 

^) Emmermannf Über Polizei 1811 S. 12, wird als Polizei bezeichnet 
„derjenige Zweig der selbsttätigen Staatsgewalt, wodurch durch Menschen oder 
Unglücksfälle erregten Übelu, welche der Sicherheit der Gesamtheit der Staats- 
burger im Innern drohen, vorgebeugt werden soll. Sie hat diese innere Sicher- 
heit des Staatsbürgervereins, die öffentliche Ordnung, Zucht und den äußeren 
Anstand zu erhalten." 

^) Burckardtt System der Polizeigesetzgebung nach metaphysichen Prin- 
zipien bearbeitet 1808 S. 2. 

^ W, V. Behr, Systematische Darstellung des rhein. Bundes aus dem 
Standpunkt des öifentl. Rechts 1808 S. 238. Hier ist als Zweck der Polizei 
bezeichnet: „Schutz des ganzen persönlichen und dinglichen Rechtsgebietes, 
aller und jedes einzelnen Staatsglieds, sowohl gegen Naturübel, als gegen 
beabsichtigte Angriffe ungezügelter Leidenschaft und unbeabsichtigte aber immer 
gefährliche Unternehmungen rügenswürdiger Nachlässigkeit von Seiten der 
Menschen.'' 

"0 N. Th. Gönner, Deutsches Staatsrecht (1804) S. 549, 424f., BOOff. 
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Grundsatz ist bezeichnend dafür, wie man es als ein unumstöß- 
liches Recht ansah, daß die Staatsgewalt unter keinen Umständen 
wegen unklarer eudämonistischer Zwecke in das Rechtsgebiet des 
des einzelnen einbrechen dürfe. 

Wenn nun aber auch diese neue Lehre teils in der Fassung des 
Allg. Landrechts, teils in der schrofferen Fassung, wie sie Kants Lehre 
und dem reinen Rechtsstaat entsprach, viel vertreten wird, so wäre 
es doch weit verfehlt, wollte man ihr in jener Zeit schon die 
absolute Herrschaft zuschreiben. Ich glaube sogar, der Nachweis 
wird sich nicht führen lassen, daß sie viel verbreiteter gewesen 
sei, wie die alte Lehre. Die führenden Geister haben jene zwar 
verlassen, aber sie hat doch noch eine große Menge von Anhängern. 
Diese alle oder auch nur einen Teil davon nebst dem wesentlichen 
Inhalt ihrer Ausführungen hier anzugeben, würde ermüdend sein; 
es erübrigt sich auch vollständig, da eine solche Obersicht in dem 
geistvollen Werke Ave-Lallemants Psychologie der Polizei (S. 9 ff.) 
enthalten ist. Es genügt daher, daß ich auf diese verweise und 
nur zwei Autoren besonders erwähne. Beide, weil sie beweisen, 
daß sich jene Zeit noch durchaus nicht von den rechtlichen Unklar- 
heiten des Naturrechts befreit hat, sondern darin noch schlimmeres 
zu leisten vermag als das 18. Jahrhundert; den einen aber noch 
besonders deshalb, weil er seinerzeit und auch noch späterhin 
sehr viel Beachtung fand. Der erste ist der Philosoph HenricL^) 
Er erklärt „die Polizei für denjenigen Teil der Staatsdisziplin, 
welcher den Staatszweck (nicht nach rechtlichen Grundsätzen, 
sondern) nach den Gesetzen des physischen Kausal- Zusammen- 
hangs fördert." Daher kennt er auch „kein wahres Polizeirecht, 
sondern nur eine Polizeibefugnis oder Gewalt**. Das sind Ansichten^ 
wie sie selbst in der höchsten Blüte des Polizeistaats nicht aus- 
gesprochen worden waren. Nicht so absolutistisch und jedes Recht 
leugnend sind die Ausführungen des anderen Schriftstellers Easebius 
Lotz.^) Bei ihm aber zeigen sich alle Fehler des naturrechtlichen 

^) G Henrid, Grundzüge zu einer Theorie der Polizeiwissenschaft, Lüne- 
burg 1808; er gibt S. 1—68 übrigens eine Aufzählung älterer Definitionen. 

^) E. Lotz, Über den Begriff der Polizei und den Umfang der Staats- 
polizejgewalt 1807. 



— 13 — 

Systems aufs schärfste. Zwar versucht er rechtlich zu schreiben, 
läßt sich aber stets nur von moralisch-philosophischen Erwägungen 
leiten. So kommt er zu den sonderbarsten Resultaten. Da heißt 
es z. B. „der Grund, warum die Polizei bei einzelnen Objekten 
ihrer Tätigkeit äußern Zwang gebrauchen kann, liegt nicht sowohl 
in der Sicherheit überhaupt, als in dem Rechte des Staats diese 
Sicherheit durch äußern Zwang herstellen zu können; und gerade 
dieses Recht erstreckt sich bei weitem nicht auf alle Objekte, 
welche Hindernisse der Rechtssicherheit aller seyn können, sondern 
blos nur auf diejenigen Ursachen der Unsicherheit, die in dem 
widerrechtlichen Willen der Bürger ihren Grund haben. 
Der Zweck des bürgerl. Vereins ist, sofern der Staat ein Sicherungs- 
institut sein soll, nicht der, dem Bürger eine absolute Sicherheit 
gegen alles zu gewähren, was ihn in dem Genüsse der Früchte 
seines Rechtsbezirks hinderlich seyn kann, sondern blos der, ihn gegen 
diejenigen Gefahren zu sichern, die er in Hinsicht auf die ungestörte 
Realisierung seiner angeborenen und erworbenen Rechte von 
den Ausbrüchen des widerrechtlichen Willens seiner 
Mitmenschen zu fürchten hat Das Recht des Staats für die 
Herstellung dieses Sicherheitszustandes durch äußern Zwang tätig zu 
sein, muß also notwendigerweise da aufhören, wo diese Bedingung 
seiner Anwendbarkeit wegfällt." Daher unterscheidet er „Zwangs- 
polizei" und „Hilfspolizei". Zu letzterer gehört nach seinem 
System vor allem die gegen Gefahren aus Naturereignissen sich 
wendende, denn die Staatsgewalt „kann von den Bürgern nicht ver- 
langen, daß sie zur Abwendung solcher Übel, deren Beseitigung 
bei allem Kraftaufwande noch immer problematisch bleiben muß, 
sich zu Aufopferungen von Rechten verstehen, die mit dem Gewinn, 
den diese Opfer erwarten lassen, oft in keinem Verhältnis stehen usw.". 
Welch unjuristisches Denken I Nur teils moralische, teils politische 
Erwägungen. Was bleibt denn aber schließlich der Polizei übrig, 
wenn sie nur bei wiederrechtlichen Willen eingreift? Das tut ja 
schon das Strafrecht und es ist ja eben das charakteristische des 
Polizeiunrechts, daß es an und für sich keine Widerrechtlichkeit 
enthält, sondern nur im Interesse der öffentlichen Ordnung verboten 
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ist. Direkt komisch mutet es nun an, wenn derselbe Autor hin- 
wiederum der Polizei die Sorge für die „Vervollkommnung** der 
Bürger überträgt. Aber doch hat Lotz in seiner Zeit und noch 
bis in die fünfziger Jahre große Bedeutung gehabt Es ist seltsam, 
daß in ihm und anderen zu einer Zeit, wo die guten Folgen des 
Naturrechts auf dem Gebiete des Polizeirechts und des Staats- 
rechts überhaupt wieder schwanden, ihre schlechten Folgen in 
höchster Blüte weiterlebten. 

Der großen Bedeutung, die das Werk von Easebius Lotz hatte, 
entspricht es, daß ihm in den Heidelbergischen Jahrbüchern der 
Literatur eine sehr ausführliche Rezension gewidmet wurde.^) In 
dieser wird vor allem die angegebene seltsame Begrenzung der 
Polizeigewalt getadelt, weil sie auf der einen Seite viel zu weit, 
auf der anderen viel zu eng sei. Der Rezensent versucht dann 
selbst die Grenzen der Polizeigewalt richtiger zu bestimmen, im An- 
schluß an die Ausführung von Eusebius Lotz- Dieser habe gesagt: 
„In den Ausdrücken Polizeiwissenschaft und Polizeigewalt bedeute 
das Wort Polizei sehr verschiedenes." Ersterer gehöre die Sorge 
für den Wohlstand und die Bildung des Volkes. „Aber nach dieser 
systematischen Unterscheidung der Wissenschaft werden wir 
praktisch niemals die Geschäfte des Polizeidepartements von denen 
der anderen Kollegien, der Justiz, der Finanzen, der Kirche usw. 
genau zu sondern imstande seyn. Denn der Polizei gewalt im 
Staate kommts nicht aufs Wissen, sondern aufs Können an." 
Seltsamerweise findet der Rezensent dann aber selbst auf die 
Frage, wie weit die Polizeigewalt befugt sei, noch viel weniger 
eine befriedigende Antwort als Lotz selbst, nämlich „keine andere 
als die leere, soweit es eben nötig ist" Dieses merkwürdige Ver- 
sagen der juristischen Erkenntnisfähigkeit gegenüber jener Frage 
bei einem Schriftsteller, der so klar die Mängel in dem Systeme 
eines andern erkennt, hat denselben Grund wie bei den meisten 
andern Autoren jener Zeit Es ist folgender: Zu jener Zeit, wo 
ein Verwaltungsrecht erst im Entstehen und die Beobachtung seiner 

^) Heidelbergifiiche Jahrbucher der Literatur 1. Jahrg. 2. Abt. Jurisprud. 
u. Staatswissenschaften Heft 1—3 S. 46ff. 
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Normen noch durch keinerlei Verwaltungsgerichtsbarkeit garantiert 
war, konnten gerade die schärfer Denkenden leicht zu der Ober- 
zeugung kommen, daß eine allgemeine Grenzbestimmung der Polizei 
durch ihren Zweck praktisch ganz bedeutungslos sei; daß vielmehr 
das einzig praktisch Erreichbare eine möglichste Beschränkung des 
Ressorts der Polizei gegenüber den anderen Tätigkeiten der Staats- 
gewalt sei. War die Zuständigkeit der Polizei auf ein Minimum 
beschränkt, so mochte sie in diesem immerhin terrorisieren, bei dem 
übrigen, das dann der Justiz anheimfiel, war wenigstens eine mög- 
lichste Wahrung der Rechtsgrundsätze durch den geordneten Rechts- 
gang gesichert.^) 

Auf diesen Erwägungen beruht zum Teil auch die un- 
geheuere Bedeutung, die die gegen Ende des Polizeistaats ent- 
stehende Theorie von der Trennung der Gewalten erlangt hat. 
Diese Theorie war für die Entwickelung des Staatsrechts und des 
Staatslebens von der denkbar größten Wichtigkeit. Wenn 
wir sie unter unseren heutigen Verhältnissen in ihrer unbe- 
dingten Fassung nicht mehr anerkennen, dürfen wir sie des- 
halb nicht eine staatsrechtlich falsche Konstruktion nennen, 
sondern müssen der Rechtswissenschaft den Vorwurf machen, 
daß sie eine Konstruktion blind in Zeiten übernahm, in 
denen ihre Voraussetzungen (das Fehlen eines durch Rechts- 
pflege garantierten Verwaltungsrechts) nicht mehr bestanden. 
Wer sich nun einmal in diesen Gedankengang verrannt hatte, 
daß lediglich der Unterschied zwischen Polizei und Justiz zu suchen 
sei, mußte natürlich finden, daß ein solcher in den Zwecken nicht 
zu finden sei. Dadurch ließ er sich leicht, wie hier der Rezensent 



^) Daher war natürlich das Ideal, daß möglichst viel der Justiz zuge- 
wiesen wurde; das konnte aber praktisch auch zu ünzuträglichkeiten führen, 
wie dies die Bestimmungen der kurhessischen Verfassung vom 1. 1. 1831 taten. 
Es waren dies insbesondere folgende Bestimmungen : § 35. In jedem Falle, wo 
jemand sich in seinem Rechte verletzt glaubt, bleibt ihm die gerichtliche Klage 
offen. § 113 Abs. 2. Die Beurteilung, ob eine Sache zum Gerichtsverfahren 
sich eigne, gebührt dem Richter nach Maßgabe der allgemeinen 
Rechtsgrundsätze und solcher Gesetze, welche mit Zustimmung der Land- 
stande werden erlassen werden. 
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von LotZf zu der Schlußfolgerung verleiten, daß diese Zwecke für 
die Bestimmung der Polizeigewalt überhaupt bedeutungslos seien. 
Wollen wir nun den Stand der Polizeirechtswissenschaft m 
jener Periode allgemein charakterisieren, so müssen wir sagen : die 
ganze Literatur steht juristisch weit hinter dem Alig. Landrecht zurück. 
Dieses erkannte auch einen Kulturzweck des Staates an, beschränkte 
aber die Polizei lediglich auf den Ordnungszweck. Von dieser 
fundamentalen Erkenntnis, daß die Poiizeigewalt sich nicht auf alle die 
Zwecke erstrecke, die die Staatsgewalt überhaupt leiten, ist die ge- 
samte Literatur jener Periode noch weit entfernt. Eine vereinzelte 
Ausnahme macht N. Th. Gönnen^) der letzte Rechtslehrer des 
heiligen römischen Reichs. Er unterscheidet in klarster Weise 
zwischen Polizeizweck und Staatszweck. Wie oben erwähnt, er- 
streckt er die Polizeigewalt lediglich auf den Sicherheitszweck, die 
Zwecke des Staats aber dehnt er viel weiter aus. Der Staat soH 
keine „bloße Rechtsmaschine" sein, — wie er den strengen Rechts- 
staat sehr gut kennzeichnet — „worin jeder Aufwand für bildende 
Künste, für Wissenschaften, für öffentliches Vergnügen ein Raub an 
dem Volke sei, worin dem Menschen . . . alle Würze des Lebens- 
genusses in besterForm Rechtens entzogen wäre". Vielmehr 
hat nach Gönner der Staat das Recht auch für den Wohlstand des 
Volkes zu sorgen. Dadurch soll aber „keine vage Salus publica 
als Staatszweck" anerkannt werden, sondern nur auf diejenigen 
Gegenstände hat der Staat zu wirken, „welche den Zustand des 
Staates in den Individuen vollkommen machen". Dies sind 1. die 
Bevölkerung, 2. die Kultur der Bürger, 3. der Nationalreichtum. 
Auf diese erstreckt sich also auch die staatliche Regierung, aber 
nicht als Polizei, nicht als Zwang, sondern nur durch Anstalten 
„ohne Zwang zu ihrem Gebrauche". Diese Lehre Gönners enthält 
eine Erkenntnis, die, wie weiter unten dargestellt ist, erst ein halbes 
Jahrhundert später Gemeingut der Wissenschaft geworden ist Im 
Beginn des 19. Jahrhunderts stand sie vollständig vereinzelt da. 
Zwar hat, wie dargelegt, der größere Teil der Theoretiker die 

1) N. Th. Gönner, Deutsches Staatsrecht 1804 S. 426 ff., 407 ff. mit 54^ 
und 424. 
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Polizei auch auf den Sicherheitszweck beschränkt. Das beruht 
aber nicht auf der Erkenntnis von der besonderen juristischen 
Eigenart des Polizeiinstituts, sondern ist lediglich die Folge der 
strikten Theorie des Rechtsstaates. Sie beschränken die Befug- 
nisse der Polizei enger als die immer noch zahlreichen Verteidiger 
des Wohlfahrtszweckes, lediglich weil sie die Befugnisse des Staates 
enger beschränken. Zweck der Polizei und Zweck des Staates 
überhaupt sind allen damaligen Schriftstellern noch identisch.^) 
Polizei ist ihnen immer noch das, was wir heute innere Verwaltung 
nennen. 



^) Besonders klar tritt das in einem Aufsatze von Kremmer im Kam.- 
Korresp. v. 1870 S. 282 hervor, der auch nur den Sich er heitsz weck der Polizei 
anerkennt, dann aber als Zweck derselben bezeichnet: «alles aus dem Wege 
zu räumen, was die Realisierung des Staatszweckes auch nur mittelbar hindern 
kann/' 



IL Abschnitt 

Das Zeitalter der Restauration. 

Kapitel 1. 

§3. 

Überblick fiber die allgemeine Staatslehre der 

Restaurationszeit 

Politik und Staatsrecht sind benachbarte Gebiete. Änderungen 
in dem einen wirken darum auf den Zustand des anderen. So 
hatte die französische Revolution die größten Änderungen im Staats- 
recht zur Folge gehabt, so läßt auch jetzt der Sturz des aus ihr 
hervorgegangenen Kaiserreichs das Staatsrecht der europäischen 
Staaten nicht unberührt: in der Politik und im Staatsrecht beginnt 
das Zeitalter der Restauration, Ehe wir betrachten, wie sich in 
diesem das Recht [der Polizei entwickelt hat, müssen wir einen 
Blick werfen auf die Ideen, die im allgemeinen Staatsrecht zu jener 
Zeit herrschen. Es sind sehr verschiedene. 

1. Das Werk, dessen Namen der jener Zeit ist, ist entstanden im 
Jahre 1812. In demselben Jahre, in dem das aus der Revolution 
entstandene moderne Reich von der reaktionärsten Macht Europas 
den ersten erschütternden Stoß erhält, erhebt sich in der Wissen- 
schaft eine reaktionäre Macht in L v. Hallers „Restauration der 
Staatswissenschaften". Beide Mächte 'kämpfen zusammen. Wie auf 
lange Zeit hinaus Rußland seine reaktionären Einflüsse politisch 
über die deutschen Lande, besonders Preußen, ergießt, so üben die 
seltsam romantischen Lehren des „Afterphilosophs von Bern", wie 
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Rotteck ihn nannte/) auf das deutsche Staatsrecht eine stagnierende 
Wirkung aus. 

L. V. Haller nennt sein Werk selbst nicht unrichtig eine „Gegen- 
revolution der Wissenschaff'.*) Das Programm dieser Gegenrevolution 
gibt er in der 79 Seiten starken predigtartigen Einleitung zum ersten 
der 7 Bände. Er behauptet „statt des veriassenen Naturstandes^ 
die ununterbrochene Fortdauer desselben'' und nennt ihn sogar 
„Gottes Ordnung; — statt des Social-Contrakts, ein Aggregat un- 
endlich verschiedener freyer Privat-Verträge; — statt des allgemeinen 
Willens, natürliches göttliches Gesetz; — statt der veräußerten Privat- 
Freyheit, die ungetrübte Beybehaltung derselben, soweit sie jedem 
möglich ist; — statt der Souveränität oder Unabhängigkeit des 
Volks, die Souveränität desjenigen, der unabhängig ist, der Macht 
und Vermögen hat, es zu seyn ; — statt anvertrauter Macht, eigene 
Macht und eigenes Recht; — statt erdichteter Aufträge und über- 
tragener Amts-Pflichten, allgemeine Menschen-Pflichten des Rechts 
und des Wohlwollens; — statt des Gangs von unten herauf, den 
Gang von oben herab".^ So sieht man schon aus diesem Programm 
Maliers, wie sich in seiner Lehre auf die wunderlichste Weise ganz 
romantisch-mystische Ideen („die Ehre Gottes und der Natur wieder 
auf den Thron der Wissenschaft zu erheben") und durchaus ge- 
sunde und vernünftige Gedanken (Negation des Contrat social, aus 
dem sich ebensowohl die größte Freiheit wie die größte Unfreiheit 
ableiten läßt)^) zusammenfinden. 

Die große Bedeutung der Haller sehen Staatslehre gebietet eine 



^) In AreHns StaAtsrecht Bd. 2 S. 195. 

^ Interessant ist es, wie Hauer über das ALR. urteUt (Bd. 1 S. 19dff.). 
Es ist ihm «der auffallendste Beweis von dem unglaublichen Einfluß, welchen 
die neuphilosophischen Irrtümer in unseren Tagen auch über die Fürsten und 
ihre nächste Umgebung usurpiert haben". Er findet, daß es die Fürsten zu 
Beamten des Volkes „herabwürdigt'* so alle ihre eigenen Rechte untergräbt^ 
andererseits aber auch alle rechtliche Privatfreiheit zerstört 

•) Bd. 1 S. 49. 

^) Hegd hat gesagt (Werke Bd. 8 S. 809), daß EäOer bei Abfassung seines^ 
Werkes „adler Gedanken sich abzutun** gewußt habe; ich glaube einen Ge- 
danken hat er doch gehabt, das ist eben dieser von der Absurdität des Contrat 
social; tatsächlich sind aus diesem die extremsten Gegensätze abgeleitet worden.. 
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etwas genauere Betrachtung derselben. Es erscheint mir daher am 
Platze, das eben angegebene Programm Hauers noch durch die 
kursorische Wiedergabe seiner Lehren über den Umfang der Staats- 
gewalt zu erläutern. Die Grundlage seines ganzen Systems ist die 
Ableitung allen Rechts aus der Privatexistenz, aus dem eigenen 
Recht Aus diesen eigenen Rechten erklärt sich für ihn das ganze 
Staats-Rechi Es gibt „kein einziges sogen. Landesherrliches- oder 
Souveränitätsrecht, welches nicht auch von andern Menschen in 
kleinerem Kreise ausgeübt werde"". Sollten aber diese vielen ein- 
zelnen „eigenen Rechte"" nun doch noch nicht alles erklären, so 
werden die Lücken „kunstlos und ungezwungen durch hinzu- 
kommende Liebespflichten ergänzt"". Einen „Staat"" als Träger von 
Rechten und Pflichten kennt er daher natürlich nichts sondern nur einen 
Fürsten. Dieser hat seine souveräne Stellung nicht wie die „pseudo- 
philosophische Theorie"" wähnt, aus dem Contrat social erhalten 
durch Übertragung von Rechten durch alle andern; er hat seine 
Befugnisse aus seinem eigenen Recht, das sich ganz natürlich ent- 
wickelt, ebenso natürlich, wie die des Familienoberhauptes; die 
Fürsten sind überhaupt nichts anderes als „große und freie 
Patriarchen"". Die Ursache ihrer größeren Befugnisse sind dieselben 
wie diejenigen aller anderen vorkommenden, „eine höhere Macht, 
natürliche Überlegenheit an irgend einem nützlichen Vermögen auf 
der einen Seite und auf der andern ein Bedürfnis an Nahrung und 
Pflege, an Schutz, an Belehrung und Leitung, welches jener höheren 
Macht entspricht und durch sie befriedigt wird"".^ „Dies ist also 
ewige unabänderliche Ordnung Gottes, daß der Mächtigere herrsche, 
herrschen müsse und immer herrschen werde."* Gewiß (schon des- 
halb, weil es eine ganz platte Tautologie ist, daß der Mächtigere 
herrscht oder der Herrschende der Mächtigere ist) aber das ist ja 
eben das Ziel der Menschheit, das die Jurisprudenz an ihrem Teile 
verfolgt, daß die Vernunft das Mächtigste werde, daß die Vernunft 
herrscht und mit ihr das Recht. Daß Haller dies ganz verkannt 
hat, ist nur aus der Reaktion gegen die Revolution zu erklären. 

^) a. a. 0. Bd. 1 S. 8B7; es werden reichliche Belege aus der Bibel ge- 
geben: „Der Reicher herschet über die Armen'* usw. 
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Die Schrecknisse der Revolution, die alle unter dem Palladium der 
Vernunft geschehen waren, hatten ihn so geblendet, daß er den 
Wert jener überhaupt nicht mehr sah, sondern die einzige Rettung 
in dem von Gott den Menschen ins Herz geschriebenen „Pflicht- 
gesetz" suchte. Freilich da hat er Recht, wenn dies herrschte, 
brauchten wir kein staatliches Recht mehr. Da es aber nicht 
herrscht, müssen die Menschen hier mit ihrer ihnen auch von Gott 
verliehenen Vernunft zu Hilfe kommen durch ein einigermaßen be- 
friedigendes Rechtssystem. Und die Bedeutung dieses Rechtssystems 
ist es gerade, daß nicht der von Natur aus Mächtigere über die 
Schwächeren herrscht, sondern daß ein vernunftgemäßes Prinzip 
die Machtverhältnisse der Menschen untereinander regelt Die Lehre 
Hallers, mit der er „dem Drange des Geistes, der Stimme des 
Innern Gottes" folgt, ist eine reine Negation nicht nur jeden 
menschlichen Strebens überhaupt, sondern jeglichen Rechts und der 
gesamten Rechtswissenschaft insbesondere. 

Ist nun aber das Recht des Fürsten, wie Haller lehrt, nur ein 
Recht des Stärkeren, so sollte man glauben, daß diesem Recht 
gar keine Grenzen gezogen seien und die Untertanen ihm ganz ohne 
Rechte gegenüberständen. Dem ist aber, wie er darlegt, nicht 
so, denn zunächst ist „ein Unterschied zwischen natürlicher Macht 
und schädlicher Gewalt"; ferner aber besteht zu allgemeinem Nutz 
und Frommen ein „Allgemeines Pflichtgesetz," als „Regel der Macht 
und Freyheit",^) Allerdings begründet dieses Pflichtgesetz nur 
objektive Normen für die Herrscher, durchaus aber keine subjek- 
tiven Rechte für die Untertanen (hat also gar keine Bedeutung, da 
nach dem System bloß die „eigenen Rechte" in Betracht kommen, 
die an gegenüberstehenden „eigenenen Rechten" Schranken finden). 



i) a. a. 0. Bd. 1 S. 3d8£f. ; Sehr seltsam ist der Satz, der sich S. 390 findet 
„Alles ist gegenseitig, nur eine nüzliche Macht (Potentia) herrschet recht- 
mäßig, nicht eine schädliche." Wie paßt das in das System? Wenn alle 
Überordnung nur auf der natürlichen Macht beruht, wie kann sie sich dann 
nach dem Gesichtspunkt der Rechtmäßigkeit bestimmen? und welches sind 
-die Eonsequenzen, darf man sich der unrechtmäßigen Macht widersetzen, wer 
entscheidet über die Rechtmäßigkeit ? 
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Zwar heißt es an der einen Stelle:^) „Gleich wie alle Befugnisse 
der Fürsten nur aus ihren eigenen natürlichen und erworbenen 
Rechten, aus Freyheit und Eigentum fließen: so sind sie auch durch 
dieselbigen ganz natürlicher Weise begränzt," Der Fürst ist „nicht 
unumschränkter Gebieter über die Personen und das Eigentum seiner 
Untertanen^. Hier sind es aber auch wieder nicht subjektive öffent- 
liche Rechte, an denen die Fürstengewalt Grenzen findet, sondern 
nur Privatrechte. Eine andere Stelle *) bezeichnet sogar als das eigent- 
lichste Recht des Fürsten „das seiner Unabhängigkeit oder vollen- 
deten Freiheit". Gebunden kann er nur sein aus Verträgen, „weil 
durch solchen Vertrag der andere Teil ein Recht erworben hat, was 
ihm ohne Beleidigung nicht entrissen werden kann und mithin die 
Pflicht, Verträge zu halten, schon aus dem göttlichen Gesetze fließt" 
Nur das göttliche Gesetz also allein ist es,| nach Hallers Lehre, 
dem die Fürsten unterworfen sind, nicht das staatliche Recht. 

„Den möglichen Mißbrauch der höchsten Gewalt, d. h. der- 
jenigen, die außer Gott keine höhere über sich hat (welches wie 
wir bald zeigen werden, die eigentliche Staatsgewalt ist) durch 
menschliche Einrichtungen hindern oder gar unmöglich machen zu 
wollen, ist ein Gedanke, der nur dem Dünkel unserer 
Zeiten einfallen konnte, ein Problem, dessen Auflösung 
schlechterdings unmöglich ist" 

Es ist augenscheinlich, daß dies Werk Hallers nur wegen seiner 
politischen Tendenzen, die so gut in die damalige Zeit paßten, seine 
gewaltige Bedeutung erlangen konnte. Die Revolution und ihre 
Folgen hatten Europa während zwei Jahrzehnten nicht zur Ruhe 
kommen lassen, und es ist daher wohl verständlich, wenn ein Mann 
Anklang fand, der nun mit dem Anscheine großer Gelehrsamkeit in 
einem ungeheuer dicken Buche darlegt, wie die Revolution alles 
Unglück in die Welt gebracht habe, weil sie sich gegen Gottes Ordnung 
aufgelehnt habe, die doch nun einmal bestimmt hat, wer herrschen soll. 

II. Auf ganz anderen Gründen beruht der große Einfluß einer 



1) Bd. 2 S. 377. 
«) Bd. 2 S.5. 



— 23 — 

weiteren Staatslehre, die besonders in Preußen in den 30 er Jahren 
alles beherrschte.^) Es war die des großen Philosophen Hegel. 

Hegel gibt der Staatsgewalt prinzipiell sehr weitgehende Be- 
fugnisse gegenüber der Rechtssphäre des Einzelnen. Die persönliche 
Einzelnheit und deren besondere Interessen gehen in das Interesse 
des allgemeinen Teils über, „erkennen dieses als ihren eigenen 
substantiellen Geist an und sind für dasselbe als ihren Endzweck 
tätig, sodaß weder das Allgemeine ohne das besondere Interesse, 
Wissen und Wollen gelte und vollbracht werde, noch daß die In- 
dividuen blos für das letztere als Privatpersonen leben und nicht 
zugleich in und für das Allgemeine wollen und eine dieses Zweckes 
bewußte Wirksamkeit haben''. In dieser Einheit der Allgemeinheit 
und Besonderheit besteht die konkrete Freiheit Der Staat aber 
ist „die Wirklichkeit der konkreten Freiheit". Gegen die Sphären 
des Privatrechts ist der Staat „eine äußerliche Notwendigkeit und 
höhere Macht". Das ist alles noch keine besondere Betonung der 
staatlichen Gewalt, sondern einfach eine rechtsphilosophische Klar- 
legung der Verhältnisse. Nun bleibt aber Hegel nicht bei diesem 
einfachen Resultate stehen. Der Staat ist nach seiner Lehre gegenüber 
den Sphären des Privatrechts und Privatwohls, der Familie und der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht nur eine Notwendigkeit, sondern auch 
eine „höhere Macht, deren Natur ihre Gesetze, sowie ihre Interessen 
untergeordnet und davon abhängig sind". Diese sind nicht 
selbst ihr Zweck, sondern der Staat ist ihr „immanenter Zweck". 
Er aber ist sich selbst Zweck, denn, indem in ihm das besondere 
Selbstbewußtsein zu seiner Allgemeinheit erhoben ist, ist er „die 
Wirklichkeit des substantiellen Willens". „Diese substantielle Einheit 
ist absoluter unbewegter Selbstzweck, in welchem die 
Freiheit zu ihrem höchsten Recht kommt, so wie dieser End- 
zweck das höchste Recht gegen die Einzelnen hat, deren 
höchste Pflicht es ist, Mitglieder des Staates zu seyn." 



^) Allerdings war schon lange vor seinem Wirken in Berlin durch die 
Verordnungen von 1806 und 1815, wie unten zu besprechen, auf dem Gebiete 
der Polizei eine neue Richtung dekretiert worden. Auf deren Ausführung in 
der Praxis aber wirkten seine Lehren bedeutend. 

3 
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Die Polizei selbst behandelt Hegel bei der Lehre von der Ge- 
sellschaft Seitdem hat der Gedanke, daß die Polizei eine Funktion 
der Gesellchaft sei, viel Anklang gefunden. Er mag ja auch vom 
Standpunkt einer allgemeinen Sozialwissenschaft viel für sich haben, 
für das Staatsrecht ist aber mit ihm nichts gewonnen. Hier haben 
wir die Polizei als einen Teil der Staatsgewalt vor uns. An dieser 
Tatsache ist nichts zu ändern und wir können sie auch nicht mit 
der Konstruktion umgehen, daß der Staat etwa für die Gesellschaft 
und in ihrem Auftrage die Polizei ausübe. Das wäre eine Ver- 
qüickung von Staat und Gesellchaft, die dem Wesen der letzteren 
durchaus widerspricht, denn „die Unstaatlichkeit der Gesellschaft 
gehört zu ihrem Wesen." Daß die Polizeigewalt nicht Gesellschafts- 
sondem Staatsgewalt ist, verkennt auch Hegel nicht Die Polizei- 
gewalt ist ihm ein Teil der Regierungsgewalt ^) 

Diese ist die Subsumtion der besonderen Sphären und einzelner 
Fälle unter das Allgemeine. Den Zweck der Polizei definiert Hegd 
folgendermaßen: „Die polizeiliche Aufsicht und Vorsorge hat den 
Zweck, das Individuum mit der allgemeinen Möglichkeit zu ver- 
mitteln, die zur Erreichung der individuellen Zwecke vorhanden 
ist''^ Hegel erkennt die Glückseligkeitstheorie des Naturrechts 
ausdrücklich nicht mehr an, [selbst nicht mehr den Begriff des 
allgemeinen Wohles, an dessen Stelle er den Zweck des Ganzen 
setzt. Aber die Aufgabe, die er der Polizei in dem angegebenen 
Satze zuweist, die Lehre, daß diese für das „besondere WohP 
der Bürger zu sorgen habe,*) unterscheiden sich von der eu- 
dämonistischen Staats- und Polizeilehre eigentlich nur dadurch, daß 
sie weniger Phrasen macht, als jene. 

Nehmen wir dazu die allgemeinen staatsrechtlichen Lehren 
Hegels, so kann man sich dem nicht verschließen, daß seine Lehre 
einer zur Reaktion neigenden Staatsgewalt die Waffen in die Hand 



1) a. a. 0. S. 872. 
«) a. a. 0. S. 291. 
•) a. a. 0. S. 282. 
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gab. Hegels Rechts- und Staatslehre ist nicht reaktionär/) aber sie 
konnte nicht nur reaktionär ausgelegt werden, sondern sie mußte 
es auch, wo nur die geringste Tendenz zur Reaktion bestand. Das 
allein erklärt es auch, daß wir hier den Mann, der der Rechts- 
wissenschaft die größten Dienste geleistet hat, direkt neben Haller 
nennen müssen, dem er selbst jedes Denken abgestritten hat, 
den man aber auch nicht einmal als einen schöngeistigen Träumer 
bezeichnen kann, wie manchen juristisch unfähigen Naturrechtler. 
In der Geschichte der Rechtswissenschaft und in der Ge- 
schichte des positiven Rechts stellt sich das Verhältnis zwischen 
Salier und Segel ganz verschieden dar. In der Geschichte der 
Rechtswissenschaft haben wir die Aufklärung (Naturrecht, Staats- 
vertrag) und ihre Nachwirkungen*) einerseits, die subjektive Willkür 
der Romantik, die sich in Haller verkörpert, andererseits; beiden 
gegenüber und über beide tritt die Segeische Rechtsphilosophie: 
„Das Recht ist etwas Heiliges überhaupt, allein, weil es das Dasein 
des absoluten Begriffs, der selbstbewußten Freiheit ist"*) In der 
Geschichte der Rechtswissenschaft entwickelt sich aus der Naturrechts- 
lehre und der romantischen Rechtslehre wie Ziegler^ sagt, „nach 
dem Dreitakt der dialektischen Methode aus Satz und Gegensatz 
ein drittes Höheres, die Segeische Rechtsphilosophie". Anders in 



^) Ein Beispiel dafür, wie wenig Hegd für einen Polizeiabsolutismus war, 
bietet ein von Haym {Hegd u. seine Zeit S. 601) wiedergegebener Satz, daß 
„die Regierung, was ihr nicht für ihre Bestimmung,^ die Gewalt zu organisieren 
und zu erhalten, welche für ihre äußere u. innere Sicherheit nicht fehlen darf, 
notwendig ist, der Freiheit der Bürger überlassen u. daß ihr nichts so beilig sein 
müsse, als das freie Thun der Bürger in solchen Dingen gewähren zu lassen u. 
zu schützen, ohne alle Rücksicht auf Nutzen, denn diese Freiheit ist an sich 
heilig". 

*) vgl. darüber, wie die Whkung der ^6^e2 sehen Lehre in ihrer Zweischneidig- 
keit begründet ist, Th. Ziegler, Die geist u. sozialen Strömungen im 19. Jahrh. 
S 44ff. 

*) Das glänzendste Beispiel ist ja Lotz mit seinem „Recht auf Befriedi- 
gung des Vervollkommnungstriebes^' d. d. Polizei; vgl. Grenzen der Polizei- 
gewalt I. Teil S. 52 und oben S. 18. 

«) Hegd, Werke Bd. 8 S. 62. 

*) Theob. Ziegler, Die geistigen u. sozialen Strömungen des 19. Jahrh. 
1899 S. 144. 
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der Geschichte des positiven Rechts. In ihrer Wiricung auf das 
positive Recht steht die Hegel ^ht Lehre nicht der romantischen 
gegenüber, sondern fällt zunächst vollständig mit ihr zusammen. 
Und stand Friedrich Wilhelm IV schon als Kronprinz unter dem 
Einfluß der Halter schtn Lehren und ließ sich durch diese seine 
romantisch-reaktionären Begriffe von den patriarchalichen Befugnissen 
des Königs noch bestärken, so lauschten in Berlin die angehenden 
und bereits in den höchsten Ämtern stehenden Staatsmänner der Lehre 
Hegelsvon der Gottheit des Staates, von dem Staat als der Wirklichkeit 
der sittlichen Ideen. Beide zogen aus den gehörten Lehren dieselbe 
Konsequenz: eine gewaltige Oberschätzung der obrigkeitlichen Be- 
fugnisse. Bedeutet die Haller sehe Lehre ein ganz naives Loblied 
des staatlichen Quietismus, das in den Seelen aller von der franzö- 
sischen Revolution und ihrem großen Sohne müde gehetzten Staats- 
männern reichen Anklang fand, so wurde das Hegel seht System^ 
wie Haym sagte, „zur wissenschaftlichen Behausung des Geistes 
der preußischen Restauration".^) 

Mochte nun auch die Lehre von der absoluten Gewalt des 
Staates in Preußen unter Hegels übermächtigem Einfluß so ziemlich 
die herrschende sein, so gilt das doch nicht von der gesamten 
deutschen Staatslehre. Einerseits lebte die Idee des Naturrechts 
immer noch weiter, um die Freiheit des Einzelnen gegen Verge- 
waltigungen durch das positive Recht zu verteidigen, und wirkten^ 
besonders in Süddeutschland, noch die französischen Ideen der 
Aufklärung nach, andererseits entstanden neue, die Staatsgewalt 
genauer umgrenzende Lehren. Da war vor allem die Schule der 
Konstitutionalisten in Freiburg: Aretin, Rotteck und Welcher und 
später Robert v. Mohl mit seinem „Rechtsstaat", da waren ferner 
Julius Stahl mit seiner Lehre von dem „sittlichen Reiche", i4nc///on,. 
der eine vermittelnde, Zachariae^ der eine ganz eklektische Stellung 
einnimmt Es bestanden also sehr verschiedene Lehren des Staats- 
rechts, die von ganz verschiedenen Voraussetzungen ausgingen und 
daher zu ganz verschiedenen Ergebnissen kamen. Das muß sich 



^) E. Haym a. a. 0. S. 359. 
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natürlich auch auf den einzelnen Gebieten des Staatsrechts zeigen 
und so werden wir sehen, wie auch im Polizeirecht die verschie^ 
densten Lehren vertreten werden. 



Kap. 2, Das preußische Recht. 

§4. 

Neue Prinzipien in den Königlichen Verordnungen» 

Betrachten wir nun, wie sich in Preußen der Polizeibegriff 
entwickelt hat, so finden wir schon in den Ressort-Regl. von 17^, 
1797 eine Verwischung des klaren landrechtlichen Begriffs. Die 
Verordnung von 1808 aber verläßt ihn vollständig, indem den Regie^ 
Hingen nach § 3 „als Landespolizeibehörde'' „die Fürsorge wegen des 
Gemeinwohls Unserer getreuen Unterthanen*, „auferlegt wird* und in 
§ 50 noch einmal betont wird, „daß die Wirksamkeit der Regierungen 
nicht bloß auf die Abwendung von Gefahren und Nachteilen und Er- 
haltung dessen, was schon da ist, sondern auch die Wahrung und 
Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt sich erstrecken soll" und 
zwar in „Ausübung der Polizeigewalt". Danach bedarf es durch- 
aus nicht des umfangreichen Beweises, den Bosin aus den Priese- 
sehen Materialien antritt, sondern die Worte der Verordnung sind 
so klar, daß gar kein Zweifel darüber bestehen kann, daß „das 
Amt der Landespolizeibehörde" mit vollster Absichtlichkeit und mit 
unbestreitbarer Gesetzeskraft „auch für das Gebiet der Exekution 
über die Grenzen des § 10 cit hinaus erweitert" werden sollte. 
Eine Schwierigkeit, die auch Bosin durchaus nicht übersieht, be- 
steht darin, daß die Verordnung von 1808 sich so einfach über 
den § 10 cit. hinwegsetzt, ohne ihn nur zu nennen. Er erklärt dies 
aber damit, „daß die vorgenommene Regelung nur auf das Gebiet 
der Landespolizei sich bezog und daher jedenfalls ,die Bedeutung 
der Norm für die Ortspolizei zunächst noch dahingestellt ließ, so- 
dann aber wesentlich, daß nach den gleichzeitigen Vorschlägen 
Frieses, denen dann auch das preuß. Provinzialdepartement sich 
anschloß, gerade mit Rücksicht auf die Mängel des § 10 cit und 
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der sonst noch angeführten Stellen des Allgem. Landrechts eine 
vollständige Revision desselben ,in polizeilicher und staatswirt- 
schaftlicher Beziehung' und die Ausarbeitung eines besonderen 
^grundsätzlich und systematisch geordneten' Polizeigesetzbuches 
fDr die nächste Zeit ins Auge gefaßt war**. Beide Gründe sind 
durchaus plausibel; besonders zu betonen aber ist, daß, wie auch 
Bosin zugeben muß, durch die Verordnung von 1808 der Polizei- 
begriff nicht prinzipiell erweitert ist, sondern nur der Landespolizei- 
behörde weitere Befugnisse zugeschrieben worden sind. Im ganzen 
aber lege ich auf die Bestimmungen dieser Verordnung keinen 
großen Wert, da sie schon im Jahre 1815 ersetzt ist^) durch eine 
neue Verordnung, die Bosin überhaupt nicht erwähnt Dort heißt 
es: § 13. „Die Regierung verwaltet: 

2. Die Landespolizei, als: die Polizei der allgemeinen 
Sicherheit, der Lebensmittel und anderer Gegenstände; das 
Armenwesen, die Vorsorge zur Abwendung allgemeiner Be- 
schädigungen, die Besserungshäuser, die milden Stiftungen 
und ähnliche öffentliche Anstalten, die Aufsicht auf Kom- 
munen und Korporationen, die keinen gewerblichen Zweck 
haben." 
Diese Verordnung gibt wenig Klarheit über den Begriff, den 
man damals der Polizei beilegte und ich glaube, sie gibt damit auch 
vollständig den Rechtszustand wieder; betrachten wir aber vorerst 
noch die Instruktion zur Geschäftsführung der Regierungen in den 
Königlich Preußischen Staaten von 23. Oktober 1817.*) In dieser 
stellt sich die Polizei folgendermaßen dar. Ihr wesentlicher Teil ist „die 
gesamte Sicherheits- und Ordnungspolizei"; daneben gibt es eine 
Medizinalpolizei, eine Landwirtschaftliche-, eine Jagd- und eine Ge- 
werbe- und Gewichtspolizei. Die Sicherheits- und Ordnungspolizei 
umfaßt, „Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, 
Vorbeugung und Stillung von Aufläufen, Ausmittelung und Ergreifung 
von Verbrechern, Generalvisitationen; Gefängnisse; Strafanstalten; 
Vorbeugung von Feuersbrünsten und polizeiwidrigen Bauten; Wieder- 

^) vgl. Schücking, Qaellensammlung zum preuß. Staatsrecht 1906 S. 15 ff. 
') vgl. Schücking a. a. 0. S. 76 iL 
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Herstellung der abgebrannten Gebäude, Hospitäler- und Armenwesen, 
und was sonst mit diesen Gegenständen zusammenhängt^. Die 
Medizinalpolizei umfaßt: „Den Verkehr mit Medikamenten, Verhü- 
tung von Kuren durch unbefugte Personen; Ausrottung von der Ge- 
sundheit nachteiligen Vorurteilen und Gewohnheiten; Vorkehrungen 
gegen ansteckende Krankheiten und Seuchen unter Menschen und 
Tieren; Rettungsanstalten; Unverfälschtheit und Gesundheit der Lebens- 
mittel usw." Das sind alles schon Gegenstände, die nicht mehr 
mit der öffentlichen Sicherheit zu tun haben, die aber zum großen 
Teil unter die „Abwendung der dem Publiko oder dessen Mitgliedern 
drohenden Gefahren "" zu bringen sind; damit dies noch möglich sei, 
ist man bei der Redigierung dieses Punktes offensichtlich bemüht ge- 
wesen, alles negativ zu fassen, um nicht zu einer „positiven Förde- 
rung der Wohlfahrt" zu kommen. — Die landwirtschaftliche Polizei 
umfaßt „alle Landeskulturangelegenheiten, Vorflut, Entwässerung und 
Landesmeliorationen"; die Gewerbepolizei: 

a. alle Gewerbe-, Fabriken-, Handels-, Schiffahrts-, Gewerks- 
und Innungssachen, Erteilung von Konzessionen, Dispensationen und 
Legitimationen in dieser Hinsicht; Freiheit des Marktverkehrs; An- 
stalten zur Bildung geschickter Gewerksieute und Künstler; sowie 
die Aufsicht über alle Korporationen, Gesellschaften und Anstalten, 
welche bloß einen gewerblichen Zweck haben; 

b. die Münz-, Maß- und Gewichtspolizei; Brack- und Schau- 
anstalten; Komtoirs zur Adjustierung der Maße und Gewichte; 

c. die öffentliche Kommunikation, Land- und Wasserstraßen; 
Chausseeanlagen; Strom-, Deich- und Brückenbauten, Fähren, Hafen- 
bauten, Lotsen und Seeleuchten. 

Das sind unzweifelhaft meist Gegenstände, die nicht unter den 
Begriff der Sicherheit und Ordnung fallen. Dabei kommt allerdings 
in Betracht, daß der Regierung die Ermächtigung zur Beaufsichti- 
gung dieser Angelegenheiten nicht immer aus dem eigentümlichen 
Zweck der Polizei gegeben ist, sondern z. T. aus bereits be- 
stehenden allgmeinen gesetzlichen Bestimmungen, deren Ausführung 
der Regierung eben als solcher obliegt (z. B. die sogenannte Münz-, 
Maß- und Gewichtspolizei). Andererseits aber ist nicht zu leugnen, 
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dafi diese Instruktion ebensowenig me die Verordnung vom 30. 4. 
1815 die Polizei auf das Gebiet der Sicherheitsaufsicht beschränkte. 
Zwar ist leicht zu erkennen, wie auch Gertand schon konstatiert 
hat, daß die Sicherheitspolizei als Hauptzweig der Polizei den an- 
deren Zweigen gegenübergestellt ist Aber damit ist nicht etwa ge- 
sagt, dafi die Instrulction, wie das die Theorie oft annimmt, allein die 
Sicherheitspolizei als Polizei im eigentlichen oder engeren Sinne 
mit Zwangsgewalt ausstattete; vielmehr heißt es im § 11: 

„Die Regierungen sind befugt, ihren Verfügungen nötigen« 

falls durch gesetzliche Zwangs- und Strafmittel Nachdruck 

zu geben." 

Es wird deswegen auf den dieser Instruktion angehängten Aus- 
zug aus der Ver. v. 26. 12. 1808 verwiesen. Dort ist die exekutive Ge- 
walt in §48 geregelt, dieser aber unterscheidet in keiner Weise 
zwischen Sicherheits- und Wohlfahrtszweck. 

Also das eine, glaube ich, kann man als festehend annehmen: 
Die Verordnung v. 30. 4. 1815 und die Instruktion vom 23. Oktober 
1817 haben sich nicht mehr genau an den Polizeibegriff des ALR. 
gehalten. Dagegen glaube ich nicht, daß man direkt behaupten 
kann, diese Verordnungen haben einen unbedingten eudämonistischen 
Wohlfahrtszweck der Polizei anerkannt 



§5. 

B. Erklärung der neuen Prinzipien aus dem 
Zeitgeist 

Es ist schwer aus jenem Gewirr verschiedener Bestimmungen 
einheitliche Grundsätze herauszufinden, ich glaube sogar, daß es 
ganz unmöglich ist, unmöglich schon deshalb, weil eben keine ein- 
heitlichen Grundsätze vorhanden sind. Das entspricht ja auch ganz, 
wie wir sehen werden und wie wir bereits angedeutet, dem Zustande 
der Theorie, und steht in engem Zusammenhange mit diesem. Die recht- 
lichen Prinzipien, die der Gesetzgeber aufstellt, werden ja doch nicht 
von ihm einfach erfunden, sondern nur von ihm aufgenommen» 
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nachdem das allgemeine' Rechtsbewußtsein sie anerkannt hat Das 
Ist eine sehr banale, trotzdem meist nicht genug beachtete Thatsache, 
die gerade im Polizeirechte in ganz besonderem Maße zur Geltung 
kommt 

In der Zeit des Polizeistaates herrschte das Merkantil- 
system. Man war überzeugt, daß ein Land blos dann wohlhabend 
sein könne, wenn es möglichst viel bares Geld habe. Man mußte 
also dafür sorgen, daß möglichst wenig Geld ins Ausland ging, 
möglichst viel vom Ausland kam, d. h. also man mußte die Einfuhr 
von Waren möglichst beschränken, die Ausfuhr möglichst fördern. 
Da diese Regel aber ganz felsenfest stand, und man nur von ihrer 
ganz strikten Beobachtung ein Wachsen der Wohlhabenheit und 
damit der Glückseligkeit des Landes erwartete, so mußte natürlich 
der Staat eingreifen, denn nur er war imstande die Durchführung 
jener Regel, von der ja alles abhing, zu sichern. Hand in Hand 
mit dieser ökonomischen Theorie und der von ihr bedingten poli- 
tischen Notwendigkeit ging die allgemein philosophische Lehre von 
der Bedeutung des allumfassenden Staats, des alle Einzelheiten ver- 
schlingenden Leviathans. Alles wirkte zusammen, um in dem allge- 
meinen Rechtsbewußtsein die Berechtigung des Staates zu begründen 
mit Hilfe seiner Polizeigewalt das Merkantilsystem durchzuführen, 
dem Bürger zu gebieten, was und wo er zu kaufen habe, wie er 
sich zu kleiden, was er zu genießen habe, wie er schreiben und 
reden dürfe, wie er zu denken, an was er zu glauben habe. So 
gab eben das allgemeine Rechtsbewußtsein dem Staat das Recht 
seine Polizeigewalt soweit gegenüber der bürgerlichen Freiheit aus- 
zudehnen. Nun ändert sich das Rechtsbewußtsein: die „Aufklärung^ 
kommt und lehrt, daß der Staat nur dazu da ist, das Recht seiner 
„Bürger* zu schützen; daß er herrschen soll über seine „Untertanen 
nichts als Maschienen, als Sklaven, sondern als freie Bürger. Er sorgt 
dafür, daß jeder unter ihnen seine Kräfte und Fähigkeiten seiner eige- 
nen Einsicht und Neigung gemäß, zur Förderung seiner Glückselig- 
keit frei gebrauchen könne"";^) in der staatswirtschaftlichen 

*) Buarez in den dem Kronprinzen gehaltenen Vorträgen; vgl. StoM 
€. 804. 
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Theorie tritt die physiokratische Idee an Stelle der merkantilistischet^ 
nur die wirtschaftliche Freiheit fördert das Privatwohl und dadurch 
das öffentliche, lehrt der Vater der Nationalökonomie; die Freiheit 
ist der Zweck des Staates, predigt der Philosoph, und der Dichter 
singt von „der Freiheit heiligem Schutz", Und das wird zum all- 
gemeinen Rechtsbewußtsein, die Rechtslehrer verarbeiten es, und 
der Gesetzgeber verkündet es nun als geltendes Recht, daß der 
Staat mit seiner Polizeigewalt nur da in die Freiheit der Bürger 
eingreifen darf, wo es das Recht erfordert, wo Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung es notwendig machen: § 10, II, 17 ALR, Das dauert aber 
nicht lange. Das Allg. Landrecht ist verfaßt, als eine Rechtsepoche 
sich ihrem Ende zuneigte. Es steht noch ganz im ständischen Staat 
Und dieser Staat mit seinem Söldnerheer wird über den Haufen ge- 
worfen von dem freien Volksheer Frankreichs. Nun richtet sich der 
preußische Staat wieder von innen auf. Die Stände haben ihn nicht mehr 
halten können, nun muß ihn das Volk wieder aufrichten, das Volk muß 
die Waffen ergreifen und das Heer bilden, das Volk muß an der Ver- 
waltung teilnehmen, ja es wird ihm auch versprochen, daß es später an 
der Gesetzgebung teilnehmen soll. Diese Neuordnung der Verwaltung 
in den Kommunen und im Staat bringt natürlich wieder ein tieferes 
Eingreifen der staatlichen Gewalt mit sich. Dies Eingreifen erscheint 
aber jetzt dem allgemeinen Rechtsbewußtsein als etwas gerechtfer- 
tigtes, weil der Bürger sich wieder mit dem Staat enger verwachsen 
fühlte. Im Polizeistaat stand der Staat dem Einzelnen so kalt und 
herrisch gegenüber, daß dieser kein Interesse am Staatsleben haben 
konnte. Weil er dies aber nicht hatte, konnte er auch kein opfer- 
williger Staatsbürger sein. Deshalb waren gerade die Besten, die 
Edeln des Geistes, Weltbürger. Schüler, sowohl wie Kant und Fichte, 
die die Idee von der Freiheit als Zweck des Staates vertreten hatten, 
waren Weltbürger gewesen. Die Not des Vateriandes aber läßt 
sie wieder mit diesem verwachsen, sie werden Patrioten, sie werden 
Staatsbürger, die im Staat ihre Stärke erblicken und ihm gerne ein 
Opfer bringen. Das ist die Zeit, in der Schülers Teil entstand, in 
der Fichte in den Reden an die Deutsche Nation es direkt für 
falsch erklärte, daß der Staat nur] zum Rechte zwingen dürfe, und 
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dem Staat auch das Recht gab zur Erziehung seiner Bürger Zwang 
anzuwenden, und in der derselbe Humboldt, der 1797 dem Staat 
jede Befugnis zur kulturellen Pflege, vor allem jede „besondere 
Aufsicht auf Erziehung", abgesprochen hatte, als preußischer Kultus- 
minister selbst für die geistige Erziehung der Nation sorgte. Und 
wie die geistigen Führer dachten, so dachte ihnen die Nation nach« 
Es wurde allgemeines Rechtsbewußtsein, daß der Staat den Bürger, 
der Bürger den Staat zu stärken und zu heben habe. Dem allge- 
meinen Rechtsbewußtsein entsprach eine größere Ausdehnung der 
staatlichen Gewalt, und diese brachte eine größere Ausdehnung der 
Polizeigewalt mit sich. Dem entspricht die Verordnung von 1808. 

Aber die Entwicklung geht weiter rückwärts. Die Teilnahme 

des Volkes und die ihm versprochenen Rechte werden vergessen, aber 
die Erkenntnis von der Bedeutung der Verwaltung wird nicht vergessen. 
Dazu kommt der allgemeine Rückschlag nach dem großen politischen 
Aufschwung, die ängstliche Sorge für die Intakterhaltung der staat- 
lichen Maschine, die ewige Furcht vor dem Umsturz, und be- 
reiten den Boden für einen neuen Polizeistaat, der in bezug auf 
die Ausdehnung seiner Macht nicht im mindesten hinter dem des 
18. Jahrhunderts zurückstehen sollte, wohl aber in bezug auf seine 
sittliche Idee und Bedeutung. Aus dem ständischen Staate entwickelt 
sich nicht, wie man beabsichtigt hatte, ein Volksstaat, sondern ein 
Staat der Bureaukratie. 

§5. 

C. Die neuen Prinzipien in der Praxis. 

In unserer Zeit, wo das allgemeine Rechtsbewußtsein der Polizei 
gewalt wieder die Schranken setzt, die ihm das AUg. Landrecht ge- 
zogen hatte, ignoriert man gerne die ganze Änderung, die in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts stattgefunden hat. So macht es sogar das 
Oberverwaltungsgericht, wenn es nicht versucht, wie Bd. IX S. 672, 



*) Biermcmn, Privatrecht u. Polizei in Preußen 1897 S. 16. Die Polizei 
fiel ,,immer nur als ein Teil der Verwaltung des Innern behandelt u. zwar als ein 
Teil, der sich im Wesentlichen in den Grenzen des § 10, 11, 17 zu halten hat'*. 
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die Tatsache durch recht gekünstelte GrQnde zu umgehen, wie mit der 
Behauptung: die Verordnung von 1808 verstehe unter Landespolizei- 
behörden nicht die später mit dem Verordnungsrecht ausgestatteten 
Behörden. Ebenso nehmen die meisten Schriftsteller eine Kontinuität 
des Rechtszustandes vom Allg. Landrecht bis jetzt an. Seihst Biermann, 
der die Verordnungen von 1808 — 1817 nicht übergeht, auch die 
prinzipiellen Änderungen in denselben nicht verkennt und die Argu- 
mentation des Oberverwaltungsgerichts mit Recht als eine petitio 
principii bezeichnet, will eine tatsächliche Änderung des Rechtszu* 
Standes nicht zugeben: „in der ganzen Verwaltungspraxis ist von 
den ihr durch die Verordnung von 1808 verliehenen Befugnissen kein 
Gebrauch gemacht worden.*" Das ist nicht richtig. Ich will zur 
Schilderung der preußischen Praxis nur einige Beispiele angeben. 
1. Zunächst sind hier sehr bezeichnend einige Vorschriften im 
Interesse der Sittlichkeit, die noch ganz den Geist des eudämo- 
nistischen Polizeistaats atmen, der als „moralisches Wesen"" durch 
das „wohltätige Wesen" der Polizei an der sittlichen Vervollkomm- 
nung seiner Untertanen arbeitet.^) — Ein Zlrkular-Reskript des 
königl. Ministers des Innern und der Polizei (v. Bochow) vom 
8. Mai 1837 an sämtliche königl. Ober-Präsidenten«) enthält Be- 
stimmungen, die lebhaft an unsere lex Heintze erinnern. In dieser 
wird die Polizei requiriert gegen „anstößige und unanständige bild- 
liche Darstellungen, sowie verschiedene Gegenstände, welche mit 
dergleichen versehen sind, namentlich Pfeifenköpfe, Tabaksdosen 
und dergl. Bildliche Darstellungen unteriagen nämlich nicht der 
eigentlichen Zensur, sondern ihre Zensur „ist an sich lediglich 
Sache der Polizeibehörden". Die Polizei kann aber derartige 
Darstellungen selbst noch, nachdem sie unbeanstandet ihre 
Zensur passiert haben, verfolgen, wenn nach erteilter Verkaufs- 
Erlaubnis in einem schon zensierten Bilde später eine pasquillan- 
tische oder sonst anstößige Bedeutung erkannt werden möchte.^ 



^) vgl. Grenzen der Polizeigewalt Teil 1 S. 51/62. 
') vgl. Bonne-Simon, Polizeiwesen des preuß. Staats Bd. 1 S. 694. 
*) So schon das ZR. des königl. Min. d. I. u. d. F. vom 7. 2. 1832; vgl* 
auch das unten S. 41 erwähnte Reskript vom 21. 1. 1823. 
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Durch Publikandum der königl. Regierung zu Magdeburg vom 
26. Februar 1818 wird die Sitte des Fußwaschens zu Anfang der 
Fasten, die „auf eine zum Ärgernis dienende Weise ausgeübt 
werde", verboten.^) 

2. Zu diesen im Interesse der. Sittlichkeit gegebenen Polizei- 
vorschriften gehört auch das folgende Publikandum, bei dem jedoch 
noch andere, nämlich kultuspolizeiliche Momente hineinspielen. Es 
ist das Publikandum der königl. Regierung zu Breslau vom 
13. Juni 1849. Darin werden untersagt: die ländlichen Gewohn- 
heiten des Herumgehens der heiligen 3 Könige und des sogen. 
Christkinds mit Joseph und dem Knecht Ruprecht, sowie das Baden 
und Schwemmen der Menschen oder Tiere am zweiten Osterfeier- 
tage, weil diese Gebräuche „nicht nur, wie die Erfahrung häufig 
bewiesen hat, zu Unsittlichkeiten Veranlassung geben, sondern auch 
der Gesundheit der Menschen und Tiere höchst nachteilig sind,, 
und in schwachen Gemütern den Aberglauben längst vergangener 
Zeiten fortpflanzen oder wieder erwecken".*) — Aus diesem letzten 
Satze spricht vielleicht der Rationalismus, wahrscheinlicher aber 
christliche Othodoxie^ und wir sehen, daß man in Preußen zu 
jener Zeit die Polizeigewalt auf religiösem und kulturellem Gebiet 
ebenso für kompetent hielt, wie im Polizeistaat des 18. Jahrhunderts. 

3. Daß man, ebenso wie im Polizeistaat des 18. Jahrhunderts,, 
die Polizeigewalt auf ökonomischem Gebiete anwandte, zeigen die 
polizeilichen Maßregeln gegen Oberteuerung. 

Zwar hatte schon eine Verordnung von 1808*) ausgesprochen,, 
daß die zur Beschränkung willkürlicher Verkaufspreise der not- 
wendigsten Lebensmittel angeordneten Viktualien-Taxen den Zweclc 

^) vgl. Bönne-Simm a. a. 0. Bd. 2 S. 897. 

<) Bönne-Simon a. a. 0. Bd. 2 S. 397. 

*) Die Reste des germanischen Mythus waren es, die dannt verfolgt 
wurden; vgL F, Vogt, die schlesischen Weihnachtsspiele 1901 S. 88—121. 
(In der Gestalt des Knecht Ruprecht, zuweüen sogar der des Christkindes^ 
das mit wallendem Bart auftrat, lebte der arme Wuotan fort, auch Frau Holle^ 
oder Perchta spielt in diesen Auffübnungen eine RoUe). 

^) V. y. 24. 10. 1808 wegen Aufhebung des Zunftzwanges u. Verkaufs- 
monopols der Bäcker-, Schlächter- u. Höcker-Gewerbe in Ost- u. Westpreufiea 
u. Lithauen; vgl. y. Bönne-SUnon a. a. 0. Bd. 2 S..142£t. 
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nicht erfüllten und in sich keine feste Grundlage hätten, indem nur 
uneingeschränkte Konkurrenz von Verkäufern die möglichst wohl- 
feilen Preise herbeiführen könne. Der § 1 1 dieser Verordnung ver- 
bot dann die Anfertigung weiterer Taxen. Das Ministerium stellte in 
einem Immediatberichte vom S.Januar 1811 dem Könige die all- 
gemeine Aufhebung der Viktualien-Taxen anheim. Das Edikt 
vom 7. September 1811 über die polizeilichen Verhältnisse der 
Cerwerbe hob nun alle polizeilichen Taxen der Lebensmittel, Kauf- 
manns- und Bäckerwaren auf. Da jedoch diese Maßreget nicht 
die gewünschte Wirkung hatte, wurde nach einigen Verhandlungen 
durch Zirkular- Reskript des Polizeiministers vom 21. Juni 1816 den 
Regierungen anheimgegeben, den Bäckern und Gastwirten den Aus- 
hang selbstgemachter, polizeilich visierter Taxen zur Pflicht zu 
machen. In Posen, der Rheinprovinz und Neuvorpommern sind 
jedoch die polizeilichen Taxen aus verschiedenen Gründen (vgl. 
V. Bönne - Simon a. a. O) stets bestehen geblieben. Ein Reskript 
des königl. Ministers des Innern und der Polizei und des Innern 
für Gewerbe- Angelegenheiten vom 22. Juli 1827 sorgte außerdem 
für die „Sicherung hoher Standespersonen" vor den Prellereien 
der Gastwirte. 

4. Zum Schlüsse noch einige Vorschriften, die, lediglich in der 
allgemeinen Rücksicht auf das „allgemeine Wohl"" gegeben, ganz die- 
selben patriarchalisch-edukatorischen Tendenzen verfolgen, wie der 
Polizeistaat des 18. Jahrhunderts. — Da sind zunächst einige stark 
an den ständischen Staat erinnernde — was ja auch das letzter- 
wähnte Ministerialreskript vom 22. Juli 1827 tut — Ministerial-Reskripte 
aus dem Jahre 1825 an den Magistrat von Berlin, dahingehend, 
„daß die Zahl der Handwerksgesellen, welche eine Leiche begleiten, 
der Regel nach auf 40 Personen zu beschränken ist". — Da ist 
ferner die königl. Verordnung vom 3. Mai 1829^), die für Westfalen 
die dort üblichen Gebehochzeiten „wegen des verderblichen Ein- 
flusses derselben auf Wohlfahrt und Sittlichkeit" untersagt 
Diese Verordnung wurde durch Reskript des Ministers des Innern 
und der Polizei vom 17. Januar 1835 nebst Kabinetts-Order vom 

M Bönne-Smon a. a. 0. Bd. 2 S. 893. 
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14. Januar 1835 auf die Kreise Duisburg, Lennep, Gummersbach, 
Wipperfürth und Altenicirchen ausgedehnt Die Gebehochzeiten sind 
noch heute in Übung. — Sehr bezeichnend sind endlich die Vor- 
schriften gegen das Tabakrauchen. Das Tabakrauchen ist im all- 
gemeinen durch § 1550, II, 20 ALR. da, wo es feuergefähr- 
lich ist, verboten. Eine Kabinetts-Order vom 9. Dezember 1832 
bestimmt aber, daß auch das nicht feuergefährliche Rauchen ver- 
boten werden könne, indem es zur Belästigung des Publikums diene. 
In Münster aber war schon am 4. März 1849, überhaupt und ohne 
Rücksicht auf die Feuergefährlichkeit, das Rauchen auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen von der königl. Regierung untersagt worden. 
Ein Reskript des Ministers des Innern und der Polizei (s. Kamptz) 
vom 10; April 1819 bestätigt diese Maßregel, weil „das Rauchen 
auf öffentlichen Straßen gegen die dem Publikum schuldigen Rück- 
sichten und der Bestimmung der Straßen ganz entgegen isf^^) 



§7. 

D. Die neuen Prinzipien und der § 10, II, 17 ALR. 

I. Etwas bleibt bei alledem befremdlich: der Umstand nämlich, 
daß bei allen diesen Änderungen die Gesetzesbestimmung, die das 
bisherige Recht enthielt, der § 10, II, 17 ALR., überhaupt nicht erwähnt 
wird. Aufgehoben ist dieser Paragraph nicht Für Rosin ist diese Tat- 
sache ein weiterer Grund für seine Ansicht, daß dieser Paragraph gar 
keine Beschränkung der Polizei auf den sogen. Sicherheitszweck be- 
deute. Daß diese Ansicht eine falsche sei, habe ich oben ausführiicher 
zu beweisen versucht. Wie ist nun aber dann jener Widerspruch zu 
erklären? Rosin^ weist darauf hin, „daß in der Fülle von Ministerial- 
reskripten, welche die für die Praxis der damaligen Zeit grund- 
legenden Werke von Rönne und Simon zusammengestellt haben, 
der § 10, II, 17 ALR. so selten und auch da wo es geschieht, nur 
in positivem, nicht aber im negativem Sinne zur Geltung gebracht 

^) vgl. Bonne-Sim&n a. a. 0. Bd. 2 S. 172/78. 
*) Bosin, Begriff usw. S. 95. 
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wird"". Das ist richtig, auch in den meisten anderen Werken über 
das preußische Polizeirecht wird er nicht erwähnt Lediglich bei 
Bielitz^) habe ich ihn genannt gefunden, während Binne wörtlich 
seinen Inhalt wiedergibt ohne auf das Gesetz Bezug zu nehmen.^) 
Ich glaube die Tatsache der Übergebung des § 10 cit durch folgendes 
erklären zu können. Das AUg. Landrecht ist, wie mehrfach erwähnt, 
am Ende einer Kulturepoche, der sogen. Aufklärungszeit, erlassen. Eine 
der wichtigsten Errungenschaften der Aufklärungszeit war der Sieg über 
die eudämonistische Theorie, die Betonung der staatsbürgerlichen 
Freiheit und Rechte, die eben im AUg. Landrecht besonders im § 10, II, 17 
ihre gesetzliche Sanktionierung erhielt Kurz nach Erlaß des AUg. Land- 
rechts bricht eine neue Epoche herein: an Stelle der philosophierenden 
und moraUsierenden Aufklärung tritt die politische Zeit der Revolution. 
Die staatsrechtiichen Ideen der Aufklärung werden hinweg- 
geschwemmt von der Sturmflut der politischen Ereignisse. Und be- 
sonders in Preußen hat die neue Generation nur noch Sinn für das 
Vateriand und den Staat, der dieses repräsentiert und darüber ver- 
gißt sie ganz die Errungenschaften ihrer Väter gegenüber diesem 
Staat Daß § 10, II, 17 ALR so außer Anwendung kam, ist eben 
nur eine der verhängnisvollen Folgen, die es hatte, daß jenes Ge- 
setzbuch am Ausgang der Zeit geschrieben war, für die es paßte. 
Für diese Zeit genügt es, in einem einfachen Satee die Definition 
der Polizei und damit ihre Grenzen zu geben. Sie kannte den 
Streit der Theorien, der dadurch entschieden wurde, genug, um zu 
wissen, welche hochwichtige, prinzipielle Bedeutung jenem Para- 
graphen zukommt Anders die neue Zeit Sie sah in diesem Satz 
nur eine für ein Gesetzbuch durchaus wertlose, rein theoretische 
Definition und fand sich vielleicht damit ab, daß seine Festiegung 
im Gesetzbuch ledigUch der vernünftelnden, unpraktischen Art der 
Aufklärungszeit zu verdanken sei, die diesem eisernen Zeitalter der 
politischen und patriotischen Tat so minderwertig erscheinen mußte. 
Eine andere Erklärung dafür, daß die klare Vorschrift des § 10, II, 17 



^) Biditz, DarsteUung der Verfassung und Verwaltung der Polizei iu 
Preußen 1841 S.SB.Ic §1. 

*) Rinne, Handbuch der preufi. inneren Staatsverwaltung 1840 Bd. 1 S. 281. 
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80 ohne weiteres fibergangen wurde, finde ich nicht Mag sie 
richtig sein oder nicht, die Tatsache, daß sie in der Praxis nicht 
mehr berücksichtigt wurde, besteht und läßt sich nicht wegleugnen. 
Ebensowenig wie der Praxis ist aber auch der Theorie der 
§ 10 cit und seine Bedeutung bekannt Das große Werk von 
Rönne und Simon^) erwähnt den § 10 cit überhaupt nicht Es gibt 
überhaupt nur die Kabinets-Orders, Publikanda usw. mit ganz kur- 
sorischen Einleitungen. Aber auch in seiner allgemeinen geschicht- 
lichen und systematischen Einleitung ist jener Paragraph nicht erwähnt 
Ebensowenig wird er in dem ähnlichen Werke von v. {/. Heyde er- 
wähnt Dieser gibt etwas ausführlichere systematische Darstellungen 
wie Rönne und Simon, zeichnet sich dafür aber noch mehr durch 
Unklarheit im System aus. 

Während S.3 (Bd. 1) als Bestimmung der Polizei lediglich 
angegeben ist: 

„Alle im Innern des Staats, der Sicherheit des Ganzen oder 
des Einzelnen drohenden Gefahren und Übel zu verhüten 
und abzuwenden und den Schutz des persönlichen und Eigen- 
tums-Rechts aller zu garantieren und zu leisten.^ 
heißt es S.2: 

„§ 2. Sie beschäftigt sich mit den* Mitteln zur Verhütung 
und Abwendung der Gefahren und Hindemisse der Sicherheit 
und Wohlfahrt in dem gesamten Umfange des Staats^ und 
S.9 heißt es von der Wohlfahrtspolizei: „Die Wirksamkeit 
der Wohlfahrtspolizei äußert sich weniger durch Strafgesetze 
und Zwangsmittel .... aber auch sie muß „in vielen Fällen 
durch Gebote und Verbote, durch Strafbedrohungen und deren 
Erfüllung ihren Zweck zu erreichen suchen.* — Dabei beruhen 
seine allgemeine Auseinandersetzungen zu einem beträchtlichen 
Teil auf Anlehnung an v. Berg, die z. T. wörtlich ist, (z. B. 



^) L. V. BSnne u. H. Simon, Das Polizeiwesen des preuß. Staates. 1840 
2 Bde. 

*) W, G. V. d. Heyde, Landes- und Lokalpolizeiverfassong in den konigL 
preuß. Staaten 1840. 
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S. 8^): ^Der Staatsbürger ist in dieser Hinsicht unstreitig ver- 
pflichtet alles das zu unterlassen, was (zwar an sich nicht 
unerlaubt aber doch) der Wohlfahrt des Landes nachteilig 
ist Die Polizei ist berechtigt die natürliche Freiheit des- 
selben auf Handlungen einzuschränken, die der allgemeinen 
Wohlfahrt unschädlich sind und ihn zu Handlungen zu be- 
stimmen, welche dieser ihr Zweck notwendig macht* 
V. rf. Heyde gibt die Darstellung des Polizeirechts in der Form 
eines Gesetzbuches, ähnlich wie Hart. Während aber Hart nur 
ein Muster eines Polizeigesetzbuchs geben will, will v. d Heyde 
das geltende preußische Recht darstellen. Da mutet es denn recht 
seltsam an, wenn er in der Form des Gesetzes allerlei Normen 
verkündet, für die er durchaus keinen Beleg aus den geltenden 
preußischen Gesetzen für notwendig erachtet Oft lehnt er sich 
allerdings an diese an. So lautet, um nur ein Beispiel herauszu- 
greifen der § 1 des Buches von der Sicherheitspolizei: 

Gesellschaften und Verbindungen, deren Zweck und Ge- 
schäfte mit dem allgemeinen Wohle nicht bestehen, 
oder der Ruhe, Sicherheit und Ordnung nachteilig werden 
können, sollen in den königlichen preußischen Staaten nicht 
gedultet werden. 
Während das AUg. Landrecht bestimmt*): 

Gesellschaften aber, deren Zweck und Geschäfte der ge- 
meinen Ruhe, Sicherheit und Ordnung zuwiderlaufen sind 
unzulässig und sollen im Staate nicht geduldet werden. 
Das ist recht bezeichnend dafür, wie jener Zeit das Verständ- 
nis für die Bestimmungen des ALR. abhanden gekommen war. Die 
Behandlung dieser Vorschrift über unerlaubte Gesellschaften entspricht 
ganz derjenigen des § 10 II, 17, bei dem man sich auch nicht mehr 
klar war, daß die „Wohlfahrt" absichtlich daraus fortgelassen war. 



^) vgl. die in meinem Aufsatz die Grenze der Polizeigewalt Teil 1. Ober 
den Umfang der Polizeigewalt im Polizeistaal S. 41 zitierte Stelle aus 9. Bergs 
Handbuch, v. d, Seyde gibt übrigens den angegebenen Satz nicht als Zitat, 
sondern als selbständige Lehre. 

«) ALR. Teü2 TitÖ §3. 
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wie V. Berg und v. Friese noch wohl bemerkt hatten^). Ein drittes 
Beispiel für dieselbe Sache entnehme ich der preußischen Praxis: 
Im ALR. T. II Tit 20 handelt der 4. Abschnitt ^Von Verbrechen 
gegen die innere Ruhe und Sicherheit des Staates*". Der erste Para- 
graph (§151) in diesem Abschnitt bestimmt: 

Wer durch frechen unehrerbietigen Tadel oder Verspottung 
der Landesgesetze und Anordnung, Mißvergnügen und Unzu- 
friedenheit der Bürger gegen die Regierung veranlaßt, der 
hat Gefängnis oder Festungsstrafe auf 6 Monate bis 2 Jahre 
verwirkt. 
§ 153 erweitert dann diese Vorschrift auf bildliche Darstellungen, 
insbesondere Kupferstiche. 

Daraus leitet der Minister des Innern und der Polizei in seinem 
Reskript an das königliche Polizeipräsidium zu Beriin vom 21. Ja- 
nuar 1823 eine Befugnis der Polizeibehörde ab zur Zensur von 
Kupferstichen nach folgenden Grundsätzen des Zensurediktes: 

„Das Verderbnis der Sitten durch schlüpfrige Bilder und 
lockende Darstellungen des Lasters, hämisches Verspotten 
und boshaften Tadel öffentlicher Anstalten und Verf., die Be- 
friedigung der Verläumdung, des Neides, der Rachgier und 
anderer niedriger Leidenschaften, wodurch die Ruhe guter 
und nützlicher Staatsbürger gestört und ihre Achtung vor dem 
Publikum gekränkt wird, zu verhüten." ^) 
So ist also eine Vorschrift, die sich lediglich gegen politische 
Umtriebe richtete, im Sinne einer volkserzieherischen, eudämonistischen 
Polizei ausgebeutet worden. 

Kapitel 3. 

§8. 
Das Recht einiger anderer deutschen Staaten. 

Wir haben oben davon gesprochen, wie die seltsame, rückwärts- 
schreitende Entwicklung des preußischen Polizeirechts zu erklären 



^) vgl. oben S. 8 Anm. 3. 

*) s. Bönn&Simon a. a. 0. Bd. 1 S. 695/96. 
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ist aus der Kluft^ die das Jahr 1806 in der Geschichte des pTeü9^ 
sischen Staates bedeutet Mit dem großen Zusammenbruch der 
friederizianischen Staatsmaschine beginnt in Preußen ein neues öffent- 
liches und geistiges Leben, das ganz ohne Zusammenhang mit dem: 
früheren steht Nur vorwärts ist der Bliclc der Männer des Staat» 
und der Wissenschaft gerichtet, man baut alles neu auf und läßt 
das alte morsch Gewordene ruhig zerfallen. Politisch war das groß;, 
auch für die Wissenschaft war es sehr bedeutsam, daß ein neuer 
frischer Zug in sie hinein kam. Und doch, so gut dies war, so 
hat trotzdem gerade die Staatswissenschaft auch manches dabei ver-^ 
loren. Verloren hat sie viel von dem abstrakten wissenschaftlichen 
Streben der Aufklärungszeit, das doch nicht ganz durch realpoli- 
tische Ideen ersetzt werden kann. Verloren hat sie den Zusammen- 
hang der geistigen Entwicklung. 

Was hier für Preußen gilt, gilt aber keineswegs für die andent 
deutschen Staaten, besonders nicht die süddeutschen. Ihre politischen 
Schicksale waren andere; für sie ist nicht die Entwicklung jäh unter- 
brochen worden, wie in Preußen. Die Süddeutschen sind nicht in 
ihrem ganzem Volksgeiste von so gewaltigen politischen Ereignissen 
zusammengerissen worden, wie die Preußen. Der Zusammenhang mit 
dem vorhergehenden Jahrhundert hat sich bei ihnen erhalten, die 
Staatslehre hat sich, wenn auch unter fremder Herrschaft, ruhig weiter 
entwickelt und die Gedanken der Aufklärungszeit nicht wie in Preußen 
fallen gelassen, sondern sie weiter gebildet Man ist zwar nicht mit 
einem großen Schritte vom Polizeistaat zum Rechtsstaat übergegangen^ 
aber es läßt sich doch in der Praxis und in der Theorie deutlich 
erkennen, wie der Gedanke des Rechtsstaats, der von den großen 
Geistern an der Neige des 18. Jahrhunderts gefaßt worden ist, immer 
weiter werbend, vordringt, manchmal wieder etwas zurückgedrängt, nie 
aber ganz verschwindend, wie in Preußen in der Restaurationszeit Wie 
die staatsrechtlichen Anschauungen in der Aufklärungszeit noch zu. 
Anfang des 19. Jahrhunderts in den süddeutschen Staaten weiterge- 
lebt haben, zeigt sich in mancher offiziellen Schrift. 

So sind die Spuren naturrechtlichen Denkens nicht zu 
verkennen, wenn in dem württembergischen Organisations- 
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edikt vom 31. Dezember 1878 von den Vorteilen der »Staats- 
verbindung" für das Volk gesprochen wird, wenn darin ge- 
sagt wird, daß die Regierungsbeamten „das öffentliche und 
Privatwohl zu fördern haben**, wenn es endlich am Ende der 
bayrischen Verfassung vom I.Mai 1808 heißt: „Die Befestigung 
Eurer gemeinschaftlichen Wohlfahrt ist unser Ziel. Je wichtiger 
Euch dasselbe scheint und je durchdrungener Ihr von der 
Erkenntniß seyd, daß kein besonderes Wohl sich anders als 
in der engsten Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft 
erhalten kann, -desto sicherer wird dieses Ziel erreicht . . . 
werden.** Andererseits zeigen sich Spuren der Staatsrechts- 
lehren des heiligen römischen Reichs im Fortleben ständischer 
Ideen, so, wenn in Waldeck die Verfassung vom 19. April 
1816 als „Landesvertrag** zwischen dem Fürsten und den 
Ständen verkündet wird. Als eine Verquickung dieser 
ständischen Auffassung vom Staate und näturrechtlicher Ideen 
erscheint es mir, wenn die Sachsen-Weimarische Verfassung 
vom 5. Mai 1816 gemäß den Patenten vom 15. November 1815 
und vom 24. Januar 1816 „als Landesgrundvertrag zwischen 
dem Fürsten und seinen Untertanen gelten** soU.^) 
Am liberalsten ist der Begriff der Polizei gefaßt in der bayrischen 
Gesetzgebung. Eine solche Legaldefinition ist zunächst enthalten 
in der Verordnung vom 15. August 1803. Diese gibt Bestimmungen 
über die Landesdirektion, eine Behörde für die gesamte Verwaltung, 
soweit dieselbe nicht besonderen Behörden, insbesondere nicht den 
Justizkollegien beigelegt ist. Die Landesdirektion zerfällt in 3 Haupt- 
deputationen: 1. die staatsrechtliche, 2. die der Polizey, 3. die staats- 
wirtschaftliche. Ober die zweite wird dann weiter bestimmt: 

„2. Die Polizey-Deputation umfaßt die mancherley Anord- 
nungen und Einrichtungen, welche von Seite der höchsten Ge- 
walt entweder als Vorbeugungs- und Verhütungs-Mittel oder 
als Vertheidigungsmittel gemacht und getroffen werden, um 



^) vgl. über die erwähnten Gesetze und Verordnungen: PöUtz, Die euro- 
päischen Verfassungen seit dem Jahre 1789 Bd. 1 S. 428 f., S. 100 mit 96, S. 1115, 
S. 751. 
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den Staatsbürgern öffentliche Ruhe und Sicherheit theils 
gegen schädliche Menschen und Tiere, theils gegen sonstige 
willenlose Kräfte der Natur und Bequemlichkeit zu ver- 
schaffen, überhaupt ihnen den Genuß ihrer Rechte zu er- 
leichtem, wo ihre eigenen Kräfte nicht hinreichen." 
Andere Bestimmungen über das Polizeirecht enthält die Ver- 
ordnung vom 17. Juli 1808 „die die Befugnisse des General-Kreis- 
Kommissariats festsetzt*. Dies ist in der Weise geschehen, daß 
eine Reihe von Tätigkeiten, zu denen diese Behörden befugt sind,, 
genau einzeln aufgeführt werden — im wesentlichen ist es nur Auf- 
sicht und „Handhabung* der bestehenden Verordnungen — daneben 
aber eine Generalklausel gegeben ist, nach der die Kreis-Kommis- 
sare zu sorgen haben: 

„für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit^ 
sowohl im Allgemeinen als in allen Fällen, wo dieselbe ge- 
stört wird. — Er ist zur Anwendung der hierzu erforderlichen 
Mittel ermächtigt* 
Die Verordnung vom 1. September 1808 verweist bei Errich- 
tung einer Polizei-Sektion im Ministerium des Innern auf jene Be- 
stimmungen. Eine Verordnung vom 2. Oktober 1871 fügt den einzeln 
aufgezählten Befugnissen der Polizeibehörden einige neue hinzu, 
ohne die Grenzen, die ihrer Polizeigewalt durch die Generalklausel 
gezogen sind, zu verschieben. Der in dieser enthaltene Polizeibe- 
griff, der sich vollständig mit dem des Allg. Landrechts deckt» 
kommt noch verschiedentlich in der bayrischen Gesetzgebung vor, 
so in der Verordnung über die Errichtung einer Gendarmerie vom 
11. Oktober 1812 und in dem Strafgesetzbuch von 1813, das 
(1. T. 1. Buch Kap. 1 Art 2) Polizeiübertretungen definiert als Hand- 
lungen, die wegen der Gefahr für rechtliche Ordnung und Sicher- 
heit verboten sind. Endlich findet sich dieser Polizeibegriff noch 
in dem Edikt von 26. May 1818^). 

^) Edikt über die äußeren Rechtsverhältnisse des Königreichs Bayern in 
Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften. Dies bestimmt im § 83 : 
«Der weltlichen Staatspolizei kömmt es zu, insoweit als die Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe und Ordnung zwischen verschiedenen Religionsparteien es 
erfordert, Vorschriften für äußere Handlungen, die nur zufälligen Bezug zum 
kirchlichen Zwecke haben, zu geben.^* 
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Nicht so konsequent wie die bayrische ist die sächsische Ge- 
setzgebung. Im Jahre 1822 stellt auch sie Grundsätze auf, die voll- 
ständig denen des preußischen Allg. Landrech|| entsprechen. Das 
Regulativ wegen Verwaltung der Polizei- und der Kriminal-RechtSr 
pflege in Leipzig von 12. März 1822 bestimmt in § 19: 

„Das vereinigte Polizeiamt hat die möglichste Entfernung 
jeder, der persönlichen Sicherheit der Einwohner, durch Ein- 
heimische oder Fremde drohenden Gefahr und die Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung daselbst als 
seinen Hauptzweck zu beachten.** 
Im Jahre 1832 werden jedoch für die Polizei in Dresden ganz 
andere Grundsätze gegeben, indem „die Verwaltung der gesamten, 
mithin der Sicherheits-, sowohl als der Wohlfahrtspolizei** 
einer besonderen städtischen Behörde übertragen wird; hier haben 
wir also ein ähnliches Rückwärtsschreiben wie in Preußen. 

Ganz das eudämonistische Polizeiprinzip beibehalten hat Han- 
nover. Dort sind durch § 67 des Edikts vom 18. April 1823 als 
Polizeigegenstände bezeichnet worden unter anderem: Aufsicht über 
die Gemeindegüter, Erteilung von Konzessionen, Gildesachen, Be- 
richterstattung über Handels- und Fabriksachen, polizeiliche Beobach- 
tung des Betriebs der Juden, Versorgung der Armen, Begünstigung 
und Beförderung alles dessen, was der Wohlfahrt der Amtsbewohner, 
dem Ackerbau, der Viehzucht, dem Handel und der Industrie för- 
derlich sein kann. 

Wieder anders ist der Polizeibegriff in Baden. Dort bestimmt 
die Verordnung vom 20. März 1807: 

„Das Polizei-Departement unter Vorsitz des Polizeiministers 
besorget alles, was die Leitung der einzelnen Staatsbürger 
und Anstalten zum allgemeinen Staatszweck betrifft, mithin 
die Staats- und Oberlandes-Polizei in ihrem ganzen Umfange 
geistlich und weltlich, wohin alles verfällt, was nicht be- 
stimmt einer der vorigen Ministerialabteilungen oder dem 
Geheimen- Finanz-Departements zugewiesen wird.** 
Deshalb gehören dazu z. B. Oberaufsicht über den Landes- 
bischof und die protestantischen Konsistorien, die Verhältnisse zum 
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Römischen Hof, Post-Angelegenheiten, Aufwandspolizei, Oberpfleg- 
schaftangelegenheiten usw. und noch 1834 findet man ,,die Behand* 
huig der unbestellbaren Briefe und Fahrpoststficke^ als Polizeisache 
registriert 

Das Kurhessische Staatsrecht weist der Polizei ein weiteres 
Qebiet an, als das der bloßen Ordnungssorge, hat aber doch nicht 
mehr eine vollständige WohlfahrtspolizeL Ahnlich wie die Theorie 
jener Zeit in der Ordnungspolizei, die Polizei im engeren Sinne 
sieht, so bildet diese nach der kurhessischen Organisationsurkunde 
vom 29. Juni 1821 (§24 Ziff. 6 und §64)0 den Hauptteil der Poli- 
zei. Daneben kennt dieses Gesetz nur noch eine Armen-, 
Sitten- und Nahrungspolizei. Die Polizei ist nach ihm keineswegs 
mehr die ganze innere Verwaltung, sondern nur ein Zweig derselben. 
Ausdrücklich sind ihr als andere Verwaltungszweige gegenüber ge- 
stellt die Gesundheitspflege, das Erziehungswesen, Beförderung der 
Landwirtschaft, des Gewerbes und des Handels, der Gemeinde- 
und Stadthaushalt, das Straßenbauwesen usw., was in anderen 
Staatsrechten und in vielen Lehrbüchern noch zur Polizei gerechnet 
wurde. Besonders bemerkenswert aber ist es, daß das kurhessische 
Staatsrecht schon damals den Unterschied zwischen Polizei und 
Pflege kannte, den man immer auf Bluntsctdi zurückgeführt hat 

In Frankfurt hatte der Fürst Primas durch Organisation vom 
10. Oktober 1806 der Polizei ein sehr großes Ressort gegeben. 
Es hatten dazugehört Armenwesen, Stiftungswesen, die Sorge für 
„Sittlichkeit, Bücherzensur, zweckmäßige Einrichtung der Schauspiele^ 
und „Beförderung des wohlfeilen Preises nötiger Lebensmittel,'' also 
die gesamte Wohlfahrtspolizei. Das ändert sich in dem unter dem 
Einfluß des Freiherm von Stein entstandenen Konstitutionsentwurf vom 
19. Juli 1814. Dort heißt es in §26: 

„Die Polizeisachen werden . . . von einem besonderen 

Amte, welches die Bezeichnung Polizeiamt führt, behandelt'' 

„Der Geschäftskreis des Polizeiamts umfaßt die Obsorge 

für die Beobachtung der Polizeigesetze überhaupt; er begreift 



V yfJL PoUtz a. a. 0. I S. 578 u. 586. 
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besonders die Funktionen des^ehemaligen Feueramts, die Ob- 
sorge für die Erhaltung der Ruhe und Sicherheit in der 
Stadt, für die Verhütung der Bettelei, die Abhaltung verdächtiger 
Personen, für die Verhütung der Verbrechen und für die 
Habhaftwerdung der Verbrecher. Das Polizeiamt hat die 

Aufsicht über das Zucht- und Arbeitshaus Das 

Polizeiamt bat die Aufsicht über das Gesinde, erteilt Reise- 
pässe und Permissionsscheine." 
Das ist also im wesentlichen nur noch Sicherheits- oder Ord- 
nungspolizei. Wenn dies Prinzip auch nicht ganz streng durchge- 
führt ist — man hat der Polizei die Taxe der Viktualien überlassen 
— so ist eine prinzipielle Abwendung von dem eudämonistischen 
Polizeiprinzip nicht zu verkennen,^) 

Wenn wir von Sachsen absehen, wo ein ähnlicher Rückschritt wie 
in Preußen — jedoch nur für ein einzelnes Verwaltungsgebiet: 
Dresden — zu bemerken ist, so ist der oben erwähnte Gegensatz 
in der Entwicklung des Polizeirechts zwischen Preußen und den 
übrigen deutschen Staaten klar ersichtlich. Diese Staaten sind zwar 
stellenweise nicht weiter fortgeschritten wie Preußen; in Hannover 
umfaßt die Polizei die gesamte innere Verwaltung, in Baden alles 
das von derselben, was sonst nicht hat rubriziert werden können 
Aber überall in diesen Staaten hat sich das Polizeirecht in ruhigem Zu- 
sammenhange mit dem Rechte des vorhergehenden Jahrhunderts 
entwickelt Zum Teil sind sie auf dem Boden des eudämonistischen 
Polizeistaats stehen geblieben, zum Teil haben sie ihn prinzipiell 
verlassen, teils mit einem Schlage, wie in Bayern, teils in ruhiger, 
stetiger Entwicklung, wie im Anfang des Jahrhunderts in Frankfurt, 
besonders deutlich aber später in Nassau.^) Preußen hingegen 
hatte anfangs sich von der Idee des Polizeistaats entfernt, hatte 
dann aber auch diesen Standpunkt verlassen, ohne deshalb auf den 
anderen zurückzukehren, aber auch ohne einen bestimmten neuen 
zu finden. 



1) FölUz a. a. 0. S. 1127 u. 1137. 

^ vgl. über die Entwicklung im Herzogtum Nassau unten S. 69 f. 
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Noch ein anderes Moment darf an dieser Stelle nicht unerwähnt 
bleiben, was zwar im strengsten Sinne nicht zur Geschichte des 
Polizeibegriffes gehört, was aber für die Entwicklung des allgemeinen 
Polizeirechts von größter Bedeutung ist: die Schranken, die der 
Polizeigewalt durch die Verfassungen auferiegt wurden. Denn un- 
zweifelhaft bilden alle diejenigen Verfassungsbestimmungen,^) die 
die personliche Freiheit, die Auswanderungsfreiheit, die Preßfreiheit, 
die Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums gewährleisten,, 
ebensoviele Einschränkungen der Polizeigewalt Noch eine weitere 
Einschränkung hat die Polizeigewalt im Großherzogtum Hessen durch 
die Verfassung erhalten, indem deren Art 72 bestimmt: „Ohne Zu- 
stimmung der Stände kann kein Gesetz, auch in Bezug auf das 
Landespolizeiwesen, gegeben, aufgehoben oder abgeändert werden." 



Kapitel 4. Die gemeine deutsche Literatur. 

§9. 

A. Eudämonistische Theorien. 

In der Literatur des gemeinen deutschen Polizeirechts lassen 
sich drei verschiedene Richtungen unterscheiden. Die eine vertritt 
noch rein den Standpunkt der Wohlfahrtspolizei, die andere den 
der strengen Sicherheitspolizei, eine dritte sucht auf verschiedene 
Weise ein zwischen beiden Extremen liegendes, der Wirklichkeit 
entsprechendes Resultat zu erlangen. 

I. Der Schriftsteller, die in der Restaurationszeit noch eine 
eudämonistische Polizeilehre vertraten, sind nur noch wenige. Ich 



>) Nassau, Patent v. 1/2. 9. 1814 § 2 (Pölitz a. a. 0. Bd. 1 S. 1011); Bayero, 
Verfürk. V. 26. 5. 1818 Titel 4 §§ 8, 11, 14 (ib. S. 135); Baden, Verfürk. v. 
22. 8. 1818 §§ 13, 15 Abs. 2, 17, 14 Abs. 4 (ib. S. 463); Württemberg, Verfürk. 
y. 25. 9. 1819 §§ 24, 26, 28, 30, 31, 32 (ib. S.437); Großherzogtum Hessen, 
Verfürk. v. 17. 12. 1820 Art. 22-24, 27, 33, 35 (ib. S. 679); Kurhessen, 
Verfürk. v. 5. 1. 1831 § 50 (ib. S. 612); Königr. Sachsen, Verfürk. v. 4. 9. 1831 
§§ 27, 31, 85 (ib. S. 225) ; Hannover, Grundges. v. 20. 9. 1833 §§ 33, 35, 40, 41 
(FUüz ^ a. 0. Bd. 3 S. 576). 
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will hier neben Mirass,^) der übrigens vorgiebt, speziell das 
preußische Recht zu berücksichtigen, nur Kluber, den Staatsrechts- 
lehrer des deutschen Bundes, und Zö^p/ erwähnen. Merkwürdiger- 
weise ist das, was Kläber über die Polizei in den Bundesstaaten 
des deutschen Bundes zu sagen weiß, wörtlich dasselbe, was er 
von der Polizei in den Staaten des Rheinbundes lehrt^ Seine 
theatralischen Ausführungen mögen hier als Beispiel degeneriert 
naturrechtlicher Staatslehre wiedergegeben werden. 

„Die Staatspolizei hat zwei Hauptgegenstände: Sicherheit und 
Wohlfahrt, oder Vervollkommnung der Staatsgenossen. Die 
Sicherheitspolizei dient wider Rechtsverletzungen und schädliche 
Ereignisse, die von der Natur oder sonst veranlaßt werden. Die 
Bestimmung der Wohlfahrts- oder Vervollkommnungspolizei ist 
Erlangung und Erhöhung des physischen, sittlichen und geistigen 
Gesellschaftwohls. Die erste ist Staatspolizei in dem engern 
Sinn, wegen ihrer unmittelbaren Beziehung auf den Staatszweck. 
Die andere, Staatsgesellschaftpolizei, wegen ihres mittelbaren Ver- 
hältnisses zu dem Staatszweck und ihrer unmittelbaren Beziehung 
auf das Wohl der allgemeinen Gesellschaft der Einwohner in dem 
Staat, wobei der Regent indirekt, als Uebernehmer der Ge- 
sellschaftsdirektion, zu handeln befugt und verpflichtet ist." 

Höchst seltsam sind die Grenzen, die Kläber in Anschluß an 
diesen Begriff der Polizei für die Polizeigewalt gibt. Diese ist 
nach seiner Ansicht nicht unbedingt soweit berechtigt als ihr 
Zweck geht. Die Wohlfahrtspolizei nämlich darf in die natürliche 
Freiheit und die wohlerworbenen Rechte der Untertanen nur 
insoweit eingreifen, als „die im voraus oder gleichzeitig erteilte 



^) Alex, Miru88, Die Hoheitsrechte in den deatscben Bundesstaaten, 
insbes, mit Berücksichtigung der preuß. Gesetzgebung 1840. Dort heißt es in 
der 1. Abtlg. S. 72/73: „Polizeihoheit begreift sämtl. Anordnungen in sieb, 
welche das moralische oder physische Wohlbefinden im Staate begründen oder 
fördern. Sie hat zwei Hauptgegenstände: Sicherheit u. Wohlfahrt oder Ver- 
vollkommnung der Staatsmitglieder.'' 

*) vgl. Klüber, öffentl. B«cht des deutschen Bundes und der Bundes- 
staaten (1817) S. 480/81 (3. Aufl. 1831 S. 53) mit Klüher, Staatsrecht de» 
Rheinbundes (1806) S. 353. 
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ausdrückliche oder stillschweigende Einwilligung der Staatsge- 
sellschaftgenossen es gestattet ^^) 

Zoepfi geht aus von einer Abwägung der beiden Prinzipien 
des strengen Rechtsstaats und des Polizeistaats. Bezüglich des 
ersteren findet er, daß die Erfahrung es als unhaltbar erwiesen 
habe, bezüglich des letzteren meint er, es dürfe nur nicht zu einem 
staatlichen Bevormundungssystem führen.^ Dafür zu sorgen, daS 
dies nicht geschehe, scheint er aber der Politik überlassen zu 
wollen. Staatsrechtlich gibt er der Polizeigewalt alle Mittel zur 
„Bevormundung*', er erkennt neben der Rechts- oder Sicherheits- 
polizei auch eine Kultur- oder Wohlfahrtspolizei an. Wie weit die 
Befugnisse der letzteren gehen müssen, läßt sich indirekt daraus 
schließen, daß zu der ersteren schon die freiwillige Gerichtsbarkeit 
gehört.«) 

II. Nun sind aber an dieser Stelle drei weitere Schriftsteller 
noch zu nennen, die ihrem ganzen übrigen System nach eine 
durchaus andere Stellung einnehmen. Während sonst die Be- 
schränkung der polizeilichen Befugnisse eine Forderung des 
Liberalismus, ihre Ausdehnung aber ein Lieblingsgedanke der 
Reaktion ist, finden wir hier drei Hauptvertreter des Liberalismus 
und Konstitutionalismus auf selten der zum Polizeistaat reagierenden 
Theorie. Es sind Rotteck und Welcher und /?. Mohl, der in ihrem 
Staatslexikon den Abschnitt „Polizei" geschrieben hat Sie vertreten*) 
zwar nicht die eudämonistische Polizei im strengsten Sinne des 
Wortes, d. h. sie wollen mit der Polizei nicht die Glückseligkeit der 
einzelnen Bürger fördern, wohl aber wollen sie damit die allge- 
meine Wohlfahrt heben. Die Polizei ist ihnen „die Gesamtheit 
aller jener verschiedenartigen Anstalten und Einrichtungen, welche 
bezwecken, durch Verwendung der Staatsgewalt diejenigen Hinder- 
nisse der allseitigen Entwicklung der menschlichen Kräfte zu ent- 
fernen, welche durch die Kraft der Einzelnen gar nicht oder nur 



^) mmber, Ö^enÜ. Recht d. dtsch. Bundes 3. Aufl. 1831 S. 534. 
^ Zoepfi, Grandsatze des allgem. Staatsrechts 3 Aufl. 1846 S. 50£f. 
•) ibid. S. 354. 
«) BoUeck u. Wdcker, Staatslexikon Bd. 12 S. 642—684. 
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unvollständig, wohl aber durch die Anwendung der Qesamtkraft 
der Bürger beseitigt werden können". Daher ist »der oberste 
Grundsatz ihrer ganzen Tätigkeit . . . kein anderer als der, daft 
der Staat in allen denjenigen Fällen Hilfe zu leisten hat, in welchen 
der einzelne Bürger einen erlaubten allgemein nützlichen Zweck nicht 
selbst erreichen könnte"! Diesem obersten Grundsatz gemäß giebt 
R. Motd eine vollständige ökonomisch*politische Abhandlung über 
das, was Polizei sei. Er stellt dabei folgendes System auf: 

I. Sorge für die physische Persönlichkeit der Bürger; 

a) Sache der Bewohner; 

b) Gesundheit und Kräftigkeit; 

1. Sicherheit vor Unfällen; 

2. Die eigentiiche Medizinalpolizei; 

c) Schutz gegen äußere Not; 

1. Teuerungspolizei; 

2. Armenwesen; 

IL Sorge für die geistige Persönlichkeit der Bürger; 

a) Bildung des Verstandes und der Kenntnisse; 

1. Unterrichtsanstalten für die Jugend; 

2. Bildungsanstalt für Erwachsene; 

b) Religiöse Bildung; 

c) Bildung des sittlichen Gefühls; 

d) Geschmacksbildung. 

III. Sorge für das Vermögen der Bürger; 

a) Sorge für die Vorbedingung einer Blüte des Volks- 
vermögens, nämlich: 

1. Persönliche Freiheit sämtiicher Staatsbürger; 

2. Möglichkeit, Grundeigentum zu erwerben; 

3. Vorhandensein von Kapital; 

4. Versicherungswesen; 

b) Unterstützung des Vermögensbetriebes; 

1. In der Landwirtschaft: Maßregeln zur Hebung der 
Ertragsfähigkeit des Bodens, Regelung des Güter- 
besitzes, eventuelle Schutzzölle usw.; 



— 52 — 

2. Im Gewerbe: Gewerbeschulen, Ausstellungen, Be- 
günstigung von Reisen und Versuchen, Prämien; 
c) Förderung des Vermögensgenusses. 

Diese Polizeilehre erscheint umso merkwürdiger, als sonst auf 
ökonomisch-politischem Gebiet der Liberalismus dem Manchestertum 
huldigte. So verlangt v. Aretin in dem von Rotteck fortgesetzten 
Staatsrecht eine liberale Richtung der Handels- und Gewerbepolizei 
und bemerkte, daß die konsequente Durchführung der Handels- 
und Gewerbefreiheit sogar als ein Mittel, den Revolutionsdrang ab- 
zuwenden, bezeichnet werde ;^) so erklärt auch /?. v. Mohl selbst,*) 
die Lehre A. Smiths sei „nichts anderes, als der Gedanke des 
Rechtsstaats, angewendet auf die Wirtschaftslehre". Allerdings ist, 
wie bereits hier erwähnt sei, der Polizeibegriff, den das Staats- 
lexikon von Rotteck und Welcher aufstellt, ein anderer als der, 
den sonst die Liberalen aufstellen; wir werden dies gleich bei 
Besprechung des von Aretin als staatsrechtlich richtig ange- 
nommenen Polizeibegriffs sehen* 

III. Endlich ist hier noch die Lehre Stahls zu erwähnen. Sie 
ist zwar keine ganz rein eudämonistische, läßt sich aber doch nur 
dieser angliedern, da sie sich nur dadurch von ihnen unterscheidet, 
daß sie die Gefähriichkeit des eudämonistischen Prinzips erkennt 
und anerkennt Stahl hat eine sehr hohe Auffassung von der 
Polizei. Sie ist ihm^ „die Versorgung des Gemeinwohls. Sie hat 
das Gemeinleben nach allen seinen Beziehungen, seinen materiellen 
und seinen geistigen, zu erhalten und nach seinen Zielen zu 
lördem. Sie ist deshalb die Offenbarung der Weisheit des Staates". 
Sie ist ^das reichste Gebiet der Staatsverwaltung, was Ziel und 
Interesse des menschlichen Daseyns ist, gehört ihr an". Trotzdem 
vertritt Stahl nicht den rein eudämonistischen Standpunkt, deshalb 
kann nach seiner Ansicht nur das Gemeinwohl, nicht das Wohl 

^) V, ÄreHn, Staatsrecht der Konstitutionellen Monarchie Bd. 2 S. 193. 

*) B. V, MoM, Geschichte u. Literatur der Staatswissenschaften 1858 
Bd. 7 S. 801. 

>) Friedr. Jül. Stahl, Die Philosophie des Rechts Bd. 2 Rechts- und 
Staatslehre auf der Grundlage christlicher Weltanschauung 2. Aufl. 1846 2. Abt. 
5. 428 f. 
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des Einzelnen Aufgabe der Polizei sein. „Die Polizei muß sich 
wohl hüten vor dem Zuvielregieren'' warnt auch er und Förderung 
der Sittlichkeit und der zeitlichen Glückseligkeit des Staatsbürgers 
hält auch er für außerhalb der Kompetenz der Polizei liegend. Nur 
das allgemeine Wohl, die publica utilitas soll die Polizei fördern 
und dabei allerdings „muß sie nicht blos den, der nicht gehorcht, 
zwingen, sondern auch den, der widerstrebt, züchtigen''. 



§ 10. 

B. Theorien des bloßen Sicherheitszwecks. 

I. Der eudämonistischen Lehre diametral gegenüber steht 
diejenige, die der Polizei lediglich die Sorge für Sicherheit, 
allenfalls noch für Ordnung zuweist Die Vertreter dieser Ansicht 
sind in der Restaurationszeit zum Teil noch dieselben wie in der 
vorhergehenden Epoche. Der erste, den ich hier nennen will, ist 
kein großer Name in der Geschichte der Staatsrechtswissenschaft, 
aber ein Mann, der auf dem Gebiete des allgemeinen Polizeirechts 
(wenn ich so die Lehre vom juristischen Wesen, Begriff, Zweck 
und Umfang der Polizei nennen darf) das juristisch und systematisch 
Klarste geschrieben hat, was nach v. Berg und Gönner überhaupt 
geschrieben worden ist. Es ist der Nassauische Regierungsrat 
Emmermann. Daß die Schriften dieses Mannes so in Vergessenheit 
geraten sind, liegt wohl nur daran, daß das, was ich soeben all- 
gemeines Polizeirecht nannte, im 19. Jahrhundert eigentlich ganz 
brach gelegen hat, eine Erscheinung, auf die ich später noch zu 
sprechen kommen werde. Emmermann hat seine Ansichten, außer in 
verschiedenen Aufsätzen im Kameralkorrespondenten, niedergelegt in 
1811 erschienen, bereits erwähnten, Schrift „Ueber Polizei, ihren der 
vollständigen Begriff und ihr eigentümliches Verfahren** sowie in 
dem Werl^e „Die Staatspolizei in Beziehung auf den Zweck des 
Staates und seiner Behörden" (1819). Seine Lehre ist außerordent- 
lich freiheitlich und noch ganz im Sinne der Aufklärung gehalten. 
Im Anschluß an Kant erklärt er, daß es „in Beziehung auf den gesell- 
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schaftlichen Verein'' kein „Recht auf Qlückseligkeif ' (Bequemlichkeit^ 
Wohlstand, Schönheit und Vermögen in sich vereinend) gebe, dafi 
ein solches vielmehr „dem Staatszweck durchaus fremd'' sei.^) 
Wie aber der Bürger einerseits keinen Anspruch auf eHaißioria 
gegenüber dem Staat hat, so hat dieser auch kein Recht, schlechdiin 
durch Polizei, also durch Zwangt die „Beförderung des Wohl- 
standes der Staatsbürger und Aufsicht auf den Betrieb des Acker- 
baues, der Gewerbe und des Handels" zu übernehmen. Ebenso- 
wenig wie „die Leitung des Staatsreichtums" und die „sittliche^ 
wissenschaftliche und religiöse Bildung der Jugend des Volkes", denn 
diese kann nur „auf dem Wege der Belehrung und Ueberzeugung" ge- 
fördert werden. „Wie traurig würde es mit dieser moralisch-wissen- 
schaftlichen Kultur aussehen, in welches Zeitalter der Barbarei 
würden wir zurücksinken, wenn wir die Aufsicht über die Schulen^ 
Akademieen und Religion den Polizeibeamten übergeben wollten l 
Wie können diese Männer es beurteilen, ob die wissenschaftliche 
und moralisch religiöse Kultur dem Genius der Zeit gemäß voran- 
schreite oder nicht?"*) — Ich hätte diese Ausführungen hier nicht 
vidergegeben, wenn sie nicht so interessant wären durch den 
Gegensatz zu der Rechtslehre und dem Rechtszustand in Preußen. 
Dort endlose Einschränkungen der Individualfreiheit, um durch 
kleinliche polizeiliche Maßregeln die „Sittlichkeit und Religiosität*' 
zu fördern, neuere freiere Geistesströmungen zu unterdrücken 
(Burschenschaften!) und eine Sammlung dieser polizeilichen Viel- 
geschäftigkeit dem König gewidmet mit den Worten: 

Es sieht Ihr dankbahres Volk in ihnen sein Palladium/) 
Hier dagegen eine begeisterte Verteidigung der Freiheit auf allen 
geistigen Gebieten in einem Werke, das ebenfalls dem Landesherrn 
gewidmet istl Kann es einen größeren Gegensatz geben? 
Natürlich konnte diesen freien Ansichten nur eine genau umgrenzte 
Polizei als rechtlich erscheinen. Und so verlangt denn auch 



^) Emmermarm, Die StaAtspolizei S. 94. 
«) ibid. S. 89. 

*) Emmermafm, Über Polizei S. 16—18. 
^) Titel des Bötm^Simonsohea Werkes. 
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Emmermann, — vielleicht in Erinnerung an Roasseaas erste Regel 
der Verwaltung, welche die ist: que Tadministration soit conforme 
aux loix, — daß die Polizei „nur abhängig von der höchsten 
Staatsgewalt und dieser verantwortlich, in Gemäßheit vor- 
handener Gesetze wirksam'^ sei. Nach diesem allen muß er zu 
der mustergültigen Definition kommen^): 

„Die Polizei hat als selbsttätige Staatsgewalt die Sicherheit 
der kollektiven Gesellschaft nach den Gesetzen des Staats im 
Innern zu erhalten, den durch Menschen oder aus Naturereignissen 
drohenden Gefahren vorzubeugen und die gestörte Ordnung 
herzustellen." 

IL An zweiter Stelle ist hier der Erlanger Professor Hatl zu 
erwähnen. Auch er steht stark unter dem Einflüsse Bousseauscher 
und Kantschev Ideen: „Die gesetzliche Freiheit sey das große 
Ziel jeder Verfassung und Regierung."*) Daher bezweckt auch die 
Polizei „lediglich die gesetzliche äußere Freiheit aller im Staate, 
ohne Rücksicht auf Stand oder Ansehen der Person, und die 
Polizey-Gesetze sind blos notwendige und zweckmäßige Mittel zur 
Wiederherstellung jener äußeren Freyheit".«) Deshalb hat die 
Polizei auch nicht für die Privat-Wohlfahrt der einzelnen Staats- 
bürger zu sorgen, sondern nur für die „Herstellung und Erhaltung 
der vollkommenen Sicherheit im Innern des Staates oder innerhalb 
des gesamten Staatsgebiets".*) 

III. Dieselben Lehren, zu denen Hart vom naturrechtlichem 
Standpunkte aus gelangte, gewinnt später v. A retin aus den kon- 
stitutionellen Grundsätzen. „Nach den konstitutionellen Grund- 
sätzen, so lehrt er,^) kann es nur eine Polizei geben, nämlich die- 
jenige, welche Sicherheit und Ordnung handhabt; das hingegen, 
was man Wohlfahrtspolizei nennt (sonderlich die Begltickungs- und 
Aufklärungspolizei) ist ein offenbarer Eingriff in die Freiheit der 

^) Die Staatspolizei S. 95. 

«) J. P. Harl, Entwurf eines Polizei-Gesetzbuches 1822 S, 7. 
») biid. S. 31. 

*) ibid. S. 14, vgl. auch S. 4. 

') v\ Aretin, Staatsrecht der konstitutionellen Monarchie 1824 Bd. 2 
S. 177ff. " 

5 
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Staatsbürger.** — Daß man trotzdem „nach den Grundsätzen der 
Konstitutionellen Monarchie** noch eine andere Polizei fand, haben 
wir bereits gesehen. 

IV. Am ausführlichsten ist die Idee der reinen Sicherheitspolizei 
jedoch verteidigt worden von Zimmermann in 2 Werken: Deutsche 
Polizei im 19. Jahrhundert (1845) und einer kleineren Schrift, die im 
wesentlichen nur ein Auszug jenes dreibändigen Werkes ist: Wesen, 
Geschichte, Litteratur, charakteristische Tätigkeiten der modernen 
Polizei (1852). Er hat vor allem das Verdienst, darauf hingewiesen 
zu haben, daß die Polizei im 19. Jahrhundert nicht mehr dasselbe 
ist und sein kann, was sie im 18. Jahrhundert war. Während früher 
Polizei identisch war mit Staatsgewalt im Innern, ist die heutige 
Polizei „eine Behördenanstalt, die unter der Staatsgewalt dient**. 
„Sie fällt also weder zusammen mit der Staatsgewalt (Regenten) 
noch wird die gesamte Sorge des Staates oder der Staats- 
gewalt für Ordnung und Sicherheit jetzt »Polizei* genannt** 

Diese letzte Erwägung jedoch, daß nicht allein die Polizei für 
Ordnung und Sicherheit im Staate zu sorgen hat, hat Zimmermann auf 
falsche Fährte geleitet. Zunächst schließt er ganz richtig, daß, wenn die 
Polizei ihren Zweck mit anderen staatlichen Institutionen teilt, dieser 
nicht allein den Begriff der Polizei erklären kann. Ich werde noch 
darauf zurückkommen, wie er das die Polizei in Wahrheit charakteri- 
sierende in den besonderen Arten ihrer Tätigkeiten findet Hier 
sei nur erwähnt, daß er zu diesen Tätigkeiten nicht die verordnende 
rechnet Er erkennt kein Verordnungsrecht der Polizeibehörde an. 
Das ist natürlich eine Verirrung, und zwar eine Verirrung, die einem 
Spötter über deutsche Professorenweisheit und Stubengelehrtheit 
wohl gelegen kommen könnte. Ein solches Leugnen eines Instituts, 
das im Leben seit endloser Zeit anerkannt ist, blos dem System 
zuliebe ist allerdings erstaunlich, bei Zimmermann aber durchaus 
erklärlich, wenn man sein für die Biedermeierzeit ungeheuer charak- 
teristisches Werk einmal gelesen hat Es ist ein geradezu rührende 
Naivität, mit der der sonst durchaus klare und verständige Mann 
annimmt, durch eine anscheinend logische Schlußfolgerung eine 
durch jahrhundertelange Übung als Recht bestehende Einrichtung 
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€ntfernen zu müssen und zu können. — Unter dieser vermeintlichen 
Konsequenz leidet natürlich auch die Definition der Polizei, die er 
„mit gütiger Erlaubnis** seiner Leser „der gelehrten Erwägung an- 
heim" gibt^): 

„Öffentliches Behördeninstitut im Innern des Staates, das neben 
der Justiz auf die Weise für Erhaltung der bürgerlichen Ordnung 
tätig ist, daß es alle Verhältnisse und Vorfälle, welche sich auf den 
Ordnungszustand beziehen, dauernd und systematisch beobachtet; 
ferner Ordnungsstörungen, die drohen oder beginnen, mögen sie 
aus dem Bereich der Naturkräfte oder des menschlichen Tuns 
kommen, vorbeugt, endlich im Gebiete der Ordnung vorhandene 
Unregelmäßigkeiten bekämpft, geschehene Frevel aber entdeckt und 
deren Täter zur Strafe bringt". 

Dies sind die wichtigsten Vertreter der Lehre von dem einge- 
schränkten Polizeizweck.*) 



C Vermittelnde Theorien. 

I. Eine vermittelnde Lehre tritt zunächst in der Form auf, daß 
zwar auch eine Wohlfahrtspolizei anerkannt, ihr aber keine Zwangs- 
gewalt zugesprochen wird. 

Der bedeutenste Vertreter dieser Lehre ist der Schweizer Jtdiüs 
Graf von Soden, der in neuerer Zeit in arger Oberschätzung der 
Vater der deutschen Polizei genannt worden ist Seine Lehren 
sind enthalten teils in dem großen Werke: Nationalökonomie (1808) 



^) Die Polizei im 19. Jahrhundert S. 133. 

*) Allenfalls wäre hier noch Fundce zu erwähnen, dessen klare Aus- 
führungen in „Das Wesen der Polizei* (1844) alles nicht rein Rechtliche ver- 
meiden, aber keine große Beachtung gefunden haben. Polizei ist nach ihm 
(S. 28) „nichts anderes als die auf Beseitigung der Übelstände . . . und auf die 
Durchführung der zu diesem Zweck erteilten Normen und getroffenen Ein- 
richtungen gerichtete Tätigkeit der Staatsgewalt." Daher liegt ihr ob ,,Ab- 
wendung und Beseitigung dessen, was sonst entweder von selbst der Natur der 
Sache nach, ohne daß es diesfalls einer Bestimmung bedarf, oder infolge der 
von der Regierung getroffenen Einrichtungen als einen Obelstand sich darstellt" 
iß, 15). 

5* 
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hauptsächlich aber in der Schrift „Die Staatspolizei nach den Grund- 
sätzen der Nationalökonomie" (1817). Er betrachtet aber nichts 
wie es nach diesem Titel scheinen könnte, die Polizei lediglich 
nach staatswirtschaftlichen Gesichtspunkten, sondern durchaus nach 
staatsrechtlichen. Die Titel geben nur das System an. Er geht 
aus von dem Staatshaushalt und versteht darunter etwas ähnliches, 
wie Rousseau unter der Economic publique oder politique: die ge- 
samte Tätigkeit des Staates zur Erfüllung seiner Zwecke. Diese 
Tätigkeit des Staates hat Soden nach einem sehr genau ausge- 
arbeiteten System eingeteilt. In diesem System hat er der Polizei 
„die zweite Unterunterabteilung der Unterabteilung der ersten Haupt- 
abteilung" zugewiesen. Nämlich die erste Hauptabteilung des Staats- 
haushaltes betrifft die kollektive Gesellschaft, die dritte Unterabtei- 
lung derselben die Staatssicherheit und von dieser die beiden Unter- 
abteilungen die äußere und innere Sicherheit; die zweite der beiden 
letzten, die innere Sicherheit, ist das Ressort der Polizei.^) Nun be- 
schränkt Soden aber deshalb nicht die Polizei auf die Sorge für 
Sicherheit, sondern ihr Gegenstand ist überhaupt die „gesellige Ver- 
bindung** (im Gegensatz zur „staatsgesellschaftlichen Verbindung 
der Staatsbürger und deren Beziehungen**.)^ „Die Beförderung der 
Vorteile dieses geselligen Beisammenseins, dieses Beisammenwohnens,, 
und die Verhütung der unmittelbar aus diesem geselligen Beisammen- 
sein und Beisammenwohnen resultieren könnenden Nachteile, kann 
also einzig der ausschließende Spielraum der Staatspolizei sein.***) 
Danach hat sie doch für mehr als die innere Sicherheit zu sorgen, 
doch bleibt diese ihr hauptsächlichster Gegenstand und der einzige,, 
für den sie Zwang anzuwenden befugt ist.*) 

Diese Lehre scheint wegen ihrer Zugeständnisse nach beiden 
Seiten hin, eine ziemliche Verbreitung erlangt zu haben. Angeregt 
ist sie wohl durch Lote, der zum ersten Male eine Teilung vorge- 
nommen hat in Zwangs- und Hilfspolizei, wenn auch, wie wir fanden^ 



1) Die Staatspolizei S. 41 u. 40. 
*) Nationalökonomie HI, 114. 
*) Staatspolizei S. 46. 
*) Staatspolizei S. 42 mit S. 173. 
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nach ganz falschen Gesichtspunkten. Sie hat bis in die neueste 
Zeit hin Anhänger gefunden.^) 

IL Wenig Ähnlichkeit mit der Lehre Sodens hat die von 
Karl V. Salza in seinem ,,Handbuch des Polizeirechts'' (1825) 
aufgestellte, die auch eine Stellung zwischen den Extremen ein- 
nimmt Sie geht insofern weiter denn jene, als sie ohne eine 
„Hilfspolizei" von der eigentlichen, der Zwangspolizei abzutrennen, 
die Wohlfahrt nicht ganz aus deren Gebiete verweist Andererseits 
ist sie enger wie jene, indem sie die Wohlfahrtspolizei als solche 
prinzipiell überhaupt nicht anerkennt, d. h. die Förderung der Wohlfahrt 
nicht der Polizei zuweist (vgL insbes. S. 108 Anm. 1). Er erkennt der 
Polizei neben der Sorge für die öffentliche Sicherheit, worunter er 
nur die Sicherheit des Staats als solchen versteht, die Ver- 
teidigung der bedrohten Wohlfahrt der bürgerlichen 
Gesellschaft zu, (also nur negative Sorge, nicht positive Förderung). 
Was er darunter versteht, ist, wie sich aus seinen näheren Aus- 
führungen ergiebt, die ich natürlich hier nicht wiedergeben kann, 
kaum etwas anderes als „die Abwendung der dem Publiko und 
dessen Mitgliedern drohenden Gefahren" des allgemeinen Land- 
rechts. Es sei nur noch seine Definition der Polizei gegeben. 
Sie lautet (S. 4): „Die Polizeigewalt (potestas politica sensu 
strictiori — ius politiae) ist derjenige selbständige Zweig der 
Staatsverwaltung, welcher für Beförderung und Erhaltung der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung im Innern des Staates zu sorgen 
und alle durch die kollektive bürgerliche Gesellschaft für die allge- 
meine Wohlfahrt zu befürchtende Nachteile abzuwenden hat." 

IIL Eine Lehre, die mehr zu der Lehre von dem bloßen 
Sicherheitszweck hinneigt, ist die von dem „rechtskundigen Bürger- 



^) Für die damalige Zeit will ich nur noch verweisen auf JBT. L. H. FöUtz 
Dio Staatswissenschaften im Lichte unserer Zeit 2. Teil S. 270ff. Er kennt 
zwar auch neben der Sicherheitspolizei eine Wohlfahrtspolizei, sagt aber, daß 
,,zur Verwirklichung der ersten Aufgabe der Polizei notwendig die Anwendung 
des Zwanges gehört, während bei der Ausführung der zweiten Aufgabe im 
eigentlichen Sinne gar kein Zwang anwendbar ist**. Deshalb nennt er die 
erstere auch „Zwangspolizei**. Von neueren Schriftstellem scheint mir Bosm 
zu einem ähnlichen Resultat zu kommen. Vgl. z. B. Begriff usw. S. 20 ff. 
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meister"' Anton Barth in seinen Vorlesungen über Polizei-Wissen- 
schaft und Polizeirecht (Augsb. 1840) aufgestellte. Er teilt dort 
sehr zweckmäßig die Polizei in unmittelbare und mittelbare ein (S. 6) : 
„Die unmittelbare Polizei hat es entweder mit der öffentlichen oder 
mit der Privatsicherheit zu tun." „Die mittelbare Polizei be- 
schäftigt sich mit Gegenständen, welche dazu dienen, die Erhaltung 
der öffentlichen und Privatsicherheit zu erieichtern** (S. 8). Diese 
mittelbare Polizei hat zwar unter Umständen auch die „Hindemisse 
der Aufklärung der freien Thätigkeit, der Kultur und des Wohl- 
standes** zu entfernen, diese Gegenstände aber hat sie doch nur 
insofern zu schützen, als sie „als notwendige Bedingungen zur 
Erreichung des Zweckes der unmittelbaren Polizey angesehen 
werden können". Dieser Schriftsteller schließt also die Sorge für 
den Wohlstand nicht ganz vom Gebiet der Polizei aus, macht sie 
aber nicht deshalb selbst zum Zwecke der Polizei.^) Als solchen 
kennt er immer nur die Sicherheit an und insofern bietet seine 
Lehre eigentlich nur eine verständige extensive Interpretation von 
der Lehre, die die Tätigkeit der Polizei lediglich auf die Sorge 
für Sicherheit beschränken will. 

IV. sind zu erwähnen die ganz systemlosen und widerspruchs- 
vollen Ausführungen Carl Salomo Zachariäs, die aber wegen der 
großen Bedeutung dieses Autors auf staatsrechtlichem Gebiet nicht 
übergangen werden können. Auf der einen Seite gibt er den 
Zweck der Polizei ganz im Sinne der reinen Sicherheitstheorie: 

„Die Polizeigewalt hat nicht den Zweck, die Wohlfahrt 
und den Wohlstand des Volkes (oder die Macht der 
Regierung) zu vermehren. Der Zweck der Polizeigewalt 
ist nur ein negativer; die Polizei soll nur gewisse Gefahren 
von dem Gemeinwesen und von seinen Mitgliedern abwehren".*) 



^) Sehr interessante Ausführungen über die eudämonistischen Polizei- 
zwecke (S. 84 £f.), daß die Polizei „keine Zwangsanstalt zur Bewirkung geistiger 
und sittlicher Vervollkommnung der Staatsbürger sei, daß ,^öie Glückseligkeit 
der einzelnen oder das irdische Wohlseyn derselben ebenfalls nicht Aufgabe 
der Polizei seyn" kann. 

^ Carl Salomo Zathariäa Vierzig Bücher vom Staate (Umarbeitung) 1840 
4. Bd. S. 288. 
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Auf der andereu Seite aber gibt er einen Satz, dessen Geltung 
uns mit einem Schritt in den Polizeistaat zurückführen würde, 
nämlich den: 

„Eine jede Aufgabe, welche der Staat zu lösen hat, ist 
zugleich eine Aufgabe der Polizei.**^) 

Das würde also bedeuten, daß die Polizeigewalt keine andern 
Grenzen hat, als die Staatsgewalt überhaupt, daß also die Polizei 
überall da in die Rechtssphäre des Individuums eingreifen kann, 
wo dies der Staat überhaupt kann. Danach gibt es natürlich gar 
keine besonderen Rechtssätze für die Polizei, und es ist ebenso 
konsequent wie verständlich, wenn Zachariä erklärt^: 

„Die Polizeiwissenschaft ist in allen den Anwendungen, 
welche von ihr gemacht werden können und zu machen 
sind, lediglich und allein eine Erfahrungswissenschaft, also 
ein Teil der Politik oder Staatsklugheitslehre." 

Woraus er dann allerdings die Berechtigung zur Aufstellung 
eines besonderen Rechtssatzes für die Polizei, wie des zuerst an- 
gegebenen, ableitet, ist absolut unverständlich, ebenso wie der 
Inhalt dieses Satzes, da ja doch die Polizei sich auf alle Aufgaben 
des Staates erstreckt und er Bd. 1 S. 156 angibt, die Staaten seien 
„Anstalten für die Kultur und Zivilisation des menschlichen 
Geschlechts." 

V. Mit /?. von Mohl^ hat, wie er selbst versichert, eine neue 
Epoche begonnen, die des Rechtsstaats. 

Sein Rechtsstaat hat den Zweck „das Zusammenleben des 
Volkes so zu ordnen, daß jedes Mitglied desselben in der möglichst 
freien und allseitigen Übung und Benutzung seiner sämtlichen Kräfte 
unterstützt und gefördert werde." 

In diesem Rechtsstaat bedeutet die Polizei den „Inbegriff aller 
jener verschiedenartigen Anstalten und Einrichtungen, welche dahin 



1) ibid. S. 289. 

«) ibid. S. 290. 

*) B. V, MoMy Die Polizeiwissenschaf t nach den Grundsätzen des Rechts- 
staates 1832 ; vgl. aucü £. v, MoM, Staatsrecht des Königreichs Württemberg 
2. Aufl. 1840 Bd. 2 S. 275 ff. 
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abzwecken, durch Verwendung der allgemeinen Staatsgewalt die- 
jenigen Hindernisse der allseitigen, erlaubten Entwicklung der 
Menschenkräfte zn beseitigen, welche der Einzelne gar nicht, oder 
wenigstens nicht so vollständig und zweckmäßig wegräumen könnte *". 
Zusammen aus diesen beiden Grundsätzen, dem Prinzip des 
Rechtsstaats und dem Begriff der Polizei gewinnt Mohl zwei lei- 
tende Sätze für das Polizeirecht: 

1. „Die Polizei hat da nicht einzugreifen, wo ein äußeres Hinder- 
nis durch die Anwendung der eigenen Kraft der beteiligtene Bürger 
vollständig und zweckmäßig entfernt werden kann.' 

2. „Dagegen ist die Polizei auch schuldig, immer da einzu- 
schreiten, wenn die Kräfte der Staatsbürger nicht hinreichen, um die 
Hindernisse wegzuräumen, welche der Ausführung einer vernunftge- 
mäßen, rechtlich eriaubten und allgemeinen nützlichen Unter- 
nehmung im Wege stehen/ 

Das ist also mit andejn Worten das was der alte Delamare 
auch sagte: ce que le tuteur est au pupille, T^talt Test au citoyen; 
es ist der Polizeistaat in seiner ganzen Schönheit Man stelle es 
sich nur vor, wie das praktisch werden soll, wenn der Landrat 
prüft, ob die Kräfte der Bürger ausreichen, selbst die „vernunftge- 
mäßen, rechtlich eriaubten und allgemein nützlichen Unternehmungen'' 
zu vollenden. 

Sind nun die Hauptgrundsätze des Mohlschen Polizeirechts solche, 
die wohl dem Polizeistaat nicht aber einem Rechtsstaat entsprechen, 
so hat er doch auch einzelne Prinzipien, die des letzteren durchaus 
würdig sind. Dahin rechne ich den Satz, daß „die Anordnung der 
allgemeinen Grundsätze, die Feststeckung der Gränzen des Rechts 
und der Verbindlichkeiten der Bürger" nicht durch Verordnungen 
der Regierung, sondern nur durch Gesetz geschehen kann; femer 
die Lehre daß auch nie „eine Strafandrohung durch bloße Verord- 
nung ausgesprochen werden'' dürfe, daß vielmehr, wenn auch durch 
Gesetz nicht für jeden einzelnen Polizeifall eine Strafbestimmung ge- 
troffen werden könne, doch entweder allgemeinere Strafbestimmungen 
zu erfassen seien „welche ganze Klassen von verbotenen Handlungen 
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umfassen und mittels eines Maximums und Minimums eine zweck* 
mäßige Anwendung auf den einzelnen Fall gar wohl zulassen, "^ oder 
aber bestimmten Behörden gesetzlich die Erlaubnis erteilt werde, 
provisorisch Strafgesetze von gewissem Umfange der anzudrohenden 
Übel zu erlassen seien. 

Die vollständige Unfähigkeit aber des Mohlschen Systems zur 
Schaffung eines klaren allgemeinen Polizeirechts zeigt sich bei der 
Lehre von der Zwangsgewalt der Polizei. Dort heißt es: „Bei An- 
wendung von Zwang hängt es allein davon ab ob die polizeiliche 
Maßregel noch Zweck hat, wenn auch ein Einzelner sich ihr wider- 
setzt". Danach ist es also ganz in das Ermessen der Polizei gestellt, 
wann sie Zwang anwenden will. Nimmt man dazu die ausgedehnten 
Zwecke, die Mohl der Polizei zuweist, so ist es klar, daß seine 
Grundsätze des Polizeirechts keineswegs geeignet sind eine neue 
Kultur- und Rechtsepoche, die des Rechtsstaats, zu begründen. In 
der Tat sind ja auch, wie wir sahen, die meisten Schriftsteller jener 
Zeit viel weiter fortgeschritten: sie geben, selbst wenn sie noch 
eine Wohlfahrtspolizei anerkennen, dieser wenigstens keine Zwangs- 
gewalt mehr. 



Kapitel 4. Stand der Polizeirechtslehre um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts. 

§ 12. 

In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts werden in der 
Theorie des allgemeinen Polizeirechts so viele verschiedene An- 
sichten vertreten, daß es ganz unmöglich erscheint, eine herrschende 
festzustellen. Eines nur steht fest : Die rein eudämonistische Theorie 
ist nicht mehr herrschend oder richtiger, nicht wieder herrschend 
geworden. Ebensowenig aber ist die reine Sicherheitstheorie als 
herrschend zu bezeichnen. Vielmehr liegt das Obergewicht bei 
■den vermittelnden Theorien. Diese sind zwar, wie wir gesehen 
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haben, unter sich alle verschieden, haben aber doch insofern alle 
etwas gemeinsames, als sie der Polizei mehr als lediglich die 
Sorge für Sicherheit und Ordnung zuweisen, ihr aber im wesent- 
lichen nur in bezug auf diese Zwangsgewalt zugestehen. Das ist 
das Charakteristische der Theorie jener Zeit: sie kennt noch eine 
Polizei ohne Zwang, mit anderen Worten sie unterscheidet noch 
nicht zwischen Polizei und Pflege, oder noch anders ausgedrückt: 
ihr ist noch die ganze innere Verwaltung Polizei.^) Damit hängt 
es zusammen, daß ihr der Begriff der inneren Verwaltung in dem 
heutigen technischen Sinne noch fremd ist Der Ausdruck Ver- 
waltung kommt zwar schon oft vor, bezeichnet aber etwas ganz 
anderes, als was wir heute damit meinen ; Verwaltung ist noch bei 
Kluber die gesamte Staatstätigkeit und setzt sich zusammen aus 
der aufsehenden, gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt^ Etwas 
enger ist der Begriff der Verwaltung dann durch R. v, MoM 
gefaßt*), der sie in Gegensatz zur Verfassung setzt. Er teilt die 
Verwaltung in Verwaltung der Rechtspflege und Verwaltung der 
Polizei. Aber auch er ist noch so weit von dem jetzigen Begriffe 
der inneren Verwaltung entfernt, daß er der Verwaltung der Polizei^ 
die jenem Begriff ungefähr hätte entsprechen müssen, noch zuweist 
das Kriegswesen, das Finanzwesen und die auswärtigen Angelegen- 



^) Mit wenigen Ausnahmen wie z. B. Zimmermann (vgl, oben S. 56), ganz 
besonders aber Emmermann (Staatspolizei S. 89: ,,Der Polizei, welches nach 
Festsetzung ihres Begriffes richtig ist, muß die Befugnis eingeräumt werden^ 
ihre Verfügungen mit Anwendung von Zwangsmitteln zu vollziehen/^ Daher 
kommt er auch zu der oben S. 54 angegebenen Ausscheidung und trennt scharf 
zwischen Staatszweck und Polizeizweck. Staatspolizei S. 89 bezeichnet er als 
Zweck des Staates „die vollkommmenste Entwicklung des menschlichen Da- 
seins unter Anerkennung des höchsten Sittengesetzes'* u. S. 94 sagt er dann, daß 
der Zweck der Polizei auf jeden Fall nicht mehr enthalten darf, als jener selbst 
(der Staatszweck) in sich begreift, daß er aber auf der andern Seite durchaus 
nicht alles das enthalte, was jener umfaßt, indem einiges „wegen der Ver- 
schiedenheit des Grundsatzes einem anderen Zweige der Verwaltung 
angehört." 

>) Klüber, St.-R. d. dtsch. Bundes 2. Aufl. 1822 S. 504 u. 564ff., vgl. auch 
3. Aufl. S.491. 

«) R. V. MoM, St.-R. d. Königr. Württemberg Bd. 2 S. Iff. 
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heiten. Erst L v. Stein hat wohl den Grundstein zu dem jetzigen 
Begriffe der inneren Verwaltung gelegt.^) 

Damit, daß man die Polizei noch nicht als ein besonderes 
Element der Verwaltung ausschied, hängt es zusammen, daß man 
sich nicht über die Grenzen der Polizeigewalt einig werden konnte. 
Da man noch Polizei mit der inneren Verwaltung identifizierte, fiel 
auch der Zweck der Polizei mit dem Zweck des Staates zusammen. 
Man fragte also immer nur: was darf der Staat überhaupt? und 
da sagten die einen: man kann es nicht dulden, daß der Staat 
mit Hilfe seiner Polizeigewalt die Freiheit des Einzelnen schmälern 
darf, die doch sicher ein Rechtsgut ist und als solches des 
Schutzes durch das Recht bedarf, zugunsten des allgemeinen 
Besten, das nur ein Begriff von sehr zweifelhaftem juristischem 
Wert ist Die anderen aber sagten: der Staat würde einen sehr 
geringen Wert haben, wenn er ganz fremd außerhalb aller Fort- 
schritte der Kultur stehen bleiben und sich bloß der 
Wahrung des strengen Rechts widmen wollte. Beide haben Recht 
und daraus geht hervor, daß die Alternative, die man stellte, un- 
möglich war. Die Frage ist eben nicht die einfach materielle: 
was darf der Staat tun; zu welchen Zwecken darf er in die In- 
dividualrechtssphäre eingreifen. Für den modernen Kulturstaat bilden 
die „erworbenen Rechte" keine Schranke. Die Frage ist eine rein 
formale. Wie das Prozeßrecht bestimmt: über eine Frage von 
der und der Bedeutung darf der Staat nur durch 3, 5 usw. Richter 
entscheiden, so bestimmt das Polizeirecht: nur wenn die und die 
Interessen gefährdet sind, darf die Staatsgewalt durch die Verwal- 
tungsbehörden mit Zwang in die Individualrechtssphäre eingreifen; in 
allen andern Fällen darf er das nur durch seine gesetzgebenden Organe 
im ordnungsmäßigen Wege der Gesetzgebung tun. Die ganze Frage 
erlangt demgemäß die höchste Bedeutung erst in den konstitutionell 



^) Ausführliches über die sehr interessante Entstehungsgeschichte dieses 
Begriffes, der wahrscheinlich in der französischen Staatslehre zuerst ausgebildet 
ist, zu bringen, ist leider hier nicht möglich, da es zu sehr aus dem Rahmen 
dieser Arbeit fällt. Einige unvollkommene Andeutungen gibt X. t^. iSSfom 
a. a. 0. I S. 18 ff. 
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regierten Staaten. Im absolut regierten Staate (und ein solcher 
war ja doch Preußen, von dem wir hauptsächlich sprachen, in der 
Restaurationszeit) tritt das Besondere der Polizeigewalt praktisch 
kaum hervor; Verordnung sowohl wie Gesetz gehen vom König 
aus. Deshalb war auch praktisch eine theoretische Unterscheidung 
zwischen dem Umfangder Polizeigewaltund dem der Staatsgewaltzweck- 
los und bedeutungslos. Daraus ist es zu erklären, daß die Theorie 
diese Unterscheidung durchweg nicht gemacht hat Sie zu machen 
bleibt dem Ende des 19. Jahrhunderts vorbehalten. Sie ist ein 
wesentliches Merkmal des Rechtsstaates und durch 
diesen selbst wird sie aufgedeckt, nicht durch die Theorie. Die 
staatliche Verwaltungsrechtsprechung ist es, wie wir sehen werden, 
die in Preußen den Polizeibegriff zu einer klaren Bestimmung und 
Umgrenzung geführt hat. 



3. Abschnitt 

Die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts. 

L Kapitel. Die Gesetzgebung. 

§ 12. 
I. Im 18. Jahrhundert war die Literatur über Polizei eine unge- 
heuer große, in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts aber nahm sie 
stark ab, und wir fanden nur noch ganz wenige größere Werke; 
immerhin war noch eine Literatur des Polizeirechts vorhanden; in 
der zweiten Hälfte des Jahrhunderts jedoch kann von einer solchen 
— wenigstens bis zu den neunziger Jahren — nicht die Rede sein. 
Der Grund dafür ist vielleicht in der historischen Richtung zu suchen. 
Das allgemeine Polizeirecht hat seine Wurzeln im Naturrecht. Die 
Idee des Staatsvertrages bildet den Kern des Polizeirechts: Die 
Unterwerfung der Einzelnen unter eine Obrigkeit, um von dieser nach 
ihrer höheren Einsicht den Endzwecken der Menschheit entgegen 
geführt zu werden, ohne daß andererseits der Einzelne unnötig in 
seinen natürlichen Freiheiten und wohlerworbenen Rechten verietzt 
werden darf. Weil sich aber das allgemeine Polizeirecht so 
ganz aus dem Naturrecht heraus gebildet hat, war es ein der histo- 
rischen Richtung und dem nüchternen Geist des sinkenden 19. Jahr- 
hunderts fremdes Gebiet Bezeichnend dafür ist die Entwicklung 
des preußischen Rechts. Das allg. Landrecht hat einen Leitsatz 
des fortgeschrittenen Naturrechts als Bestandteil des positiven 
Rechts aufgenommen, auch die Verordnungen von 1808—1817 
hatten noch allgemeine Prinzipien — wenn auch abweichend von 
denen des allg. Landrechts — gegeben. Anders das Gesetz über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850: dieses glaubte mit einer 
einfachen Aufzählung der Gegenstände der Polizei das Polizeirecht 
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vollständig erledigen zu können. In der neuesten Zeit hat man — be- 
sonders das Oberverwaltungsgericht — allerdings geglaubt, dem Ge- 
setzgeber dabei eine reservatio mentalis im Sinne des §10 II 17ALR. 
insinuieren zu können; aber zunächst ist das deshalb schon unsinnig, 
weil, wie wir gesehen haben, der § 10 II 17 durch die ihm wider- 
sprechende spätere Gesetzgebung beseitigt war. Aber es ist auch, 
wie Rosin so richtig betont hat,^) „an und für sich schon ein der all- 
gemeinen geschichtlichen Auffassung widersprechender Gedanke, daß 
ein der rückläufigen Periode von 1850 entstammendes Gesetz sich 
die Ausführung eines naturrechtlichen Landrechtssatzes, welcher eine 
Beschränkung der Polizeigewalt bezwecke, zum Ziele gesetzt haben 
sollte**.^) Jene Zeit kannte eben ein allgemeines Polizeirecht, wie es 
das Naturrecht ausgebildet hatte, überhaupt nicht mehr, sie glaubte 
das Polizeirecht sei mit einer Aufzählung seiner Gegenstände er- 
schöpft*) Die Prinzipien, nach denen die Polizeigewalt sich in diesen 
Gebieten regelte, hielt die positivistische historische Richtung für natur- 
rechtliche Phrasen, die das Recht wohl entbehren könne. Das sind 
Interna der Regierung, an die der Untertan nicht „den Maßstab seiner 
beschränkten Einsicht'' zu legen hat Heute denken wir darüber anders 
und unsere Rechtsüberzeugung geht dahin, daß auch innerhalb der 
durch das Polizeiverwaltungsgesetz von 1850 begründeten Zuständig- 
keit die Polizei an ihre allgemeine Schranken — als die heute, wie wir 
sehen werden, die des § 10 II 17 ALR. gelten müssen — gebunden 
ist Das berechtigt uns aber nicht, entgegen der historischen Mög- 
lichkeit, dem Gesetzgeber von 1850 diese Auffassung unterzuschieben. 
II. Wie in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, so ist auch noch 
im Anfang der zweiten die Entwicklung in Preußen nicht mit der 



') Bosin, Begriff S. 106. 

*) Was in § 6 litt. i. des Ges. v. 2. 3. 1850 unter polizeilich zu ver- 
stehen ist, ist hier nicht zu besprechen, ergibt sich übrigens aus dem oben über 
das preuß. Recht Gesagten. Vgl. Bosin, Begriff S. 106. 

*) So kennt DoM (Die Polizeiverwaltung des preuß. Staates 1868 S. 2 
u. S. 21) als maßgebend für die Landespolizei nur die Verordnung von 1806. 
Ebenso noch Parey, Das behördliche Polizei-Straf- Verordnungsrecht in Preußen 
1882 S. 24 (obwohl dieser allerdings auch einmal, in einer Anm. S. 32 die 
Gültigkeit einer polizeilichen Maßregel an § 10 11 17 ALR. mißt. 
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im übrigen Deutschland zu vergleichen. Während Preußen sich erst 
zu dieser Zeit aus der Reaktion herausarbeitet, geht in den andern 
Staaten die Entwicklung, die im Anfange des Jahrhunderts begonnen 
hatte, ruhig weiter auf dem Wege vom Polizeistaat zum Rechtsstaat 
Auch hier zeigt sich wieder der Zusammenhang zwischen Politik 
und Staatsrecht. Die politische Abhängigkeit der süddeutschen 
Staaten von Frankreich im Anfange des Jahrhunderts hat insofern 
weitergewirkt, als in diesen Staaten in den mannigfachsten Beziehungen, 
auf dem Gebiete der Kultur sowohl wie dem des Rechts noch auf 
lange hinaus das französische Muster maßgebend war. Im Polizei- 
recht speziell zeigt sich das in der Tendenz die Polizeigewalt enger 
zu begrenzen.^) Meist ätl6erte sich diese Tendenz, indem man 
nach französischem Muster das Polizeistrafrecht modifizierte. Für 
unsern Zweck, die Bestimmung des Polizeibegriffs, läßt sich aus 
diesen Kodifikationen meist wenig gewinnen. Denn sollte sich auch 
feststellen lassen, daß die eine oder andere Bestimmung dieser 
Gesetzbücher lediglich wohlfahrtsfördernd sei, so ist damit noch 
nichts für den Begriff der Polizei gegeben, denn die Bestimmungen 
dieser Gesetzbücher sind Gesetz, nicht Polizei. Trotzdem finden 
sich in der staatlichen Praxis einige Beispiele, die die allgemeinen 
Grundsätze erkennen lassen, denen man die Polizei unterwarf. 

Eine auffallende Entwicklung im Sinne engerer Begrenzung der 
Polizei finden wir im Herzogtum Nassau. Eine Verordnung vom 
5. bezw. 6. Januar 1816 über den Geschäftskreis der Landesregie- 
ung hatte im § 16 bestimmt als einen Teil dieses Geschäftskreises: 



^) Das französische Recht hatte schon vor dem preuß. Allgem. Landrecht 
einen Polizeibegriff aufgestellt, der mit dem landrechtlichen ziemlich überein- 
stimmt. Ges. y. 14. 12. 1789 art. 50: „bonne police notamment de proprete, 
de la salubrite et de la tranquillite dans les rues, lieux et edlfices publics.'' 
Dieselben Grundsätze wurden dann aufgestellt in dem bekannten Art 16 des 
Gesetzes vom 3. brum. IV und neuerdings im Munizipal-Gesetz vom 5. 4. 1884 
Art. 97: la police municipale a pour objet d'assurer le bon ordre, la sürete et 
la salubrite publique (Das ist dann unter 1—8 genauer ausgeführt, aber unter 
vollständiger Vermeidung irgendweicher Wohlfahrtspolizei). Die franz. Theorie 
lehrt übereinstimmend dieselben Grundsätze; vgl. z. B. Giron, Dictionnaire de 
droit administratif et de droit public, 1896 Te. III e, p. 58; Batbie, traite theo- 
rique et pratique de droit public et administratif 1886 Te. VIII p. 488. 
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„Die Handhabung der Polizei im Allgemeinen, auch bei 
den hier nicht namentlich angeführten Gegenständen, sie mag 
sich auf Abwendung von Gefahren und Beschädigungen, oder 
auf die Beförderung guter Sitten, der öffentlichen Ruhe und 
der Annehmlichkeiten des Lebens und Wohlstandes beziehen." 
Im Jahre 1816 waren also noch vollständig eudämonistische Grund- 
sätze über die Polizei aufgestellt worden. Ganz im Gegensatz hierzu 
bringt im Jahre 1849 die Verwaltungsordnung für die herzoglichen 
Kreisämter^) Grundsätze zur Anwendung, die nur noch eine Ordnungs- 
polizei anerkennen. Der § 51 dieser Verordnung weist der Polizei zu: 
„Sorge und Wachsamkeit darüber, daß die öffentliche 
Ordnung innerhalb des Kreises erhalten und das Leben, die 
Freiheit, die Gesundheit und das Eigentum der Bewohner 
vor Ereignissen der Natur und ungesetzlichen Handlungen 
geschützt werden." 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß diese Änderungen im 
positiven Rechte entstanden sind unter dem Einfluß der theoretischen 
Arbeiten des Regierungsrates Emmermann, der ganz auf dem Boden 
der reinen Ordnungspolizei stand. 

Auch das positive badische Recht, gibt einige Bestimmungen 
über den Umfang der Polizeigewalt. Zunächst hat die Verordnung 
vom 24. Juli 1852^ die Polizeistraf gewalt der Bezirksämter als Po- 
lizeibehörden auf „Handlungen, welche die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung gefährden'' beschränkt. Dann aber enthält der §30 
Abs. 1 des badischen Polizei-Strafgesetzbuches eine Bestimmung^ 
die inhaltlich der des §10 II 17 ALR. entspricht.*) 



^) Sammlung der landesherrlichen Edikte und anderer Verordnungen, welchen 
im ganzen Umfang des Herzogtums Nassau Gesetzeskraft beigelegt ist. Bd. 2 (1818). 

■) Verordnungsblatt des Herzogtums Nassau 41. Jahrg. (1849) S. 114. 
Vgl. auch § 50 u. 52. § 50. Die Kreisbeamten sind innerhalb ihres Ver- 
waltungsbezirks die ersten Polizeibeamten. Als solche sind sie berufen, die 
Herrschaft des Gesetzes aufrecht zu erhalten und dieselbe, wo sie bereits eine 
Störung erlitten hat, wiederherzustellen. § 52. Zur Abwendung der die öffentl. 
Sicherheit und den Kechtszustand bedrohenden Gefahren hat der Kreisbeamte 
nicht nur im Allgemeinen die erforderlichen Anordnungen und vorbeugenden 
Schutzmaßregeln. 

>) Bad. Regierungsblatt v. 1852 S. 318. 

^) So auch Anschütz in Meyer-AnschiUz, Staatsrecht S. 642 Anm. 12 — 
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Kapitel 2. 
§ 14. 

Die Wissenschaft 

I. In der Entfremdung der Zeit gegenüber dem auf naturrecht- 
lichem Boden gewachsenen allgemeinen Polizeirecht, die wir oben z. T. 
auf die historische Richtung zurückführten, beruht auch die geringe 
wissenschaftliche Bearbeitung dieser Materie in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. Bis zu den 90er Jahren, wo wieder eine Literatur 
entsteht, haben wir lediglich ein größeres Werk über Polizei, das 
allerdings bis heute seine Bedeutung behalten hat: Foerstemanns 
Prinzipien des preußischen Polizei-Rechts. Foerstemann, der das 
gesamte preußische Polizeirecht systematisch darstellt, erkennt zwar 
an, daß das Allg. Landrecht den Wohlfahrtszweck von der Polizei 
ausschließt, aber ganz im Sinne seiner Zeit glaubt er, daß es sich 
dabei „vom Boden des Bestehenden entfernt" (S. 13).^) Denn er sieht, 
wie der Staat fortwährend die Wohlfahrtspolizei ausübt und findet 
deshalb auch die Verordnungen von 1808 ff. mehr zu billigen als 
ALR. § 10, II, 17, weil sie das geltende Recht wiedergeben. Er 
erkennt also einen Wohlfahrtszweck der Polizei an. 

Wie gesagt ist Foerstemann das einzige größere Werk über 
Polizei aus jener Zeit. Wir sind also, wenn wir den in jener Zeit 
herrschenden Begriff der Polizei feststellen wollen, genötigt, diesen 
in der übrigen Literatur zu suchen. Im Jahre 1853 erschien noch 
in der Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaff^) ein Aufsatz 



§ 30 Abs. 1 lautet : „Neben den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzbuchs 
bleibt den Polizeibehörden die Befugnis vorbehalten, auch unabhängig von der 
strafgerichtlichen Verfolgung rechts- und ordnungswidrige Zustände innerhalb 
ihre Zuständigeit zu beseitigen und deren Entstehung oder Fortsetzung eu 
hindern. 

^) Ganz abgesehen von allem früher Ausgeführten würde schon das 
Zeugnis dieses gediegenen Autors genügen müssen, um Biermanns Ansicht su 
widerlegen, daß „die Überzeugung einer rechtlichen Verpflichtung zur Be- 
schränkung der Polizeigewalt im Sinne des § 10, n 17 ALR. trotz der Ver- 
ordnung von 1808 fortbestanden' ' habe. Daß sie nicht fortgewirkt hat, wie 
er auch behauptet, habe ich oben dargetan. Vgl. Biermann a. a. 0. S. 16. 

') Ztschr. f. d. gesamte Staatswissenschaft Bd. 9 (Jahrg. 1853) S. 604—625. 

6 
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„Ober Begriff und Wesen der Polizei," im übrigen sind wir ledig- 
lich auf die allgemeinen Werke über Staatsrecht angewiesen. 

Der Aufsatz über Begriff und Wesen der Polizei von 
K. H. Rau bietet sehr wenig für die Erkenntnis des damaligen 
Polizeibegriffs. Zwar liefert er eine sehr überlegene Kritik 
der bisherigen Wissenschaft, weil diese verkenne, „daß die 
positive Polizei ein Inbegriff von verschiedenartigen Ge- 
schäften sei, dem die innere Einheit fehlt", zwar betont er 
sehr, daß er nicht in diesen Fehler falle, daß er vielmehr 
„überblicke und ordne" und von der der Wissenschaft zu- 
stehenden Befugnis Gebrauch mache „zu trennen, wo sie 
Ungleichartiges zusammenfindet" — einen Begriff der Polizei 
systematisch aufzustellen oder ihr Wesen genau zu kenn- 
zeichnen, vermeidet er jedoch vollständig, obwohl es sein Thema 
ist Nur ganz im Hintergrunde hält er einige Gemeinplätze bereit, 
wie „die notwendige Vernunftbestimmung des Staates auf 
Sicherheit, Wohlstand und Bildung", dann erklärt er sich 
allerdings gegen „den höchst schwankenden Begriff der 
allgemeinen Wohlfahrt (salus publica) oder der Glückseligkeit". 
Auch ist ihm die Sicherheits- oder „Schutzpolizei" „die 
Polizei im engeren und eigentlichen Sinne", aber er erklärt 
sich durchaus nicht darüber, ob nun auch nur diese — wie die 
Schriftsteller der vermittelnden Richtung lehren — Zwangs- 
gewalt haben soll. Er gibt eben keineriei staatsrechtliche 
Grundlagen für den Polizeibegriff, vielmehr ist ihm dieser 
allein durch den Staatszweck bestimmt. 
Was in den allgemeinen Staatsrechtslehren jener Zeit über 
Polizei enthalten ist, zeigt ebensowenig Einheit wie wir sie in der 
vorhergehenden Periode fanden. Noch vielfach wird ein eudä- 
monistischer Zweck gelehrt. So in Zoepfls Grundsätzen des 
gemeinen deutschen Staatsrechts,^) in Bluntschlis allgemeinem Staats^ 

^) IL. Zoepfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts 5. AufL, 
1863, Bd. 1 S. 768. „Die Polizeihoheit als die Befugnis der Staatsgewalt, Gutes 
schaffend, befördernd und überwachend und Nachteiliges verhütend, für all- 
seitige Entwicklung der nationalen Kraft und Befriedigung der yolksmäßigen 
Bedürfnisse zu wirken/^ 
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recht ^) und in neuester Zeit noch in Sarweys Staatsrecht des 
Königtums Württemberg.^ Andere, die nicht grundsätzlich die Wohl- 
fahrtspolizei ausschließen, lassen dieselbe doch nur mit Vorbehalt 
zu, wie Pözl im Lehrbuch des bayerischen Verwaltungsrechts. ^ 
Rönne, der durchaus noch nicht den engen Polizeibegriff anerkennt, 
den das Oberverwaltungsgericht zur Anwendung gebracht hat, betont 
doch, „daß richtige Maß und die gebührenden Schranken in dieser 
Beziehung zu finden, gehört zu den wichtigsten Aufgaben des Rechts- 
staats, und es läßt sich nicht in Abrede stellen, daß, wie fast in 
allen deutschen Staaten, so auch im preußischen Staate, auf diesem 
Gebiete zahlreiche Schäden der Vergangenheit zu beseitigen bleiben, 
um das richtige Oleichgewicht herzustellen".*) Das ist umso be- 
merkenswerter als in der von v. Rönne gemeinschaftlich mit Simon 
20 Jahre vorher herausgegebenen Sammlung der preußischen Polizei- 
verordnungen kritiklos alles aufgenommen war und in der Widmung 
des Werkes von diesen oft so unendlich kleinlichen von übertriebener 
Regierungssucht eingegebenen Verordnungen — man weiß nicht ob 
jiaiv oder frivol — behauptet war: 

Diese Oesetze kräftigten Preußen zu dem Kampfe für die 
veriorene Unabhängigkeit 



*) MimtscMi Allgem. StR. 3. Aufl., 1863, Bd. 2 S. 175ff. Vgl. auch Wörter- 
buch Bd. 3 S. 63f. Vgl. unten S. 74 ff. 

*) O. r. Sarwey, Staatsrecht des Königr. Württemberg, 1883, Bd. 2 S. 36 
Zus. 1. Dort wird der Polizei die Fürsorge für das körperliche, wirtschaftliche 
und geistige Wohl des Einzelnen gegeben. Diese Fürsorge ist jedoch nur in- 
soweit Polizei, „als die Tätigkeit selbst in der Ausübung dieser Zwangsgewalt 
oder in einer dieselbe vorbereitenden Anordnung oder Verfügung besteht". 
Also ganz wie Bltmischli, — Vgl. auch v. Saarwey, Allg. VerwR. in Marquardsens 
Handlung S. 63/64. 

«) Pözl, Lehrb. d. bayer. VerwRechts 3. Aufl., 1871, S. 203. „Die Polizei- 
Verwaltung hat die Aufgabe, die öffentliche und die bürgerliche Ordnung im 
Staate vorzugsweise durch Verhütung von Störungen und Verletzungen durch 
die Anwendung der obrigkeitlichen Zwangsgewalt zu schützen und zu sichern 
und soweit es durch den Gebrauch dieses Mittels thunlich ist, die gemeine 
Wohlfahrt zu begründen und zu bewahren." 

^) X. v. Bäfmt, Das Staatsrecht der preuß. Monarchie, 1864/65, Bd. 2 
2, Abt. S. 91 Anm. 9. 

6* 
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II. Während man im 18. Jahrhundert die Polizei als eine der 
wertvollsten und wesentlichsten Funktionen der Staatsgewalt ansaht 
ist man heute geneigt sie staatsrechtlich als ein — durch die 
technische Umständlichkeit der Gesetzgebung bedingtes — not- 
wendiges Übel zu betrachten und ihre Befugnisse möglichst ein- 
zuschränken, wie denn die Staaten, die eine vollständige Polizei- 
strafgesetzgebung haben, die Polizei fast ganz auf eine ausführende 
Tätigkeit beschränkt haben. Im Gegensatz zu dieser allgemeinen 
Richtung haben wir aber in der zweiten Hälfte des letzten Jahr- 
hunderts noch einige Schriftsteller, die von der Polizei sehr hohe 
und ideale Vorstellungen haben. Es sind dies vor allem Bluntschli 
und später Ave-Lallemant Beide haben vieles gemeinsam, zunächst 
das Schwärmen von einer guten alten Zeit der Polizei. Für 
Bluntschli liegt diese im alten Rom; für Avi-Lallemant im Mittel- 
alter in den deutschen Städten, die nach seiner Schilderung ein 
wahres polizeiliches Paradies gewesen sein müssen. „Der ganze 
Stoff — so führt er aus — die ganze Zusammensetzung der 
städtischen Statute ist so christlich wahr, so natürlich freiheitlich 
und so ohne alle Kunst, daß hier auch jeder Gedanke an eine 
künstliche Konstruktion des Staates verschwindet und daß die 
Wahrheit des geoffenbarten Christentums mit seiner vollen frischen 
Freiheit und Einheit in der Gemeinschaft glänzend hell hervortritt, 
von welcher Seite man sie auch betrachten mag" (z. B. die Juden- 
verfolgungen und Hexenprozesse?). 

Ganz richtig faßt er dann „das ganze Zusammenleben und 
Zusammenwirken der Magistrate und des Bürgertums zur Förderung 
des Rechts und zur Aufrechterhaltung der bürgerlichen Zucht und 
Sitte zusammen in dem Begriff der Polizei". Wenn er dann aber 
sagt, daß diese „den ganzen Staat in sich schloß", so vergißt er,, 
daß die Polizei der mittelalterlichen Städte im wesentlichen gar 
keine staatliche sondern eine genossenschaftliche war und juristisch 
schon deshalb nicht mit unserer heutigen zu vergleichen ist 

Hierin ist Ave- Lallemant ein richtiger Romantiker: er schwärmt 
für das geschichtlich zurückliegende, das er, ohne es kritisch zu 
betrachten, als durchaus allen Idealen entsprechend annimmt Nicht 
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viel anders ist es mit Blantschli, der im Gegensatz zu Ave-Lallemant 
gerade im Mittelalter „das überaus wichtige moralische Element^ 
den eigentlichen Kern aller wahren Polizei" vermißt Einig sind beide, 
darin, daß in der Neuzeit die Polizei ganz verfehlt behandelt worden 
sei. „In der veränderten Konstruktion des modernen Staates — sagt 
Ave-Lallemant — - wurde die positive Geltung und Notwendigkeit 
-der Polizei für die Erweckung, Förderung und Stärkung des ganzen 
Lebensprozesses im christlichen Staatsorganismus verkannt, ja ge- 
radezu mißachtet und in schlimmer Verkümmerung auf die kahle 
einseitige verhaßte Zuchtpolizei reduziert," Ebenso klagt Blantschli, 
daß man in der neueren Zeit „der Polizei jede die Wohlfahrt 
fördernde Macht abzusprechen und sie auf die Handhabung der 
öffentlichen und Privatsicherheit einzuschränken" suchte. „Aus diesen 
Schwankungen in das ruhige organische Gleichgewicht zu kommen 
und die Polizei von neuem mit dem Geiste der Moral und der Ehre 
zu beleben und zu veredeln ist die staatliche Aufgabe der Zukunft." 
Dasselbe ist ungefähr das Ideal Ave-Lallemants, obwohl die Begriffe 
die beide Schriftsteller über den Umfang der Polizei haben, nicht 
die gleichen sind. Blantschli steht vollständig auf dem Boden einer 
eudämonistischen Polizei/) Avi-Lallemant, der allerdings selbst 
keine Definition gibt, folgt wohl den Ansichten des von ihm so 
verherrlichten Soden (vgl. oben S. 58 f.). 

Den Ausführungen beider Schriftsteller aber ist vor allem das 
gemeinsam,^ daß sie reine Utopieen sind. Zunächst ist es ohne 
weiteres klar, daß wir die stadtstaatlichen Verhältnisse Roms und 
die genossenschaftlichen Verhältnisse in den mittelalterlichen 
deutschen Städten nicht mit den Zuständen im modernen Staate 
vergleichen können. Dann aber haben die Ansichten beider Schrift- 
steller zur Voraussetzung, daß vorher das ganze Polizeiwesen 
technisch geändert, insbesondere das Personal auf eine höhere 
moralische Stufe gestellt werde. Av^-Lailemant hat gerade über 



^) Bluntscm, Wörterbuch Bd. 3 S. 63ff., insbes. S. 66 „Die Polizei um- 
faßt allerdings das gesamte Gebiet der öffentl. Wohl! abrtssorge ; kein Teil 
derselben, auch nicht die Kultursorge, auch nicht die Volkswirtschaftspflege ist 
von der Polizei ausgeschlossen." 
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das letztere eine ausführliche Schrift veröffentlicht: „Kritik der 
deutschen Polizei'', als deren unzweifelhaft ideale Tendenz er die 
9 Versöhnung des Bürgertums mit der Polizei'' angibt; auch Blantschli 
hat einige Fingerzeige gegeben, wie eine Besserung herbeigefüfirt 
werden könnte: Möglichkeit sofortiger Interzession über die gleich- 
geordneten Instanzen (nach Art der römischen Volkstribunen) bei 
verfehlten Maßregeln und Beispiel der englischen Einrichtung der 
Friedensrichter. Es ist die Frage, ob es wünschenswert wäre, das 
ganze menschliche Leben wieder so mit der staatlichen Fürsorge 
zu durchsetzen, jedenfalls aber sind die Ansichten Avi-Lallemants 
und Bluntschlis unter dem jetzigen Zustand — solange wir 
noch nicht jene moralisch vollkommene Polizei haben — reine 
Utopieen. 

III. Die der modernen Rechts- und Staatsanschauung ent- 
sprechende Lehre von den Grenzen der Polizeigewalt ist zuerst 
ausgesprochen von L. Stein. Schon Blantschli^) und vor ihm 
Emmermann^ hatten betont, daß der Zwang etwas Wesentliches 
der Polizei sei. Lorenz Stein sieht nun in der Polizei nichts als 
die zwingende Gewalt für sich gedacht*) Er zieht daraus die 
Folge, daß die Wohlfahrtspolizei im modernen Staate keinen Raum 
mehr habe. „Denn bei dieser Wohlfahrtspolizei (so deduziert er*)) 
denkt man sich doch noch immer nur das, wozu der Staat den 
Einzelnen vermöge seiner Verordnungsgewalt um seiner eigenen 
Wohlfahrt willen zwingen kann und zuletzt auch soll. Die höhere 
Idee des Rechtsstaats und der ihr zugrunde liegende Begriff der 
selbstbestimmten freien Persönlichkeit will vor allen Dingen den 
Zwang nicht, selbst wo er zum Wohlseyn führt. Die Polizeiwissen- 
schaft erscheint daher als die Lehre von der, durch den staatlichen 
Zwang hergestellten Wohlfahrt aller; sie ist die Verwaltung als eine 
zwingende Gewalt; indem sie dadurch ihren Charakter der ethischen 
Aufgabe vertiert, nimmt sie den Charakter des Unfreien in sich 



^) Eluntschli, Wörterbuch Bd. 3 S. 66. 

^) Emmermann, Staatspolizei S. 89. 

•) Z. V. Stein, Die Verwaltungslehre L TeU S. 198. 

*) L. V, Stein, Die Verwaltungslehre 2. Teü S. 71. 
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auf, und jetzt ist es natürlich, daß sich die Verwaltungslehre in 
dieser Gestalt der Polizeiwissenschaft die Gunst der Zeit voll- 
ständig entfremdet." 

Die Verwaltung des modernen Staates ist eben nicht mehr 
Polizei, sondern sie äußert sich nur in bestimmten Fällen als Polizei. 
Das geschieht nach L, v. Stein dann, wenn sie „den Einzelnen vor 
den Gefahren schützt, die in den ihn umgebenden Kräften liegen, 
indem sie diese Kräfte auf ihr Maß zurückführt.''^) „Die Polizei 
ist daher die vollziehende Gewalt, insofern der Gegenstand 
derselben eine öffentliche Gefährdung und ihre Aufgabe ein 
Schutz ist." 2) 

Damit hat L. v. Stein die zwei Hauptgrundsätze des modernen 
allgemeinen Polizeirechts festgestellt: 

I. Nicht alle Verwaltung ist Polizei, besonders nicht die Sorge 
für die Wohlfahrt. 

IL Innerhalb ihrer Zuständigkeit, also bei der Sorge für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, ist die Polizei stets mit Zwangs- 
gewalt ausgestattet 

So klar diese Sätze sind, und so vollständig sie der ganzen 
modernen Anschauung vom Staate und vom Rechte entsprechen, 
so haben sie doch nicht vermocht, die anderen unklaren Meinungen 
in der Theorie zu verdrängen und eine einheitliche Lehre von den 
Grenzen der Polizeigewalt zu begründen. L v. Stein hat die Grund- 
sätze des modernen Polizeirechts zuerst klargelegt, aber — und 
das ändert nichts an seinem Verdienste — ihre Geltung verdanken 
$ie nicht seiner Autorität. Zur allgemeinen Anerkennung hat sie 
erst 20 Jahre später das oberste preußische Verwaltungsgericht ge- 
bracht. L. V. Stein war der erste gewesen, der die Polizei systematisch 
juristisch betrachtet hat. Er hat nun durchaus nicht das Polizei- 
recht erschöpfend bearbeitet und auch nicht bearbeiten wollen, 
sondern er hat nur die rechtlichen Seiten der Polizei aufgedeckt 
und auf die wichtigsten Fragen hingewiesen. Aber die Anregung, 



^) L, V. Stein a. a. 0. Teil 2 S. 65 ; vgl. übrigens die ansführiichen Dar- 
legungen Teil 4 S. 1—79 und die Einleitung zu Teil 4. 
«) L, v. Stein a. a. 0. Teil 4 S. 2. 
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die er damit der deutschen Rechtswissenschaft hat geben wollen» 
ist ganz ohne Erfolg geblieben. Das allgemeine Polizeirecht hat nach 
L. V. Stein wieder ganz brach gelegen, bis die Rechtsprechung des 
preußischen Oberverwaltungsgerichtes grundlegende Entscheidungen 
über das allgemeine Polizeirecht gefällt hat. Erst diese Ent- 
scheidungen haben die Rechtswissenschaft .veranlaßt, die wichtigen 
Fragen des Polizeirechts wieder aufzunehmen. 

Kap. 3. Das jetzige allgemeine Polizeirecht 

§ 15. 

A. Die Rechtsprechung des Oberverwaltungs- 
gerichts. 

Am 14. Juni 1882 bezeichnete das Oberverwaltungsgericht zum 
ersten Male den § 10, II, 07 ALR. als eine Definition der Aufgaben 
der Polizei. Es stellte sich in diesem, wie in einer Reihe späterer 
Erkenntnisse auf den Standpunkt, daß „bei der Umschreibung der 
Machtbefugnisse der Polizei durch das ALR. § 10, II, 07 nach der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes wohlbedacht vermieden worden 
sei, dieselbe bis zur Pflege der öffentlichen Wohlfahrt allgemein 
auszudehnen". Das Oberverwaltungsgericht erkennt also als einen 
Hauptsatz des allgemeinen Polizeirechts an, daß die Polizei für die 
Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Ruhe tätig zu 
werden habe, daß ihr hingegen nicht das Recht zustehe, im Interesse 
der öffentlichen Wohlfahrt in die Rechte der Einzelnen einzugreifen. 
Diese Rechtsprechung hat eine neue Ära des allgemeinen Polizei- 
fechts begründet. Die von ihr anerkannten Grundsätze sind in der 
Theorie allgemein angenommen worden. Nur einmal ist sie an- 
gegriffen worden und zwar mit einer erdrückenden Menge von 
Material. Dieser Angriff ist von Rosin in den zwei bereits mehr- 
fach erwähnten Schriften geschehen. Der Haupteinwand Rosins 
richtet sich gegen die von dem Oberverwaltungsgericht angenommene 
Bedeutung des § 10, II, 07 ALR. Diesen Einwand haben wir oben 
behandelt und gefunden, daß er unbegründet war. Der zweite Ein- 
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wand Rosins richtet sich gegen die Geltung des § 10, II, 07 im 
späteren Recht Dieser Einwand läßt sich, wie wir bereits sahen, 
nicht abweisen : im preußischen Recht hat seit der Verordnung von 
1808 nachweislich ein anderer Begriff der Polizei gegolten, als der 
im § 10, II, 07 ALR. festgelegte. Allerdings ist dieser Paragraph 
niemals aufgehoben worden, aber er hat nicht mehr, zum mindesten 
nicht in der vom Gesetzgeber gewollten und nunmehr vom Ober- 
verwaltungsgericht angenommenen Bedeutung, Geltung im positiven 
preußischen Recht von 1808 bis in die zweite Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts gehabt. Insofern also beruht die Rechtsprechung des Ober- 
verwaltungsgerichtes, indem sie das Bestehen jener Grenzen der Polizei- 
gewalt aus der fortdauernden Rechtsgültigkeit des § 10, II, 07 ALR. 
herleitet, auf irrigen Voraussetzungen. Trotzdem ist sie nicht falsch, 
sondern nur unrichtig begründet. Das Recht, daß das Oberver- 
waltungsgericht angewendet hat, besteht, aber es beruht nicht auf 
dem Allg. Landrecht. Es beruht auf der allgemeinen Rechtsüber- 
zeugung, die nunmehr zu den Anschauungen des Allg. Landrechts 
zurückgekehrt ist. Denn nur auf das rein subjektive Element der 
allgemeinen Rechtsüberzeugung baut sich die ganze Rechtsordnung 
auf (Jellinek). Allein aus dieser Oberzeugung, die im Naturrecht ^) 
zutage trat, war das allgemeine Polizeirecht entstanden, ehe es im 
Allg. Landrecht ein Bestandteil des positiven Rechts wurde.^) Ebenso 
tritt es jetzt wieder auf, nicht unter demselben Namen, nicht als 
Naturrecht, dessen Nichtverbindlichkeit ja längst erkannt ist, aber 
tatsächlich als dasselbe: „Die tatsächlichen Verhältnisse zeigen, daß 
das bestehende Recht nicht den neuen Anforderungen mehr ent- 
spricht, es entsteht das Bedürfnis nach Reform und diese Reform- 



^) Das Naturrecht, das als solches, d. h. als Recht nicht existiert, da 
jedes Recht als notwendiges Merkmal das der Gültigkeit hat (JeUinek), ist 
praktisch doch von großer Bedeutung. Wie viele Reformen des Staatsrechts 
haben wir nicht dem Naturrecht zu verdanken! Fast die ganze Lehre von 
den Schranken der Staatsgewalt gegenüber der Freiheit des Einzelnen beruht 
auf ihm, ganz besonders aber der Grundsatz des allgemeinen Polizeirechts, den 
■das ALR. in § 10, II, 17, das französische Gesetz vom 14. XII. 1789 in art. 50 
und später das Gesetz vom 3 brum. IV in art. 16 aufgenommen haben. 

') vgl. Grenzen der Polizeigewalt Teil 1 S. 63. 
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tendenzen nahmen die Kraft zum formellen Recht zu werden aus 
der Vorstellung, daß ihr Inhalt das Recht, das bestehende Recht 
aber Unrecht sei.**^) Die Oberzeugung von dem was Recht ist, ist 
flüssig, indem sie sich ändert, ändert sie das Recht') und so entsteht 
das, was einmal recht anschaulich „politisches Recht" genannt wurde.*) 
So ist auch in dem Gebiete der Polizei, das Recht, das über ein 
halbes Jahrhundert gegolten hatte, umgewandelt worden in ein neues 
Recht. Dies neue Recht hat das Oberverwaltungsgericht angewandt 
und formuliert mit der alten Formel des AUg. Landrechts. 

Da nun aber dies Recht seinen Grund lediglich in der allge- 
meinen Rechtsüberzeugung hat, so läßt sich wohl annehmen, daß es 
nicht nur preußisches, sondern gemeines deutsches Recht sei. 

Zwar ist das Polizeirecht in den süddeutschen Staaten nach 
französischem Muster anders geregelt, nämlich durch eine vollständige 
Polizei-Strafgesetzgebung, trotzdem kommt auch hier nebenher noch 
die allgemeine aus ihrem allgemeinen Wesen abgeleitete Befugnis 
der Polizei in Betracht Für diese aber muß man annehmen, daß 
auch hier dieselben Prinzipien gelten, wie im preußischen Recht 
In Baden ist das ausdrücklich durch den Gesetzgeber ausgesprochen 
in § 30 Abs. 1 des Polizeistrafgesetzbuches. In Elsaß -Lothringen 
beruht die Begrenzung der Polizeigewalt auf französischem Recht, 
das mit dem preußischen vollständig übereinstimmt: Ges. v. 3. brum. 
IV art. 16*): La police est Institute pour maintenir Tordre public, 
la proprie6t6, la suret6 individuelle. Aber auch da, wo keine ge- 



^) Bematzik in Schmollers Jahrbuch Bd. 20 S. 655. 

') Sckückingy Staat und Agnaten, 1902, S. 37. 

') Zoepfl, Grundsätze des allg. u. konst-monarch. Staatsrechts, 2. Aufl., 
1846, S. 16: „Das Recht kann die Politik nicht entbehren, da es sich als 
Ideales und Gültiges (d. h. gelten sollendes) nur durch kluge und zweckmäßige 
Organisation der Gemeinwesen zur praktischen Greltung in Raum und Zeit ge- 
langen d. h. wirklich geltendes Recht werden kann. Daher ist auch alles 
historische Recht zugleich politisches, d. h. durch Rücksichten der Zweck- 
mäßigkeit und Klugheit modifiziertes Recht' 

^) Über die fortdauernde Geltung dieses Rechtssatzes im jetzigen Staats- 
recht Elsaß-Lothringens vgl. 0, Mayer, Theorie des franz. Verw.-Rechts 1886 
S. 175 Anm. 1. — Auch das Oberverwaltungsgericht anerkennt die Überein- 
stimmung mit dem preuß. Recht. 
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schriebene Gesetzesbestimmung vorliegt, wird man wohl die Geltung 
dieses Grundsatzes als eines Satzes des gemeinen deutschen Staats- 
rechts, begründet lediglich in der allgemeinen Rechtstiberzeugung 
annehmen müssen/) 

§ 16. 

B. Das staatsrechtliche Wesen der PoUzei. 

Diese Grenzen der Polizeigewalt, die, wie wir fanden durch 
gemeines deutsches Recht festgelegt sind, werden auch in der 
Theorie fast allgemein anerkannt. Wo es nicht geschieht, erklärt 
sich das meist aus einer Verschiedenheit der Benennung, die 
praktischen Konsequenzen auch der abweichenden Ansichten gehen 
kaum auseinander. Die Schriftsteller nämlich, die unter Polizei auch 
noch die Wohlfahrtspolizei begreifen, geben dieser meist keine 
Zwangsgewalt. ^) Aber ist demnach auch der Widerspruch vielfach 
nur ein scheinbarer, so wäre es doch wtinschenswert, daß auch 
dieser fiele und einheitliche Grundsätze einen einheitlichen Namen 
erhielten. Und wenn man sich nun zwischen beiden Bezeichnungen 
entscheiden soll, so sprechen schwerwiegende Gründe dafür, daß 
man unter Polizei nur die mit Zwangsgewalt ausgestattete Ver- 
waltungstätigkeit versteht. Daß man jetzt als etwas Wesentliches 
der Polizei den Zwang ansieht und sie so von der bloßen Pflege 
unterscheidet, ist durchaus in sich begründet. Eine Tätigkeit der 
Verwaltung, die mit Zwangsgewalt in den Kreis der Rechte des 
Einzelnen eingreift, ist in der Tat staatsrechtlich durchaus ver- 
schieden von derjenigen Verwaltungstätigkeit, die nicht in die Freiheit 
des Bürgers eingreift, sondern diese vollständig bestehen läßt und 
es seinem freien Ermessen überläßt, ob er ihre „fördernden" 
Maßregeln für sich gelten lassen will. Zwischen beiden besteht — 



^) So auch Anschütz in dem von ihm neu herausgegebenen Lehrbuch des 
deutschen Staatsrechts von Georg Meyer (1905) S. 645 Anm. 12. 

*) So selbst Bjorni, Begriff S. 46; diese Ansicht ist aber sicherlich für 
das pieuß. Recht unhaltbar. Denn nach diesem ist gemäß § 20 des Gesetzes 
V. 11. März 1850 die Polizei stets mit Zwangsgewalt ausgestattet. 
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ohne im Übrigen eine Parallele ziehen zu wollen — juridisch ebenso 
gut ein Unterschied wie im Zivilrecht zwischen dem Auftrag und 
dem bloßen guten Rat. Für die mit und die ohne Zwangsgewalt 
auftretende Verwaltungstätigkeit müssen naturgemäß wegen ihrer 
ungleichen Bedeutung für die Rechte des Einzelnen ganz ver- 
schiedene Prinzipien gelten. Es war daher keine zufällige historische 
Entwicklung, sondern ein logisches Bedürfnis, daß beide getrennt 
wurden. Daß aber der „ Polizei ** die mit Zwangsgewalt ausgestattete 
Tätigkeit vorbehalten wurde, ist eben historisch begründet Im 
Polizeistaat war die ganze innere Verwaltung mit Zwangsgewalt 
ausgestattet und wurde Polizei genannt Die Polizei ist also das 
ursprüngliche. Später erkannte man der die Kultur und Wohlfahrt 
fördernden Verwaltungstätigkeit keine Zwangsgewalt mehr zu, damit 
hätte man sie von der Polizei trennen müssen, denn diese war doch 
mit Zwangsgewalt ausgestattet Aber man konnte zunächst nicht 
den früheren Zusammenhang mit der ersteren vergessen: man bildete 
den Begriff der Polizei im engeren Sinne — worunter man das 
verstand, was wir heute Polizei nennen — und den der Polizei im 
weiteren Sinne, worunter man außer jener auch noch die Wohlfahrts-, 
Kultur- und Sittenpflege begriff. Allmählich jedoch — weniger 
infolge der Forschungen der Jurisprudenz, die diese einfache Kon- 
sequenz nicht allgemein zog, als aus dem allgemeinen Rechtsgefühl 
des Volkes, das mit seinem interessierten Auge den Zwang als 
etwas wesentliches der Polizei erkannte — gewöhnte man sich daran, 
der Polizei lediglich den Begriff der mit Zwangsgewalt ausgestatteten 
und daher nicht zur Wohlfahrtspflege berechtigten Verwaltungs- 
tätigkeit zu geben. 

Ist es also einerseits juridisch durchaus begründet, daß die 
mit und die ohne Zwangsgewalt auftretende Verwaltung streng von 
einander geschieden werden, und ist andererseits nach der historischen 
Entwicklung, die mit Zwangsgewalt ausgerüstete Verwaltungstätigkeit 
Polizei, so ergibt sich daraus für die Rechtswissenschaft, daß nur 
das als Polizei zu bezeichnen ist, was nach der Rechtsprechung 
des preuß. Oberverwaltungsgericht im positiven preußischen Recht 
Polizei ist 
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Was ist nun demnach, staatsrechtlich begriffen, die Polizei? 
Man bezeichnet heute vielfach den § 10, II, 17 ALR. als eine De- 
finition, also eine Begriffsbestimmung der Polizei. Und doch hat 
ein so gründlicher Kenner des Polizeirechts wie Foerstemann ge- 
sagt,^) das Allg. Landrecht habe eine eigentliche Definition vermieden, 
§ 10, II, 17 enthalte lediglich den Versuch „die Aufgabe der Polizei 
in abstracto positiv zu fixieren". Ist das richtig? 

Schon V. Berg hat die Frage aufgestellt:') „Weiß man genau, 
was die Polizei sei, wenn man weiß, daß sie die öffentliche 
Sicherheit, Gemächlichkeit, Anständigkeit besorge?" Das heißt also: 
weiß man schon, was die Polizei ist, wenn man lediglich ihre 
Zwecke kennt? Und da muß doch zugegeben werden, daß die 
Zwecke, die dife Polizei verfolgt nicht durchaus verschieden sind, 
von denen anderer Funktionen des Staates, also der Gesetzgebung 
oder Rechtsprechung. Andererseits hat man schon früh gefühlt, daß 
es zum Wesen der Polizei gehört, daß sie eben weder Gesetz- 
gebung noch Rechtsprechung ist. Deshalb hat man sich gefragt, 
wodurch unterscheidet sie sich von diesen? Und da hat gerade 
die Unmöglichkeit, die Polizei nach ihrem Zwecke von jenen zu 
trennen, in früherer Zeit, wo man eine Hauptaufgabe des Polizeirechts 
in der Abgrenzung zwischen Polizei und Justiz erblickte (vgl. oben), 
große Schwierigkeiten gemacht. Berg nun hat zuerst diese Un- 
möglichkeit erkannt und hat deshalb zur Bestimmung der Polizei 
andere wesentliche Merkmale gesucht. Er kam dann zu folgendem 
Satz:^) „Die Polizey besteht in der Anwendung jedes zweckmäßigen 
und erlaubten Mittels, die Hindernisse und Gefahren der Sicherheit 
usw. abzuwenden." Also in der Freiheit der Mittel glaubte er das 
Wesen der Polizei gefunden zu haben. Dieser Gedanke taucht dann 
50 Jahre später wieder bei Zimmermann^) auf, wenn auch in etwas 

^) Foerstemann, Prinzipien d. pr. Pr.-R. 

•) V. Berg, Handbuch, Bd. 1 S. 4. 

») V. Berg, Handbuch Bd. 1 S. 12. 

^) Zimmermann, Deutsche Polizei im 19. Jabrh. Bd. 1 S. 127 ff.; Wesen, 
Geschichte usw. S. 2, 5, 11, 14. Dies System, das allerdings gemäß der Ent- 
wicklung in der Praxis nach französischem Muster ausgebildet ist, und nur 
auf die von Zimmermann allein anerkannte Sicherheitspolizei, nicht aber auf 
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anderer Form. Zimmermann findet das Wesentliche der Polizei in 
den ihr charakteristischen Arten der Tätigkeit Als solche bezeichnet 
er: Vorbeugung, Beobachtung, Repression und Entdeckung. Doch 
geht er gerade mit dieser Klassifizierung (die höchstens auf die 
eigentliche Sicherheitspolizei paßt) wieder zu weit. Richtig ist viel- 
mehr nur, daß der Polizei — das ja auch v. Berg erkannt hatte — 
nicht alle Mittel erlaubt sind, daß sie aber, wie alle Verwaltungen, 
im Gegensatze zur Legislatur und Justiz mit viel freieren, zum Teil 
lediglich nach dem Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit ausgewählten 
Mitteln arbeitet, wie denn auch Zimmermann^) selbst ihr eine 
„formlose Behandlung gegenwärtiger Übel" zuweist Auch dieser 
andere Gesichtspunkt ist wichtig: allerdings hat die Polizei nicht 
nur sich gegen „gegenwärtige" Übel zu wenden, *aber es ist doch 
etwas ihr eigentümliches, daß sie vielfach in Rücksicht auf augen- 
blickliche Bedürfnisse tätig wird.^ Les matiferes de police sont des 
choses de chaque instant, hat schon Montesquien betont*) In der Tat 
liegt hierin praktisch die große Bedeutung der Polizei: „Sie ist die ein- 
zige — sagte Harl^) — von allen Regierungsgewalten, die auf die Ehre 
einer unmittelbaren Sicherheitsanstalt mit Recht Anspruch nehmen 
kann." „Sie muß — lehrte auch Soden^ -— ihrer Natur nach wirken, 
wo und so oft es ihr Zweck gebietet, also auch da, wo sie kein 
positives Gesetz zu vollziehen hat Gerade dies ist ihr wesentliches 
Unterscheidungszeichen von den andern Staatshaushaltungszweigen." 
Das müssen wir auch heute noch als das Besondere der Polizei 
anerkennen und das ist auch die Bedeutung des Wortes „Anstalten" 



eine Wohlfahrtspolizei paßt, hat seinem Werk von Seiten des romantischen 
Ave-LaUemarU die Bezeichnung eingetragen: ,,Das sich übermütig aufdrängende, 
französelnde kryptogame Pilzgewächs.'^ 

^) Zimmermarm, Deutsche Polizei im 19. Jahrh. Bd. 1 S. 556. 

*) Der Rezensent von Lotz in den Heidelbergischen Jahrbüchern (vgl. 
oben S. 14 f.) erkennt dies auch an, glaubt aber weiter die polizeil. Anordnungen 
hätten im Gegensatz zum Gesetz „immer die Präsumption für sich, daß sie 
leicht wieder geändert werden könne* ^ Eine solche ,,Präsumtion** läßt sich 
wohl rechtlich nicht begründen. 

') Montesquien, Esprit des lois L. 26 cap. 24. 

*) J. P. Harl, Entwurf eines Pol.-Ges. S. 9. 

^) V, Soden, Staatspolizei S. 52, vgl. auch 8. 25. 
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in § 10, II, 07 ALR. Damit, daß der Polizei aufgetragen ist, die 
nötigen Anstalten zu treffen, ist gesagt, daß sie alle ihr zu Gebote 
stehenden und zweckmäßig erscheinenden erlaubten Mittel anzu- 
wenden hat, um die öffentliche Ordnung zu erhalten.^) Damit ist 
allerdings ein Unterschied zwischen ihr und anderen Staatsfunktionen 
gegeben, auch gegenüber der übrigen Verwaltung, dieser gegenüber 
jedoch nur insofern, als zu den der Polizei erlaubten Mitteln 
immer der Zwang gehört Die Verwaltung tritt aber sehr oft auch 
wo sie nicht Polizei ist, mit Zwangsgewalt auf. Der staatsrechtliche 
Unterschied zwischen beiden, also das besondere Wesen der Polizei 
ist deshalb noch nicht erkennbar, wenn festgestellt ist, daß die 
Polizei „die nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung usw. zu treffen hat. Es ist also richtig, 
wenn Foerstemann sagt, der § 10, II, 17 ALR.' enthalte keine Defi- 
nition der Polizei. Wenn wir den staatsrechtlichen Begriff der 
Polizei finden wollen, müssen wir ihn daher anderswo suchen. 

Es ist nicht zu verkennen, daß in der Praxis als Polizei alles 
das angesehen wird, was von Polizeibehörden ausgeführt wird. Damit 
ist dann eine verwaltungstechnische, nicht aber eine juridische Be- 
sonderheit der Polizei gegeben. Diese muß durch das festgestellt 
werden, was die Polizei von der übrigen inneren Verwaltung unter- 
scheidet, denn daß die Polizei immer ein Bestandteil der inneren 
Verwaltung ist, kann man als herrschende Meinung ansehen.^) Man 
kann — das ist oben schon erwähnt — juristisch die Polizei von 
der übrigen Innern Verwaltung nicht dadurch unterscheiden, daß sie 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu sorgen hat Ebenso- 
wenig dadurch, daß sie mit Zwang auftritt und in die Freiheit und die 
Rechte des Einzelnen eingreift, das tut die Verwaltung sehr häufig.^ 



^) So auch Schilling im Verw.Arch. Bd. 2 S. 59: „Das wesentliche des 
landrechtlichen Polizeibegriffes besteht sonach in dem Ergreifen der zum Schutze 
der öffenthchen Ordnung augenblicklich gerade notwendigen Mittel, welche 
entweder obrigkeitliche Anordnungen oder selbsttätige Handlungen sein können/' 

^ Anders 0. Mayer a. a. 0. S. 249; vgl. dagegen Meyer-Anschiitz a. a. 0. 
S. 644 Anm. 9. 

^) Es scheint mir nicht richtig überall da, wo die innere Verwaltung mit 
Zwangsgewalt auftritt, von Polizei zu reden, wie dies Loening (VerwRecht S. 8) 
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Aber die Verwaltung tut es nur da, wo ihr das Gesetz Befugnisse 
gegenüber der Rechtssphäre des Einzelnen gibt, oder selbst diese 
einschränkt. Anders die Polizei. Auch ihre Befugnis geht natürlich 
im letzten Grunde auf das Gesetz — geschriebenes oder unge- 
schriebenes — zurück. Aber dies Gesetz bestimmt noch nicht die 
Rechtssphäre der Untertanen, indem es etwa, wie O.-Moy^r annimmt,^) 
eine Pflicht der Untertanen zu polizeimäßigem Verhalten konstituiert 
Sondern die Rechte und Pflichten der Untertanen werden erst durch 
die „Anstalten" der Polizei bestimmt. Das Recht zu dieser Be- 
stimmung und die Zwangsgewalt zu ihrer Durchführung hat die 
Polizei lediglich aus ihren allgemeinen Zwecken. Das unterscheidet 
sie von der übrigen Innern Verwaltung. Polizei ist nur diejenige 
mit Zwangsgewalt ausgestattete Tätigkeit der Innern Verwaltung, die 
ihre Zwangsgewalt ableitet lediglich aus ihrer allgemeinen Ver- 
pflichtung und Berechtigung „Anstalten zu treffen** zur Erhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Ein Beispiel aus dem 
preußischen Recht mag das erläutern. Das Reichsviehseuchengesetz 
gibt den Polizeibehörden die Befugnis zum Erlaß von Anordnungen 
zum Schutz gegen Viehseuchen, z. B. Stallsperre, Hundesperre u. 
dergl. mehr. Es entstand nun die Frage: was sind diese Anordnungen? 
Rosin und G. Meyer sahen Verfügungen in ihnen.^) Nach preußischem 
Recht kann man dies aber nicht. Dies unterscheidet zwischen 
„polizeilichen Vorschriften** und „polizeilichen Verfügungen**.^ Aus 
dieser Gegenüberstellung ergibt sich, daß „polizeiliche Verfügungen** 
nur „Verfügungen** im strikten Sinne, also Einzelbefehle sein können. 
Solche aber kann man in den gedachten polizeilichen Anordnungen^ 
die, gewöhnlich als Bekanntmachungen, in den Amtsblättern ver- 



und ähnlich G, Meyer (VerwRecht I S. 72) tun. Überemstimmend 0. Mayer 
(VerwRecht I S. 249 Anm. 12 auch S. 432) „weil die Polizei, wenn man sie 
richtig abgrenzen will, nur durch ihre eigentümliche Grundrichtung gekenn- 
zeichnet werden kann". 

1) vgl. unten S. 89; 

•) Bosin, Pol. VerwRecht S. 14; G. Meyer, VerwRecht Bd. 1 S. 338. 

») Gesetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 § 5 und § 20; 
Verord. üb. d. Pol. Verw. L d. neuerworb. Landesteilen vom 20. Septemb. 1867 
§ 5 und § 18. 
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öffentlicht werden, nicht sehen, denn die „Verfügung'' muß nach ganz 
fibereinstimmender Lehre „durch schriftliche Zufertigung oder durch 
mündliche Mitteilung" bekannt gemacht werden.*) Als Polizeiver- 
ordnungen im strengen Sinne kann man aber auch jene Anordnungen 
nicht ansehen. Es besteht gleichmäßige Rechtsprechung darüber,, 
daß sie nicht in der Form der Polizeiverordnungen ^) zu erlassen 
seien, weil sie sich inhaltlich nicht als solche darstellten« Die 
Rechtsprechung geht von der Voraussetzung — deren Richtigkeit 
dahingestellt bleiben kann •— aus, daß das Polizeiverordnungs- 
recht ein Ausfluß der gesetzgebenden Gewalt sei; sie hält die 
fraglichen Anordnungen deshalb nicht für Polizeiverordnungen, weil 
sie keine „selbständigen Gebotsnormen", sondern nur Ausfüllung 
eines Blanketts seien. Diese Argumentation ist durchaus schlüssige 
Nun gibt es aber nach preußischem Recht keine anderen polizeilichen 
Anordnungen als Polizeiverordnungen (polizeiliche Vorschriften) und 
Polizeiverfügungen. Beides sind die fraglichen Anordnungen nichts 
sie sind also gar keine polizeilichen Anordnungen und das stimmt 
mit dem oben gesagten ganz überein. Polizei ist eben nur dann 
vorhanden, wenn selbständig Rechtsvorschriften ergehen auf Grund 
der allgemeinen Befugnisse, wie sie in Preußen aus § 10,11,07 ALR. 
hergeleitet werden. Das hat auch das Reichsgericht in einer Ent- 
scheidung vom 3. November 1891 anerkannt, in der es außerdem 
nachgewiesen hat, daß die Befugnis zum Erlaß der Anordnungen 
aus dem Reichsviehseuchengesetz in Preußen niemals mit dem 
Polizeiverordnungsrecht verbunden war. Jene Anordnungen sind, 
wie auch das Kammergericht sagt, nichts anderes als „Anordnungen 
der zuständigen Verwaltungsbehörden", im Gegensatze zu jenen 
besonderen Anordnungen der zuständigen Verwaltungsbehörden, 
die sich als Polizei charakterisieren dadurch, daß sie ihre Be- 
rechtigung lediglich aus § 10,11,07 ALR. nehmen. 

^) vgl. Q, Meyer, Lehrb. d. deutsch. VerwRechts Bd. 1 S. 33; HuedeOraü^ 
Handbuch 16. Aufl. S. 324; ganz besonders aber 0. Mayer, Deutsch, VerwRecht 
Bd. 1 S. 280. 

») Reichsgericht 3. Nov. 1891 (Strafs. 22 S. 190) ; Kammergericht 30. Nov. 
1893 (Goldammer 42 S. 420) und Oberiandesgericht Frankfurt 3. Juni 1891 
(Goldammer 39 S. 171). 

7 
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Nur in dieser allgemeinen Berechtigung aus ihren Zwecken 
kann man m. E. das staatsrechtliche Wesen der Polizei finden. Das 
Ist das Ergebnis ihrer Geschichte, die sie als einen Rest jener 
allgemeinen Befugnisse der Verwaltungsgewalt des Polizeistaats 
erscheinen läßt, die sich nicht aus einem bestimmten Gesetz ab- 
leiten, sondern dem allgemeinen Zwecke der salus rei publicae. 
Die Bestimmung des Begriffs der Polizei hängt eng zusammen mit 
der Frage, deren historische Entwicklung wir im vorigen verfolgt 
haben, der Frage nach den Grenzen der polizeilichen Aufgaben, nach 
den Grenzen der Polizeigewalt Diese ist, wie oben bereits erwähnt, 
eine formale. DaB der Staat im öffentlichen Interesse in die Individual- 
rechtssphäre eingreifen kann, unterliegt keinem Zweifel. Die Frage 
•ist bloß, wie muß er es tun? Der ordentliche Weg im konstitutionellen 
Staate ist der Weg der Gesetzgebung unter Mitwirkung der Par- 
lamente; ihn kann der Staat immer beschreiten. Die Polizei ist ein 
außerordentlicher Weg.^) Das zeigt sich besonders bei der Polizei- 
Verordnung, wo eine Gesetzgebung ohne Mitwirkung des Parlaments 
zustande kommt, der bloß als Notweg zugelassen ist für die Fälle, 
wo der ordentliche Weg nicht zum Ziele führt, entweder weil die 
erforderlichen Maßregeln nicht rasch oder weil sie nicht speziell 
genug getroffen werden können. Natürlich müssen es sehr not- 
wendige Ziele sein, die den Staat zum Beschreiten dieses Notwegs 
berechtigen (und verpflichten). Als solche sieht die jetzige Rechts- 
überzeugung die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung an. Nur diese begründen das Recht der Polizei, geben, 



^) Hier zeigt sich wieder, daß auch heute die Theorie von der Trennung 
iifiT Gewalten noch ihre Bedeutung für das Staatsrecht hat. Die puissance 
legislative bestimmt die Rechtssphäre des Einzelnen. Die puissance judiciaire, 
also die Rechtspflege sowohl, wie die Verwaltung (vgl. Polizdgewah Tl. 1 S. 78) 
führt zunächst nur die von der puissance legi^ative gegebene», di^ Rechte 
des Einzelnen normierenden Gesetze aus, ohne selbst etwas an diesen Rechten 
ä,ndern zu können. Deshalb dürfte auch die Polizei, die ein T^l der puissance 
judiciaire ist, an sich nicht in die Rechte der Bürger ändernd eingr^fen können. 
Daß sie es trotzdem kann, bedarf als eine Durchbrechung des aligemeinen 
Prinzips einer Rechtfertigung, die eben aus der Dringlichkeit der von ihr er- 
folgten Zwecke für die Erhaltung des gemeinen Wesens genommen wird: dies 
ist „die naturrechtliche Grundlage" der Polizei, die Otto Maper immer betont. 
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^ic O' Mayer mit Recht sagt, die naturrechtiiche Orundls^e der 
Polizei, wenn auch nicht ganz in dem Sinne, wie er es meint 

O. Mayer, in seinem Verwaltungsrecht Bd. 1 S, 257 ff., begründet 
das Recht der Polizei aus einer allgemeinen Pflicht der Untertanen, 
nicht störend einzugreifen in die gute Ordnung des Gemeinwesens. 
Dies ist ein rückläufiger Gedanke. Es besteht doch z. B. nicht 
eine allgemeine Pflicht, eine Straße dann nicht zu betreten, wenn 
Gründe der öffentlichen Ordnung und Sicherheit dagegen sprechen. 
Bestände eine solche Rechtspflicht, so würden ja alle, die vor Erlaß 
einer das Betreten dieser Straße verbietenden Polizeiverordnung 
oder "Verfügung die Straße betreten haben, polizeiwidrig gehandelt 
und sich strafbar gemacht haben. Das ist natürlich undenkbar: 
nullum crimen, nulla poena sine lege poenali. Das wird auch 
O. Mayer gar nicht annehmen. Was ist es dann aber um jene 
Pflicht, ruht sie solange? Ein Blick in die Wirklichkeit zeigt, daß 
das Recht der Polizei nicht so, aus einer allgemeinen PfHcht der 
Untertanen zu konstruieren ist, sondern daß sich umgekehrt die 
Pflicht der Untertanen erst aus dem Rechte der Polizei ergibt. Um 
zu unserem Beispiel zurückzukehren: Gründe der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung geben der Polizei das Recht mir das Be- 
treten jener Straße zu verbieten; verbietet sie es mir dann aus 
diesem Recht heraus, so entsteht für mich, erst infolge dieses Ver- 
botes, aus der allgemeinen Untertanenpflicht des Gehorsams gegen 
die Staatsgewalt, die Pflicht, die Straße nicht zu betreten« Diese 
Pflicht beruht also nicht auf einer allgemeinen Pflicht polizei- 
mäßigen Verhaltens, sondern auf der rechtschaffenden Kraft 
des von einer Staatsbehörde innerhalb ihrer Kompetenz erlassenen 
Verwaltungsaktes. 

Die naturreebtliche Grundlage der Polizei besteht also nicht 
darin, daß ihr Recht sich ableite aus einer allgemeinen in dem 
Naturrecht begründeten Polizeipflicht der Staatsuntertanen. Über- 
haupt soll, wenn von einer naturrechtlichen Grundlage gesprochen 
wird, damit nicht gesagt sein, daß der Rechts g rund der Polizei 
in der lex naturae liegt; der Rechtsgrund ist lediglich das allgemeine 

Rechtsbewußtsein; dieses aber hat sich entwickelt, aus den Lehren 

7* 
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des Naturrechts.^) Das Polizeirecht ist eben ein Reclit des Polizei-r 
Staats und des Naturrechts, das ja das Staatsrecht für jenen lieferte^ 
Insofern bildet das Naturrech't die (historische) Grundlage des 
allgemeinen Polizeirechts. Eine Folge davon ist es dann, daß es 
gar nicht notwendig für das Recht der Polizei ist, daß es, wie im 
preußischen Landrecht noch einmal ausdrücklich im Gesetz normiert 
ist^) Allerdings darf man bei dieser Frage nie vergessen, daß es 
sich hier um allgemeines Staatsrecht handelt, nicht um positives. 
Es ist ja möglich, daß man es auch als einen Satz positiven ge- 
meinen deutschen Staatsrechts ansehen kann, daß die Polizei die 
von uns festgestellten Befugnisse habe, auch in den Einzelstaaten,, 
wo eine Polizeistrafrechts -Rodifikation stattgefunden hat. Jedoch 
kann dies hier dahingestellt bleiben.*) Hier kommt es bloß darauf 
an, festzustellen, wie solche allgemeine Befugnisse der Polizeigewalt, 
da, wo sie kraft positiven Rechts bestehen, staatsrechtlich zu erklären 
sind. Und da kann es nach dem gesagten kein Zweifel sein, 
daß dieselben eine Durchbrechung des Prinzips des konstitutionellen 
Staates bedeuten, in dem sonst nur das Gesetz in die Individual- 
rechtssphäre, vor allem die Freiheit, des Bürgers eindringen darf; 
und daß es nur die wichtigen Zwecke der Polizei sind, die diese 
Durchbrechung rechtfertigen, die ihr ihr besonderes Recht gaben», 
die staatsrechtlich ihr Wesen bestimmen: 

Polizei ist die zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung mit Zwangsgewalt ausgestattete Tätigkeit der 
innern Verwaltung. 
Mit diesem staatsrechtlichen Wesen der Polizei ist aber auch 
schon das allgemeine Polizeirecht gegeben. „Ihr erstes Gesetz ist 
also — so hat schon vor mehr denn 100 Jahren G. H. v. Berg ge- 
lehrt*) — die Polizeigewalt darf nie weiter gehen, als ihr eigen- 
tümlicher Zweck erfordert." 



^) vgl. Grenzen der Polizeigewalt Teil 1 insbes. S. 27 ff. 
*) Übereinstimmend Meyer-Anschütz, Staatsrecht S. 649f. 
8) vgl. übrigens oben S. 80 f. 
*) V. Berg, Handbuch I S. 88. 
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